






[image: ]


















	 Zuhause
	 Dokument hinzufügen
	 Anmelden
	 Ein Konto erstellen
	 PNG-Bilder









































Zum PDF-Download - Deutscher Kulturrat

Dienstleistungsabkommen TiSA (Trade in Services ...... Üben. Weiterschreiben, sit- zen bleiben. Ob es dann Kunst ist, stellt sich viel später heraus. Das ist. 

















 PDF Herunterladen 



 PNG-Bilder






 11MB Größe
 7 Downloads
 484 Ansichten






 Kommentar






















Kippa, Koscher, Klezmer – Dossier »Judentum und Kultur« , € November/ Dezember



6 



In dieser Ausgabe: Gustav A. Horn Jack Lang Gerd Müller Ulle Schauws Patricia Schlesinger und viele andere



Zeitung des Deutschen Kulturrates



www.politikundkultur.net



Kulturpolitik kommunal Erinnerungskultur



CETA



Rundfunk



Neue Reihe: Wie ist es um die kommunale Kulturförderpolitik der deutschen Landeshauptstädte bestellt? Seiten  und 



Trügerische Ruhe: Das zivilgesellschaftliche Engagement gegen CETA hat erste Erfolge gezeigt, muss aber weitergehen. Seiten ,  und 



Öffentlich-rechtlicher Rundfunk: Wie sieht die Zukunft aus? Große Fusion oder der Weg in die digitale Welt? Seite 



Gedenken, aber wie?: Debatte rund um das erst geplante und dann gestoppte Freiheits- und Einheitsdenkmal. Seiten ,  bis 



Witzfrei



Olaf Zimmermann ist Herausgeber von Politik & Kultur



Die dritte Säule Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik. Seiten  bis 



Geschichten der Vielen Erinnerungskultur in der Einwanderungsgesellschaft ULLE SCHAUWS



W 



ir müssen darüber reden, wie wir in Zukunft erinnern wollen. Denn Deutschland ist und bleibt in Bewegung. Jeder fünfte Einwohner hat einen Migrationshintergrund, die Einwanderungsgesellschaft ist längst Realität und die Geﬂüchteten, die zu uns kommen, machen unser Land tagtäglich noch vielfältiger. Sie alle bringen ihre eigenen Erfahrungen und Geschichten mit. Wie aber kann aus den vielen verschiedenen Perspektiven und Erzählungen eine gemeinsame Erinnerungskultur mit gemeinsamen Werten entstehen? Als bloße Integration in vorgegebene »Erinnerungsstandards« kann dies nicht gelingen. Zu einer ernst gemeinten Integration gehört der demokratische Dialog über Verbindendes und oft genug Trennendes ebenso dazu. Gerade jetzt, wo so viele Menschen mit ihren Geschichten in unserem Land Zuﬂucht suchen, ist es der richtige Zeitpunkt, neu über Erinnerungskultur und ihre Formen und Formate nachzudenken. Deshalb hat die Bundestagsfraktion von Bündnis /Die Grünen im Mai  das Positionspapier »Geschichten der Vielfalt. Erinnerungskultur in der Einwanderungsgesellschaft« beschlossen. Gemeinsam statt von oben herab



Migration verändert alle, die sogenannte Mehrheitsgesellschaft und diejenigen, die zu uns kommen. Die Autorin Carolin Emcke hat dies treffend auf den Punkt gebracht: »Es werden sich nicht allein die Perspektiven der Geﬂüchteten öffnen, sondern auch unsere eigenen. Wer wir als Gesellschaft sein wollen, wird sich auch darin zeigen, ob und wie eine solche zeitoffene, vielstimmige Erzählung gelingt«, heißt es in der Kolumne »Erinnern« in der Süddeutschen Zeitung vom ... Dieser Dialog birgt selbstverständlich Konﬂiktpotenzial. Denn in ihm spielen Fragen eine Rolle, die am Grundverständnis des Zusammenlebens rühren: Wie muss der Erinnerungskonsens unter den Bedingungen von Migration und Flucht neu ausgehandelt und vermittelt werden? Wie werden die Verbrechen des Nationalsozia-



lismus zukünftig im kollektiven Gedächtnis verankert? Und was heißt es für das Verhältnis Deutschlands zu seiner Kolonialgeschichte, wenn Menschen aus ehemaligen deutschen Kolonien nach Deutschland kommen? Diese Fragen müssen auf Augenhöhe miteinander diskutiert werden, paternalistische Bevormundung von Migranten ist hier ebenso wenig wie Harmoniesucht angebracht. Der syrische Autor Riad Sattouf hat in seiner erfolgreichen Graphic Novel »Der Araber von morgen. Eine Kindheit im Nahen Osten« die antisemitische Indoktrinierung in arabischen Ländern eindringlich dargestellt. Mit dem Antisemitismus, den es zweifellos unter vielen, natürlich nicht allen, muslimischen Migranten gibt, gilt es, sich offensiv auseinanderzusetzen. Denn eine Erinnerungskultur, die auf Vielfalt und Dialog setzt, ist keineswegs beliebig und werterelativistisch. Es muss klar sein, dass die Schoah der zentrale Bezugspunkt der Erinnerungskultur in Deutschland ist und bleibt. Und Grundlage für den gemeinsamen Aushandlungsprozess sind die Werte der europäischen Verfassungstradition, also Freiheit, Demokratie, die Gleichheit aller Menschen und der Geschlechter sowie ein selbstbestimmtes Leben für alle. Für die Essentials der offenen Gesellschaft gilt es kontinuierlich zu kämpfen. So sind etwa die Anerkennung der religiösen Vielfalt und des Existenzrechts Israels Grundsätze, die nicht zuletzt aufgrund der deutschen Geschichte niemals aufgegeben werden dürfen. Nur auf der Grundlage unverhandelbarer demokratischer Werte kann aus den verschiedenen Geschichten etwas Neues entstehen, das auf viel umfassendere Weise identitätsstiftend sein kann.



Was aber heißt Multiperspektivität? Sie bedeutet, dass eine neue gemeinsame Erinnerungskultur nur entstehen kann, wenn wir die Geschichten und Perspektiven aller Menschen, die in Deutschland leben, wahr- und ernst nehmen. Migranten und Geﬂüchtete haben anderes erlebt. Und die zusätzlichen Sichtweisen auf historische Vorgänge sollten aktiv aufgegriffen werden. Sie können uns ihre Geschichten erzählen, darüber, wie sie und ihre Vorfahren Kolonialismus erlebt ha-



Die Geschichten und Perspektiven aller Menschen, die in Deutschland leben, wahr- und ernstnehmen



ben – und wie die Folgen kolonialistischer Politik bis heute fortwirken. Sie können uns davon berichten, wie der Zweite Weltkrieg in den Herkunftsländern ihrer Familien erlebt und durchlitten wurde. Gerade in den unterschiedlich tradierten Erfahrungshintergründen – Opfer deutscher Besatzung, Widerstand, Kollaboration etc. – liegt eine große Chance, die Speziﬁk und Vielschichtigkeit der deutschen Vernichtungspolitik herauszuarbeiten. Multiperspektivität ist keine Bedrohung, sie kann die deutsche Erinnerungskultur bereichern und ihre Werte neu mit Leben füllen. Dass die deutsche Erinnerungskultur nicht statisch sein kann, sondern sich immer wieder öffnen und erweitern muss, zeigt sich an der aktuellen Debatte um die deutsche Kolonialgeschichte. Deren Aufarbeitung beMultiperspektivität statt Sonderpädagogik ginnt gerade erst, vor allem aufgrund des öffentlichen In Zeiten großer Migrationsbewegungen deﬁnieren Drucks zivilgesellschaftlicher Initiativen. Maßgeblich sich Zugehörigkeit und Identiﬁkation kontinuierlich treiben sie die Debatte um Raubgüter, die inhaltliche neu. In jedem deutschen Klassenzimmer treffen täg- Gestaltung des Humboldt-Forums oder die Umbelich unterschiedliche Erinnerungen an Unrecht und nennung von nach Kolonisatoren benannten Straßen Verfolgung aufeinander. Viele Schüler haben Eltern Fortsetzung auf Seite  oder Großeltern, die nicht in Deutschland geboren wurden. Durch die Integration von Geﬂüchteten an Nr. / Schulen bekommt diese Auseinandersetzung eine ISSN - B   neue Aktualität und Intensität.
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In den letzten Jahren bin ich deutlich korrekter geworden. Früher habe ich gerne Witze über alles Mögliche gemacht. Besonders Witze über Dicke und Stotterer, da kenne ich mich besonders gut aus, gehörten zu meinem Repertoire. Manchmal rutschen mir heute noch unpassende Bemerkungen heraus, wenn ich Marius Müller-Westernhagens Lied »Ich bin froh, dass ich kein Dicker bin, denn dick sein ist ne Quälerei«, nicht aus meinem Kopf bekomme. Doch ich arbeite hart an mir, nicht mehr selbst über mich zu lachen. Das ist auch dringend nötig, denn ein unbedachter Satz, eine Bemerkung, ein Witz, selbst unter Freunden gesprochen, kann, wenn nicht sofort, Jahre später das gesellschaftliche Aus bedeuten. Keine Witze über Minderheiten natürlich, aber auch nicht über Mehrheiten, wie Frauen zum Beispiel. Natürlich keine Bemerkungen über Migranten, Moslems und Juden. Behinderte sind sowieso tabu. Geschlechtliche Orientierung ist zwar ein wichtiges politisches Thema, aber kein Witz kommt mir mehr über die Lippen. Und der Gott der Juden, Muslime und Christen und die Götter der anderen Glaubensgemeinschaften stehen selbstverständlich unter strengem Witzverbot. Wir haben eine erstaunliche Ungleichzeitigkeit der Betroffenheit in unserer Gesellschaft. Jeder, vielleicht manchmal auch emotional befreiende, Witz über einen »Fremden« ist zu tief verwerﬂich, aber die sprunghaft angestiegene physische Gewalt gegen Migranten lässt viele von uns kalt. Die verbale Schmähung in Witzform, kann tief verletzend sein, deshalb hat der Witzemacher natürlich eine Verantwortung für sein Tun. Doch bleibt ein fundamentaler Unterschied zwischen einem noch so schmerzhaften Scherz und direkter physischer Gewalt. Zurzeit habe ich das Gefühl, dass die Grenzen verwischen und damit letztlich physische Gewalt bagatellisiert und der Witz kriminalisiert wird. Gerade in einer freien Gesellschaft muss die verbale Auseinandersetzung, auch das Witzemachen auf Kosten anderer, so unbeschränkt wie möglich erlaubt sein.  Die Gesellschaft verkrampft immer mehr, kein Witz lockert mehr die Stimmung. Smalltalk bestimmt die politischen Frühjahrs-, Sommer-, Herbst- und Winterfeste des politischen Berlins. Kein gellendes Lachen mehr über eine unkorrekte Bemerkung. Nur noch schöne Menschen auf roten Teppichen. Nur noch Langeweile. Gut so, endlich haben wir das politische Übel an der Wurzel gepackt und ausgerissen. Ich selbst bin auf einem guten Weg, vollständig witzfrei zu werden. Manchmal werden mir meine Witze über mich selbst fehlen, denn ein Blick in den Spiegel ist jetzt nicht mehr lustig, sondern nur noch ehrlich.
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Die nächste Politik & Kultur erscheint am . Januar . Im Fokus der nächsten Ausgabe steht das Thema »Kultur im Iran«.
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Ulle Schauws



weg – Nachholbedarf. So besteht bei vielen immer noch ein eklatantes Unwissen über Nationalsozialismus und den Lebensalltag in der DDR-Diktatur. Was tun? Erinnern in die Zukunft



ber die geschichtlichen Erfahrungen ihrer Familien »im Gepäck« mitbringen – oder die ihrer Eltern und/oder Großeltern. Daher sollten Schulpläne und -bücher kontinuierlich auf ihre Multiperspektivität hin geprüft und aktualisiert werden und entsprechende Lehrerfortbildungen angeboten werden. Wichtig sind dialogförmige Angebote an Gedenkstätten und -orten, um Erinnerungskultur direkt erlebbar zu machen. Die strukturelle Unterﬁnanzierung der Gedenkstätten ist nicht hinnehmbar, selbst Gedenkstätten wie Buchenwald oder Sachsenhausen sind nicht in der Lage, der Nachfrage nach Führungen gerecht zu werden. Die Kooperation mit Schulen muss deﬁnitiv stärker gefördert werden. Weil die Generationen der Zukunft noch diverser sein werden, sind neue und kreative Wege der Vermittlung gefragt. Diese Vermittlung muss offen für Kontroversen sein, denn Lernen entsteht durch Widerstreit. Nur wenn geschichtliche Aufarbeitung durch Konﬂikte und Widersprüche hindurchgeht, kann eine Erinnerungskultur entstehen, die uns alle miteinander verbindet und nicht trennt. Darum sollten wir jetzt den Mut haben, diese Grundlage für ein vielstimmiges »neues Wir« zu schaffen.



Historische und politische Bildung bilden eine Einheit, das eine ist ohne das andere nicht zu haben. Wir brauchen neue Instrumente, mit denen Fragen der Erinnerungskultur denjenigen Schülern vermittelt werden können, die zwar aufgrund ihrer eigenen Migrationsgeschichte keinen unmittelbar Ulle Schauws ist Sprecherin für Kulturfamiliär-historischen Bezug zur deut- und Frauenpolitik der Bundestagsschen Historie haben, dafür aber sel- fraktion Bündnis / Die Grünen



Kulturmensch Eske Nannen Eske Nannen – dieser Name ist seit Jahrzehnten eng verbunden mit dem Emdener Kunstleben. Bereits  eröffnete sie in Emden eine Malschule, den Kunstverein LudolfBackhausen-Gesellschaft und die »Stiftung Henri Nannen«. Nach dem Tod ihres Mannes Henri Nannen im Jahr  wurde die Stiftung in »Stiftung Henri und Eske Nannen« umbenannt. Nach der Schenkung von  Bildern vom Kunstsammler Otto van de Loo an die Kunsthalle Emden wurde ein Erweiterungsbau der Kunsthalle geplant.  wurde dieser Bau, der zum größten Teil Gemälde und Skulpturen deutscher Expressionisten zeigt, offiziell eröffnet. Eske Nannens großes Engagement wurde mehrfach gewürdigt, unter anderem erhielt sie im Jahr  den Friedlieb FerdinandRunge Preis für unkonventionelle Kunstvermittlung, ein Jahr später folgte der Deutsche Stifterpreis des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen und  wurde sie mit dem Großen Verdienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland geehrt. Ende des Jahres  plant Eske Nannen als Geschäftsführerin der Kunsthalle Emden zurückzutreten.



Zu Beginn des neuen Jahres, am . Januar , wird Eske Nannen dann ihren . Geburtstag feiern. Sie hat schon angekündigt, im Anschluss im Ruhestand mehr reisen zu wollen. Aber die Kunstförderung wird sicher Herzensangelegenheit bleiben.
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voran. Lange Zeit galt Deutschland als die kleine und »harmlose« Kolonialmacht. Der . Jahrestag des Endes der deutschen Kolonialherrschaft hat aber den Völkermord, der im ehemaligen Deutsch-Südwestafrika stattfand, ins öffentliche Bewusstsein gerückt. Der Kolonialismus hat nicht nur die kolonisierten Länder verändert, sondern genauso die Kolonisatoren. Diskussionen über »Postkolonialismus« beinhalten, dass der Kolonialismus in unseren Köpfen weiterlebt, und das oft unbewusst. Bis heute prägen kolonialistische Bilder unser Denken: das Bild vom wilden Afrika oder exotische Vorstellungen des »Fremden«. Sie tragen dazu bei, fortbestehende Machtverhältnisse zu verfestigen. Erinnerungsarbeit zielt hier ganz direkt auf unsere Vorstellungen vom »Anderen« und die Spätfolgen rassistischer Ideologie. An der Kolonialismusdebatte zeigt sich nicht zuletzt, dass der Prozess hin zu einer multiperspektivischen Erinnerungskultur nicht staatlich verordnet werden kann. Auch über die Vielfalt von Opfererfahrungen und Verantwortung müssen wir öffentlich reden. Die »korrekte« Erinnerung darf nicht als Mittel der Grenzkontrolle oder als Integrationssiegel dienen. Herkunftsdeutsche sind nicht Erziehungsberechtigte qua Abstammung. Denn auch in der sogenannten Mehrheitsgesellschaft gibt es – über die Generationengrenzen hin-
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Es geht nicht nur um CETA und TTIP, es geht um viel mehr Wer die Diskussionen über die Freihandelsabkommen verhindern will, beschädigt die Demokratie nachhaltig OLAF ZIMMERMANN UND GABRIELE SCHULZ
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ie Wallonie, die französischsprachige Provinz Belgiens, und Brüssel-Hauptstadt stemmten sich gegen das CETA-Abkommen, sodass das gesamte Zeittableau zur Unterzeichnung durcheinandergeriet. In dieser Phase zeigten jene ihr wahres Gesicht, die für die Europamüdigkeit vieler Bürger verantwortlich sind. So warf beispielsweise EU-Digitalkommissar Günther Oettinger, wie Medienberichten zu entnehmen war, die Frage auf, ob nun noch der Kirchengemeinderat von Biberach entscheiden müsse. Er machte damit jene Gremien, Institutionen und auch Kommunen lächerlich, die sich ernsthaft mit dem Freihandelsabkommen zwischen Kanada und der EU auseinandersetzen und darum ringen, eine bestmögliche Lösung zu ﬁnden. Sicher, es gäbe schlechtere Länder, mit denen die EU Freihandelsabkommen schließen könnte. Kanada ist eine gefestigte Demokratie, die sich durch Rechtsstaatlichkeit und insbesondere die Wahrung und das Eintreten für kulturelle Vielfalt auszeichnet. Aus Kanada kam der Impuls, eine UNESCO-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen auf den Weg zu bringen und die Kanadier haben sich für diese Konvention in besonderer Weise stark gemacht, gerade weil sie schlechte Erfahrungen mit dem übermächtigen Nachbarn und Kulturexporteur USA gemacht haben. Dennoch bei CETA geht es um mehr als ein Freihandelsabkommen. Das werden auch die Befürworter dieses Abkommens nicht müde zu betonen. Sie unterstreichen, dass mit CETA die Tür für eine neue Generation von Abkommen geöffnet wurde, die mehr sind als Abkommen zur Senkung von Zöllen und zum Zugang zu Märkten. CETA soll ein »lebendes« Abkommen sein, das nach Vertragsschluss auf administrativer Ebene durch den Regulatorischen Rat weiterentwickelt wird. Allein diese Regelung muss jeden, der auf demokratische Entscheidungsprozesse unter Einbeziehung von Experten und zivilgesellschaftlichen Akteuren setzt, aufhorchen lassen. Nicht umsonst hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom . Oktober  darauf verwiesen, dass die Beteiligung Deutschlands bei Entscheidungen des Regulatorischen Rats gesichert werden muss (mehr hierzu von Herta DäublerGmelin auf Seite  in dieser Ausgabe). Wer den Vertragstext mit einer Kulturbrille liest, dem fällt sofort einiges auf. Zunächst einmal, eines der umfänglichsten Kapitel in dem Vertrag ist das zu geistigem Eigentum. Einem Kernthema der Kulturpolitik und einer Materie, der sich eine eigene internationale Organisation, die WIPO (Weltorganisation für geistiges Eigentum) widmet. Warum also ein eigenes umfängliches Kapitel in einem Freihandelsabkommen, wenn Fragen des geistigen Eigentums in einer eigenen internationalen Organisation geregelt werden? Das ist aber nicht die einzige Auffälligkeit aus Kultursicht. Bemerkenswert sind vor allem die Unterschiede in den Ausnahmen zwischen Kanada und der EU. So nimmt Kanada die gesamte Kulturwirtschaft von Regulierungsbestimmungen zu Subventionen aus, die EU ausschließlich die audiovisuellen Dienstleistungen. So schafft Kanada



Aktion vor dem SPD-Parteikonvent  in Wolfsburg gegen CETA



Ausnahmen für die gesamte Kulturwirtschaft, wenn es um die Niederlassung von Investitionen und deren diskriminierungsfreie Behandlung geht, die EU nimmt wiederum ausschließlich die audiovisuellen Dienstleistungen aus. Gleiches lässt sich für den grenzüberschreitenden Dienstleistungshandel ausführen, auch hier wieder das bekannte Bild: Kanada nimmt die gesamte Kulturwirtschaft aus, die EU die audiovisuellen Medien. Für die interne Regulierung gilt das Gleiche. Spannend sind auch die Annexe, hier haben sowohl Kanada als auch einige EU-Mitgliedstaaten gesonderte Ausnahmen für Kultur oder auch Bildung getroffen. Deutschland hat lediglich im Zeitungswesen abgesichert, dass ausländische Investoren keine Mehrheit erhalten dürfen, siehe hierzu auch eine Synopse unter http:// bit.ly/elzceW. Um nicht missverstanden zu werden, jede dieser Ausnahmen ist richtig, wichtig und gut. Und jede dieser Ausnahmen zeigt, dass es um viel, gerade im Kultur- und Medienbereich geht. Doch wäre es nicht erforderlich gewesen, dass die EU auch die gesamte Kulturwirtschaft ausnimmt. Warum diese Ungleichbehandlung zwischen der EU und Kanada. Kennen die Akteure auf der europäischen und der deutschen Ebene etwa nicht die Bemühungen der kanadischen Regierung ihre Kulturwirtschaft zu stärken, sodass Kanada inzwischen ein wichtiger Exporteur von kulturwirtschaftlichen Gütern und Dienstleistungen gerade im Filmsowie im Computerspielsektor ist? Ist die Bedeutung der Kultur- und Kreativwirtschaft im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, um einmal auf die nationale Ebene zu blicken, trotz mehreren Jahren Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft, noch nicht angekommen? Kulturgüter transportieren Werte und sind zugleich Handelsgüter, diesem Doppelcharakter von Kultur, der in der UNESCO-Konvention Kulturelle Vielfalt an verschiedenen Stellen beschrieben wird, wird die EUKommission bei ihren Verhandlungen offenbar nicht gerecht, ansonsten sähe der Vertragstext anders, vielleicht kanadischer, aus. Ärgerlich ist aber nicht nur, dass jetzt versucht wird, die Wallonie ins Lächerliche zu ziehen. Ärgerlich ist auch, dass die Proteste in Deutschland und in anderen Ländern gegen CETA und TTIP so wenig Beachtung ﬁnden. Denn schließlich waren sie es, die dazu beitrugen, die zuvor bestehenden Vorschläge zu den Investor-Staat-Streitschlichtungsverfahren grundlegend zu überarbeiten. Auch an anderen Stellen haben die Proteste Wirkung gezeigt, sodass das vermeintlich im September  bereits ausverhandelte Abkom-



men noch einmal deutlich nachgebessert wurde. Dies offenbar in einem solchen Umfang, dass das CETA-Abkommen für die Europäische Kommission jetzt als das beste Freihandelsabkommen, das je verhandelt wurde, gilt. Dies zeigt, dass sich der Dialog auch mit den Gegnern offenbar lohnt und dass ein Verhandlungspartner wie Kanada auch zu Veränderungen bereit ist. Was heißt dies für die Zukunft? Zunächst müsste eine Debatte darüber stattﬁnden, mit welcher Zielrichtung Freihandelsabkommen geführt werden, insbesondere moderne Freihandelsabkommen, die über Zollsenkungen hinausgehen. Dass wirtschaftliche Faktoren zumindest beim Freihandelsabkommen mit Kanada für Deutschland



nicht der entscheidende Aspekt sind, zeigt indirekt die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Das Gericht hat eben nicht einen möglichen wirtschaftlichen Schaden als wesentlichen Grund für die Ablehnung der einstweiligen Verfügung zur vorläuﬁgen Anwendung genannt, sondern einen möglichen außenpolitischen Schaden. Die Außenpolitik scheint für uns einer der herausragenden Aspekte bei den derzeit in Verhandlung beﬁndlichen Freihandelsabkommen wie CETA und TTIP zu sein. Es geht um die Stärkung der Westbindung und des transatlantischen Verhältnisses, speziell mit Blick auf TTIP, denn die USA haben ihren Blick von uns weg, stark in den paziﬁschen Raum gerichtet. Vielleicht wäre es hilfreich, diese politischen Aspekte in der Kommunikation für Freihandelsabkommen stärker in den Mittelpunkt zu rücken als die paar Euros, die eine Durchschnittsfamilie möglicherweise am Ende eines Jahres mehr im Portemonnaie hat. Eine solche transparente Kommunikation über die Ziele wäre insbesondere mit Blick auf die unter dem Radar der Aufmerksamkeit laufenden Verhandlungen für das internationale Dienstleistungsabkommen TiSA (Trade in Services Agreement ) erforderlich, das von einer Gruppe von  Staaten, unter anderem den USA und der EU, verhandelt wird. Bei TiSA geht es nicht um Investitionen, sondern ausschließlich um den Dienstleistungshandel. Bei Wikileaks veröffentlichte Dokumente



(siehe http://bit.ly/evaR) zeigen nun, dass die Ausnahmen sehr eng gefasst werden sollen und eigentlich nur solche öffentlichen Dienstleistungen, die hoheitlich ausgeübt, kostenfrei für die Verbraucher erbracht werden und nicht in Konkurrenz zu anderen Anbietern stehen, geschützt werden sollen. Fast jede öffentliche Kulturdienstleistung kostet den Nutzer aber etwas und zu fast jeder gibt es eine privatwirtschaftliche Konkurrenz. Die Ausnahmen sind also denkbar eng gefasst und schützen mitnichten die gesamte öffentliche kulturelle Daseinsvorsorge. Den Verhandlungen zu diesem Abkommen muss jetzt die höchste Aufmerksamkeit gewidmet werden, zumal dem Vernehmen nach die Verhandlungen noch in diesem Jahr (!) abgeschlossen werden sollen. Ist es also viel Gezeter um CETA, TTIP, TiSA & Co.? Nein, denn es geht um nichts anderes als die Frage, wie wir in der Zukunft leben und wirtschaften wollen. Bei einer solch wichtigen und weitreichenden Frage müssen breite gesellschaftliche Diskussionen geführt werden. Wer diese Diskussionen verhindern will, wie offensichtlich die Europäische Kommission, aber auch Teile unserer Bundesregierung, beschädigt die Demokratie nachhaltig. Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates. Gabriele Schulz ist Stellvertretende Geschäftsführerin des Deutschen Kulturrates
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Immer wieder Gründerzeit Kulturpolitische Herausforderungen in der Landeshauptstadt Stuttgart
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ärm und Großbaustelle am Stuttgarter Hauptbahnhof, wo »Stuttgart « voll zu Gange ist. Unweit dahinter steht die neue Stadtbibliothek am Mailänder Platz, die  eröffnet wurde. Die Baukosten für den wunderschönen, quadratisch, praktisch, guten Architekturkracher des Koreaners Eun Young Yi betrugen knapp  Millionen Euro. Auf . Quadratmetern wird hier die Stadtbücherei des . Jahrhunderts verwirklicht und statistisch deutlich spürbar sind die Zahlen von Nutzer und Ausleihen seit dem Start nach oben gegangen. Die Schwaben in ihrer Hauptstadt halten viel auf Kultur. Das spürt man kommunalpolitisch. Auf der anderen Seite des Bahnhofs steht die Stuttgarter Oper, die hälftig von der Stadt mitﬁnanziert wird. Sie wurde  vom Fachmagazin »Opernwelt« zum insgesamt sechsten Mal als »Opernhaus des Jahres« tituliert. Das macht froh und stolz und wenn nun demnächst an dem Gebäude umfangreiche und kostenintensive Sanierungen fällig werden, stehen so gut wie alle im Stadtrat dahinter. Das muss sein. Das ist selbstverständlich.



Das Musterländle hat Geld. Seine Hauptstadt auch



Und nächstes Jahr bekommt Stuttgart nun auch noch ein neues Stadtmuseum, das als Abteilung des Kulturamts in Trägerschaft der Stadt geführt werden wird. Es wird in das komplett sanierte Wilhelmspalais einziehen, dort, wo früher die Stadtbibliothek zuhause war. Außen steht noch die historische Fassade, innen wird es quasi ein neues Gebäude. Seit neun Jahren gibt es einen Planungsstab Stadtmuseum, der seitdem auch die Sammlung systematisch aufgebaut hat, vereinzelt mit Exponaten aus dem Depot des Stadtarchivs, aber insbesondere auch in Kontakt und Austausch mit den Bürgern, denn die Ausstellung wird lebensgeschichtlich orientiert, sie soll nicht wie ein konventionelles Heimatmuseum konzipiert werden. Stattdessen präsentiert man Themen der Gegenwart und Zukunft, auch das, was den Diskurs Stuttgarter Zeitgeschichte bestimmt, sodass »Stuttgart « sicherlich mit von der Partie sein wird. Der Wille für ein solches Stadtmuseum – Stuttgart hatte bislang keines – formte sich bereits vor Jahren unter CDU-Bürgermeister Wolfgang Schuster und wurde unter dem neuen Oberbürgermeister (OB) Fritz Kuhn (Bündnis/Die Grünen) fortgesetzt. Da sich Stuttgarts Kulturpolitik in dieser Angelegenheit auf eine breite bürgerschaftliche Basis stützte, spielten einzelne Partei- oder Fraktionsinteressen hier eine untergeordnete Rolle und en gros lässt sich ähnliches für die kommunale Kulturpolitik generell feststellen. »Ich beobachte grundsätzlich eine fraktionsübergreifende Aufgeschlossenheit im Gemeinderat für kulturelle Fragen«, sagt z. B. die ehrenamtliche Stadträtin Petra Rühle von den Grünen. Kultur gehört – wie in allen Städten – zu den freiwilligen Aufgaben. Einvernehmliche Einsicht, dass diese Freiwilligkeit unverzichtbar ist, bietet insofern hervorragende kulturpolitische Voraussetzungen. Einvernehmlich ist man auch beim nächsten großen Kulturprojekt, dem neuen Haus für Film und Medien. Weil Stuttgart schon lange kein kommunales Kino mehr hat – es war früher im



Planetarium untergebracht, später im Filmhaus in der Friedrichstraße, wurde aber  geschlossen –, hat sich eine Initiative aus Vereinen, Haus des Dokumentarﬁlms, Volkshochschule und anderen zusammengetan, um auf die cineastische Lücke hinzuweisen. Der Stadtrat hat nun Gelder für eine Standortsuche, Erstellung einer Planungsstudie und Betriebskonzeption bewilligt. Es soll ein institutionell gefördertes Haus für Film und Medien geschaffen werden, in dem nicht nur kommunales Kino sondern ebenso ein WorkshopAngebot und Medienbildung stattﬁnden kann. »Dass Stuttgart ein Haus für Film und Medien bekommen soll, halte ich für sinnvoll und wichtig«, sagt Jürgen Sauer, ehrenamtlicher Stadtrat der CDU-Fraktion. Aber Stuttgart ist eine eng bebaute Stadt in Talkessellage. Da ﬁndet sich nicht immer gleich ein Örtchen. In Diskussion ist der Hindenburgbau, wiederum hinterm Hauptbahnhof, ein Neubau oben auf dem Parkhaus des Kaufhauses Breuninger oder die Calwer Passage. Der Planungsprozess läuft. Wie und wo auch immer dieses kommunale Kino neuen Typs hinkommt: Stuttgarts kulturelle Infrastruktur ist damit wieder mal in »Gründerzeit«. So sieht es Birgit Schneider-Bönninger. Sie ist Leiterin des Kulturamts und freut sich selbstverständlich über den Wachstumskurs, insistiert aber, dass ein »Nachhaltigkeits-Management« wichtig ist. »Wir arbeiten daran, der Politik eine Strategie für eine langfristige, zukunftsorientierte Kulturentwicklung an die Hand zu geben«, sagt sie. Vom Stuttgarter Gemeinderat kam selbst schon Interesse daran, dass man die Kultureinrichtungen evaluiert, um Zielvereinbarungen und Qualitätskriterien zu formulieren. Schneider-Bönninger würde gern zusammen mit den Kultureinrichtungen Prognosen und Szenarien für eine kontinuierliche Weiterentwicklung erstellen. Worum es geht: Kommunalpolitik hat im Grunde nie eine »Kultur des Aufhörens« – ein Begriff vom Kultur-



manager Armin Klein – etabliert. Lediglich Projektförderungen laufen aus. Ansonsten werden Einrichtungen, die in die institutionelle Förderung aufgenommen werden, auf unbestimmte Ewigkeit hin gefördert. Lange galt das wie eine Lebensversicherung für die jeweilige Kulturinstitution. Doch bleiben – mit dieser Sicherheit im Rücken – die Kultureinrichtungen auch ﬂexibel, um auf den Wandel gesellschaftlicher Herausforderungen zu reagieren? Digitalisierung etwa oder aktuell kulturelle Arbeit mit Flüchtlingen, sind Aufgaben, denen sich alle öffentlich geförderten Einrichtungen zu stellen haben. »Wichtig ist, die Kulturbetriebe mit dieser Zeitdiagnose zu konfrontieren«, sagt Schneider-Bönninger: »Die Schlüsselfrage einer Selbstevaluation lautet: ›Was brauchen wir?‹« Ausdrücklich geht es nicht um Rotstift-Konzepte etwaiger Schließungen. Genau das soll ja vermieden werden!  gab es in Stuttgart Sparrunden. Auch die Kultur war betroffen, im Kulturhaushalt wurde gekürzt. Daraufhin wurde der Prozess »Kultur im Dialog« eingeleitet. Kurzzeitig ging auch das Schreckgespenst eines globalen Minderaufwands um, sodass Kultur vier bis fünf Prozent hätte einsparen müssen. Glückliches Stuttgart. Das wurde verschoben. »Aber es lässt sich nicht ausschließen, dass das einmal wiederkommt«, sagt Schneider-Bönninger, die kurz nach Antritt ihres Jobs  einen kulturpolitischen Stammtisch einrichtete. Man trifft sich vier Mal im Jahr, öffentlich im Jazz-Club Bix, durchschnittlich  Teilnehmende. Da kommen Kulturakteure aus allen Sparten und Kulturpolitiker zusammen. Ein Schwerpunktthema wird anmoderiert, es wird referiert und diskutiert, dann gibt es Zeit zum Austausch in kleinen Gruppen, später im Plenum. »Wir werten die Ergebnisse aus und transferieren das auf die politische Ebene«, sagt Schneider-Bönninger: »Im Kulturausschuss werden die Ergebnisse dann, meist gebündelt,



STUTTGART: ZAHLEN UND FAKTEN Einwohner ca. 605.000 Fläche: ca. 207 km² Bevölkerungsdichte: ca. 3008 Einwohner pro km² Nächste Oberbürgermeisterwahl: Herbst 2020 Oberbürgermeister: Fritz Kuhn (Bündnis90/Die Grünen) Bürgermeister für Allgemeine Verwaltung, Kultur und Recht: Dr. Fabian Mayer (CDU) Kulturausgaben: ca. 147 Mio. Euro pro Jahr Kulturausgaben pro Einwohner: 243 Euro pro Jahr



vorgetragen«. Auf diese Weise seien schon zahlreiche Vernetzungen der kulturellen Sparten und Institutionen und auch Projekte entstanden. Jede Woche hält Schneider-Bönninger auch eine Kultursprechstunde. In unregelmäßigen Abständen lädt man zu größeren Dialogforen im Rathaus, die sich mit aktuellen BrennpunktThemen befassen. Wenn man so will: Auch diese Dialog-Kultur war eine Art Gründerphänomen und sie ist eine gute Voraussetzung, im einsichtigen Austausch miteinander jene Art von Entwicklungsplanung für die Kultur zu thematisieren. Stuttgart denkt vor, auch wenn es nicht akut von Einsparungen bedroht ist. Beide Kommunalpolitiker, Petra Rühle wie auch Jürgen Sauer, begrüßen das und sie wiederholen ausdrücklich, dass man damit keine Streichung oder Schließung vorbereite. Im Gegenteil: Jürgen Sauer fordert einen neuen Musikspielort mittlerer Größenordnung ab  bis . Plätze. Liederhalle und Co. reichten bei Weitem nicht mehr aus. Viele Konzertveranstalter machten einen Bogen um Stuttgart und würden in die umliegende Region ausweichen. Damit hat er Recht, schaut man sich den Ballungsraum an mit Fellbach, Böblingen, Ludwigsburg und wie die mittel-



großen benachbarten Städte alle heißen. Dort herrscht hervorragende Kulturversorgung. Das Musterländle hat Geld. Seine Hauptstadt auch.  Millionen Euro beträgt der Kulturgesamtetat laut Haushaltsplan  für alles, d. h. inklusive der Personalkosten der Mitarbeiter beim Kulturamt plus sechs Abteilungen (Philharmoniker, Stadtbibliothek etc.). Davon gehen  Millionen Euro an die »externe« institutionelle Förderung ohne Staatstheater und , Millionen Euro an Projekte. Weil im Gemeinderat ein Kulturkonsens gilt, sind diese Budgets stabil bzw. die Zeichen stehen eher auf Weiterentwicklung. Mit dem aufgestellten Doppelhaushalt / sind neue Projektfonds hinzugekommen zur kulturellen Bildung, zur ClubFörderung, eine Aufstockung gab es bei der Interkultur und Kulturarbeit mit Flüchtlingen. Es wurde auch beschlossen, die Theater z. B. zu unterstützen, die mit viel Personal arbeiten und Tarif-Erhöhungen und Preissteigerungen bedienen müssen. Eingeleitet wurden deshalb »Maßnahmen zur strukturellen Unterﬁnanzierung der personalintensiven Kultureinrichtungen«, sodass Kulturbetriebe, die mit  Beschäftigten und mehr arbeiten, nun , Prozent mehr Finanzen von der Stadt erhalten. Stuttgart nutzt die Kultur mittlerweile in besonderem Maße für die Stadtentwicklung. Das zeigt sich bei den sogenannten Wagenhallen am Nordbahnhof, die jetzt mit  Millionen Euro saniert werden, damit hinterher eine große Atelierhalle für Künstler sowie Raum für Konzertbetrieb entsteht. An die Wagenhallen grenzt ein Areal, auf dem unweit des Rosensteinparks ein neues Wohngebiet entsteht. Das Quartier entwickelt sich somit, nachdem die Kultur schon da ist. Oft ist es umgekehrt. Seit Mitte Oktober hat Stuttgart nun auch wieder einen neuen Kulturbürgermeister. Fabian Mayer (CDU) leitet das Referat »Allgemeine Verwaltung, Kultur und Recht«. Der Posten war noch offen, nachdem Vorgängerin Susanne Eisenmann (CDU) im Mai  in die Landesregierung ins Kabinett Kretschmann II wechselte bzw. »aufstieg«. Nun ist sie Kultusministerin. Auch personalpolitisch ist Stuttgarts Kulturpolitik hochinteressant. Hier bahnen sich Karrieren. Sven Scherz-Schade ist freier Journalist und arbeitet u. a. zu den Themen Kultur und Kulturpolitik für den Hörfunk SWR
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Turm des Hauptbahnhofs in Stuttgart



KOMMUNALE KULTURPOLITIK Im Anschluss an die Serie zur Landeskulturpolitik beleuchtet diese Reihe die aktuelle Kulturpolitik aller Hauptstädte der deutschen Bundesländer – mit Ausnahme der drei Stadtstaaten. In sieben Ausgaben nehmen wir jeweils zwei Landeshauptstädte unter die Kulturlupe.
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Weltmetropolenlandeshauptaltstadtdorf PETER GRABOWSKI
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in schöner Spätsommertag Anfang September: Der Kulturberater Patrick Föhl steht im ersten Obergeschoss des noblen Palais Wittgenstein im strahlenden Sonnenschein. Doch während sonst jeder Einfall natürlichen Lichts in untere Etagen dicht bebauter Altstädte für buchstäblich helle Freude sorgt, guckt Föhl in diesem Moment ausgesprochen unglücklich: Die etwa  Leute vor ihm können nämlich leider nicht lesen, was auf der Leinwand hinter ihm zu sehen war – oder besser: zu sehen gewesen wäre, wenn sich der Raum hätte verdunkeln lassen. »Geht nicht wegen Denkmalschutz«, klärt Düsseldorfs Kulturdezernent Hans-Georg Lohe die missmutig grummelnde Schar von Kulturakteuren aus allen Sparten und Ecken der Stadt darüber auf, warum es im Kammermusiksaal des ehrwürdigen Palais keine Jalousien gibt. »Das ist natürlich schade«, versucht Föhl zu retten, was zu retten ist, »aber dann les’ ich’s Ihnen eben vor.« Die Szene hat Symbolwert. In ihr zeigen sich Attraktivität und Reichtum der nordrhein-westfälischen Landeshauptstadt, aber eben auch ihre Tücken und Schwierigkeiten: Düsseldorf hat eine große Geschichte, gerade in Kunst und Architektur. Doch diese ruhmreiche Vergangenheit sorgt in der Gegenwart für einige Probleme, unter anderem auch mit der vielzitierten »Sichtbarkeit«. Die leidet nicht nur ganz konkret, wenn bei einer Präsentation des aktuellen Kulturplanungsprozesses wegen des Denkmalschutzes keine Folien an die Wand des Tagungsraums projiziert werden können. Auch im übertragenen Sinn geht der Blick auf das Heute immer wieder mal verloren, weil man sich zwischen Düssel und Rhein gern am glamouröseren, irgendwie besseren Gestern berauscht. Das reicht vom Wittelsbacher Kurfürsten und Kunstsammler Johann Wilhelm – der Rheinländer sagt: »Jan Wellem« – Ende des . Jahrhunderts über die Düsseldorfer Malerschule Schadows und der Achenbach-Brüder gut  Jahre später bis in die jüngere Zeit, zu Beuys, dem Ehepaar Becher und den Elektropionieren von Kraftwerk. An diese ruhmreichen er, er, er Jahre, als Düsseldorf zu den Weltmetropolen der Kunst zählte, tragen viele Bürger der Stadt bis heute jede Menge Erinnerungen mit sich herum. Aus ihnen nährt sich allerdings auch eine manchmal fast pathologische Sehnsucht nach dieser eben erst vergangenen Epoche. Folgerichtig beklagt die Kunst- und Kulturszene unserer Tage einen eklatanten Mangel an Wahrnehmung und Wertschätzung; vor allem innerhalb der Stadtgrenzen, und das trotz großer Qualität vieler Künstler, nicht nur der prominentesten wie Katharina Sieverding, Rosemarie Trockel, Andreas Gursky oder Thomas Ruff. Dieses Phänomen ist auch ein Thema der zurzeit laufenden Kulturentwicklungsplanung (KEP). Sie wird – im Auftrag der Stadt – von der Kulturpolitischen Gesellschaft organisiert, die sich wiederum Patrick Föhl vom Berliner Netzwerk für Kulturberatung als Projektleiter dazu geholt hat. Er und seine Mitarbeiter stellten Anfang September erste Ergebnisse ihrer Bestandsaufnahme des Düsseldorfer Kulturangebotes vor, dazu die vorläuﬁge Auswertung zahlreicher Einzelinterviews mit Akteuren aus Kultur und Politik, Wirtschaft und Wissenschaft sowie eine kommu-



nikationswissenschaftliche Netzwerkanalyse. Insgesamt  Problemfelder haben sich dabei herauskristallisiert. Neben der bereits erwähnten »Sichtbarkeit« zählen dazu unter anderem die Öffnung der städtischen Institutionen, zeitgemäßere Förderstrukturen und eine koordinierte Vermarktung des nahezu überbordenden Angebots. Besonderes Sorgenkind ist die Koordination und in Teilen auch konzeptionelle Neuausrichtung der rund  kulturellen Einrichtungen unter städtischer Beteiligung. In ihrem Zentrum wiederum die zwölf Spezialmuseen: Theater, Film und Schifffahrt sind eigene Häuser gewidmet, das Deutsche Keramikmuseum beherbergt eine weltweit renommierte Sammlung, im Literaturbereich sind Heine-Institut und GoetheMuseum organisatorisch strikt getrennt. Seit einem Jahrzehnt doktert die Stadt an diesem thematischen wie bürokratischen Sammelsurium herum. Mehrere professionelle Berater haben – teils ehrenamtlich – Analysen durchgeführt und Konzepte entworfen, doch im entscheidenden Moment haben die Verantwortlichen in Rat und Verwaltung bis jetzt immer wieder gekniffen. Nun soll ausgerechnet die Kulturentwicklungsplanung das heiße Eisen nicht nur richten, sondern am besten auch



Die ruhmreiche Vergangenheit sorgt in der Gegenwart für einige Probleme gleich noch schärfen und härten. Doch es ist weder Sinn noch Aufgabe solcher Prozesse, das ureigenste Geschäft der Politik zu besorgen: Entscheidungen treffen. Gleichzeitig macht dieser Vorgang das eigentliche Problem in der nordrhein-westfälischen Landeshauptstadt deutlich. Es mangelt am Gespür für kulturpolitische Herausforderungen, an der Kreativität und an der notwendigen Durchsetzungskraft zu ihrer Lösung – oft an allem zugleich. Ein kurzer Blick auf die parlamentarische Seite: Im Rat der Stadt sitzt



seit zwölf Jahren der Kunsthändler Friedrich Conzen (CDU) dem Kulturausschuss vor. Er ist seit  Stadtverordneter, seit  auch stellvertretender Bürgermeister. Conzen hat sich große Verdienste um Düsseldorf erworben, auch in der Kulturpolitik. Doch nicht nur seine patriarchale Art und Amtsführung wirken irgendwie aus der Zeit gefallen – auch inhaltlich steht der Seniorchef eines  Jahre alten Traditionsunternehmens für einen mitunter rührend rückwärtsgewandten Kulturbegriff. Etwas anders gelagert ist der Fall im zugehörigen Verwaltungsbereich, aber ähnlich schwer. Kulturdezernent Hans-Georg Lohe (CDU) ist Jurist und war weite Teile seines Berufslebens irgendjemandes Referent, unter anderem auch der seines legendären Vorgängers im Amt, Hans-Heinrich Grosse-Brockhoff (CDU). Der wechselte  in die Landesregierung, und dann begann zu wirken, was in der Politik manchmal die größten Kräfte auslöst: Die Arithmetik der Macht. Düsseldorfs damaliger Oberbürgermeister Joachim Erwin nutze Grosse-Brockhoffs Abgang, um endlich einen handzahmen und ihn – Erwin – weniger enervierenden Nachfolger zu installieren. So wurde der ewige Referent Hans-Georg Lohe, der zu jener Zeit das Büro des Kämmerers leitete und im Nebenamt kaufmännischer Geschäftsführer der städtischen Kunsthalle war, zum Kulturdezernent in der Hauptstadt des größten deutschen Bundeslandes. Er ist es bis heute. Lohes Wiederwahl nach acht Jahren kam Anfang  gerade noch rechtzeitig, bevor im Herbst der Sozialdemokrat Thomas Geisel den OB-Posten erobern konnte. Der hat seitdem einige Dezernenten mit CDU-Parteibuch auf diese oder jene Art und Weise entsorgt, den – ungewöhnlich an einer deutschen Stadtspitze – ausschließlich für Kultur zuständigen Lohe aber behalten. Wer im Düsseldorfer Rathaus und drumherum nach den Gründen fragt, hört niemals ein inhaltliches Argument; zumindest keins, das man Lohe zugute schreiben könnte. Viel ist dagegen von der bereits erwähnten Arithmetik die Rede. Mitunter fallen auch harsche Worte.



DÜSSELDORF: ZAHLEN UND FAKTEN Einwohner: ca. 630.000 Fläche: ca. 217 km² Bevölkerungsdichte: ca. 2900 Einwohner pro km² Nächste Oberbürgermeisterwahl: 2020 Oberbürgermeister: Thomas Geisel (SPD) Kulturdezernent: Hans-Georg Lohe (CDU) Kulturausgaben: ca. 130 Mio. Euro pro Jahr Kulturausgaben pro Einwohner: ca. 206 Euro pro Jahr



Hinter den Kulissen hieß es zuletzt, der kulturpolitisch recht sattelfeste Oberbürgermeister favorisiere mittlerweile die Idee eines »Generalmuseumsdirektors« für die stadteigenen Sammlungen. Der – oder die – müsste allerdings spätestens dann installiert werden, wenn im Herbst  der jüngst noch einmal verlängerte Vertrag von Kunstpalast-Direktor Beat Wismer endgültig ausläuft. Dessen Position an der Spitze des größten städtischen Kunstmuseums ist die Schlüsselpersonalie im Institutionengefüge. Doch bislang ist weder klar, welche Ausrichtung das Haus künftig haben soll, noch wie viel Geld zur Verfügung steht. Der bisherige Großsponsor Eon zieht sich im kommenden Jahr endgültig zurück, ein Nachfolger an der privatwirtschaftlichen Geldspritze ist bislang nicht gefunden. Doch vor diesen grundsätzlichen Entscheidungen hier wie da wie dort wird auch die Führungspersonalie nicht zu lösen sein. Vom Kulturdezernenten hat man in dieser Frage noch nichts Substanzielles gehört, so wie eigentlich immer. Wohin zieht das heimatlos werdende Theatermuseum? Wer soll das Keramikmuseum mit seinem erstklassigen Potential dauerhaft aus dem Dornröschenschlaf ins verdiente Rampenlicht führen – und wo? Wird das Schauspielhaus während seines mindestens zweĳährigen Zwangsexils wegen einer Mega-Bau-



stelle drumherum auch gleich selbst richtig saniert, bevor das kurz nach der Rückkehr dann sowieso passieren muss? Die letzten Schätzungen dafür belaufen sich auf  Millionen Euro plus X. Oberbürgermeister Thomas Geisel hat angesichts der immer größer werdenden Summe den Stadtrat aufgerufen, sich eindeutig zu erklären und dabei auch die Frage zu beantworten, »welche Bedeutung dieses Gebäude der Hochkultur« für die Stadt habe. Seitdem ist der denkmalgeschützte Bau aus den er Jahren auch wieder eine kulturpolitische Baustelle. Der neue Schauspiel-Intendant Wilfried Schulz wünscht sich natürlich, möglichst bald ein möglichst umfassend saniertes Stammhaus. Ihm wird zugetraut, der traditionsreichen Theaterstätte dann endlich wieder eine echte Identität geben zu können. Doch auch er wird damit zu kämpfen haben, dass in Düsseldorf vor allem große Namen der Vergangenheit hell leuchten und dabei sogar manches starke Licht der Gegenwart gleich mit überstrahlen. Auch in diesem konkreten Fall wirft einer lange Schatten, und zwar auf den Platz direkt vor dem Schauspielhaus. Der ist nach dem legendären ersten Intendanten der Nachkriegszeit benannt: Gustaf Gründgens. Peter Grabowski ist kulturpolitischer Reporter
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Wie steht es um die kommunale Kulturpolitik in Düsseldorf?



Bertha-von-Suttner-Platz mit Blick auf den Eingang des Hauptbahnhofs Düsseldorf und einer Skulptur von Horst Antes
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Ein Symptom des Unwillens demütigem Abstand vor dem Denkmal verharren, sondern er soll es betreten, er soll mitwirken. Ich halte diese Idee für zeitgemäßer und moderner, als etwa eine Figur, zu der man aufschauen soll, oder eine abstrakte Form, die ständig WOLFGANG THIERSE neuer Erläuterung bedürfte. Nun wird jedes Wettbewerbserm . April dieses Jahres hat gebnis, jeder Denkmalsentwurf umder Haushaltsausschuss des stritten sein. Geschmacksurteile sind Deutschen Bundestages in erlaubt und unvermeidlich. Schon die einem überraschenden Be- Bezeichnung des zur Realisierung ausschluss die Bundesregierung aufge- gewählten Siegerentwurfs als »Wippe« fordert, das Bauvorhaben eines Frei- aber war ein Geschmacksurteil von deheits- und Einheitsdenkmals vor dem nunziatorischer Qualität. Erinnern wir künftigen Humboldtforum in Berlin uns: Auch das Holocaustdenkmal hatte »nicht weiter zu verfolgen«. Ich will ursprünglich heftige Gegner und ist inmich mit dieser Entscheidung nicht zwischen nahezu unumstritten. zufrieden geben. Denn es geht um etwas Wichtigeres als die – sehr zu bezweifelnden Mehrkosten – von vier Das Ringen um ein Millionen Euro, die als Begründung Denkmal ist keinesfür den Beschluss herhalten mussten: Nach -jähriger öffentlicher Debatte wegs ergebnislos, einer zivilgesellschaftlichen Initiatijedenfalls nicht für ve für ein Denkmal zur Erinnerung an Berlin die friedliche Revolution  und die deutsche Vereinigung , nach zwei klaren Bundestagsentscheidungen dafür, nach zwei Wettbewerben, nach Dass es Streit gibt, liegt gewiss auch an weitgehenden Planungsarbeiten wird der intellektuellen und künstlerischen das mittlerweile baureife Projekt im Herausforderung. Wir kennen Helden-, Handstreich – nämlich ohne Debatte Kriegs-, Opfer- und Toten-Denkmäler, im zuständigen Fachausschuss, ohne wir kennen mehr oder minder peinlineue Plenardebatte – im Haushalts- che Nationaldenkmäler. An die deutausschuss gekippt. Das ist ein für das sche Freiheitsgeschichte zu erinnern, deutsche Parlament blamabler Vorgang. ein Denkmal historischen Glücks zu Inzwischen hat Bundestagspräsident schaffen, dafür aber gibt es in unserer Lammert – an die »Kleiderordnung« er- Denkmalstradition kein Vorbild! innernd – die Fraktionen aufgefordert, Um dieser Schwierigkeit aus dem sich mit diesem Vorgang und mit dem Weg zu gehen, wird auf das BrandenProjekt erneut zu befassen. burger Tor verwiesen: Das sei schon Das allerdings halte ich für unbe- das Freiheits- und Einheitsdenkmal, dingt notwendig. Denn ich empﬁnde meint Kulturstaatsministerin Grütdie Entscheidung der Haushälter als ters. Welch‘ Geschichtsvergessenheit! ein Symptom des Unwillens und der Mit dem Brandenburger Tor, erbaut als Unfähigkeit von uns Deutschen, sich Triumphbogen und als Stadttor, zum selbstbewusst, ja vielleicht gar mit Berliner Tiergarten fungierend, bleibt Stolz an die eigene Geschichte zu er- die Erinnerung an die Machtergreifung innern, uns ein glückliches Ereignis Hitlers , an die durch das Tor marunserer Geschichte in einem Denkmal schierenden SA-Einheiten verbunden. zu vergegenwärtigen. Genau dies aber Und die Erinnerung daran, dass es in war die Intention der Initiatoren des der Zeit des Kalten Krieges einsam Denkmalprojekts und dem folgend der im Niemandsland der Grenze stand beiden Bundestagsbeschlüsse: An die – ein Symbol der deutschen Spaltung Friedliche Revolution / zu er- schlechthin, deshalb durchaus ein Syminnern, ein Denkmal unseres histori- bol der Wiedervereinigung. Aber ein schen Glücks zu errichten – und zwar Denkmal unserer Freiheits- und Demoin der Überzeugung, dass auch wir kratiegeschichte? Welch‘ Missachtung Deutschen Ermunterung und Orien- der historischen Leistung, welche die tierung vertragen und gewinnen könn- Ostdeutschen mit ihrer friedlichen Reten durch die Erinnerung an den Erfolg volution erbracht haben! einer Freiheitsrevolution, welche die An diese soll erinnert werden – in Wiedervereinigung Deutschlands und Berlin und in Leipzig. Das Ringen um Europas ermöglichte. Eine Erinnerung, ein solches Denkmal ist nicht, wie die Widersprüche, Scheitern, Schand- Monika Grütters es sagt, ergebnislos, taten, Verbrechen der deutschen Ge- jedenfalls nicht für Berlin: Der preisschichte gewiss nicht verdrängen und gekrönte Entwurf ist zur Baureife entnicht vergessen machen soll. Aber auch wickelt, die Baugenehmigung erteilt. wir Deutschen haben eine Freiheitsge- Dieses Projekt in Berlin scheitern zu schichte, zu deren schönsten Kapiteln lassen, hilft Leipzig nicht. Im Gegendas »Jahr der Wunder« / gehört! teil: Wenn’s in Berlin gelingt, werden Mit dem Entwurf der Waage, so mei- die Aussicht und der Nachdruck für ein ne Überzeugung, ist eine durchaus mo- Denkmal in Leipzig umso größer. derne Form gefunden worden, die für Wir sollten uns also nicht mit dem viele gewöhnungsbedürftig sein mag Geschmacksurteil unserer lieben Hausund daher auch angreifbar ist, gerade haltspolitiker zufrieden geben! Auch auch weil der Entwurf etwas Leichtes nicht mit dessen zweifelhafter Begrünausstrahlt. Es soll ja auch kein Mahnmal dung. Es geht vielmehr darum, wie sein, sondern ein zeitgemäßes Denkmal, dieses Land und dieses Volk mit dem das an einen Moment erinnert, in dem glücklichsten Ereignis seiner jüngsten Geschichte gelingt: Eine Revolution in Geschichte umgeht! Die Debatte muss Deutschland, die nicht scheitert, son- also wieder aufgenommen werden, der dern ohne Blutvergießen Demokratie, fachlich zuständige Kulturausschuss Freiheit und Einheit für alle Deutschen und das Plenum des Deutschen Bundesbringt. Die Waage will in einer spieleri- tages müssen sich mit dieser Herausschen, aber doch nicht unernsten Weise forderung und dem Entwurf ernsthaft etwas Grundlegendes dieser friedlichen und verantwortungsvoll befassen! Alles Revolution verdeutlichen: »Bürger in andere wäre beschämend. Bewegung« können die Waage neigen, wenn sie sich verständigen, wohin sie Wolfgang Thierse ist wollen. Der Betrachter soll nicht in Bundestagspräsident a. D.
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Debatte um Freiheitsund Einheitsdenkmal muss wieder aufgenommen werden



Der Entwurf des Freiheits- und Einheitsdenkmals von Milla & Partner bei Nacht als Computersimulation



Die Entscheidung ist getroffen Warum Berlin ein Freiheits- und Einheitsdenkmal braucht GÜNTER NOOKE
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erlin, die deutsche Hauptstadt, braucht ein Freiheits- und Einheitsdenkmal. Das war der Gedanke, als ich  zusammen mit dem damaligen Präsidenten des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung, Florian Mausbach, eine Bürgerinitiative zur Errichtung solch eines Denkmals auf der Berliner Schlossfreiheit startete, dem Logenplatz der deutschen Geschichte, wie die taz einmal schrieb. Und das ist heute immer noch richtig, auch nachdem der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im April dieses Jahres beschlossen hatte, der Bundesregierung zu empfehlen, dieses Projekt nicht weiter zu verfolgen. Doch wer ist der »Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages«? Hatte nicht der Deutsche Bundestag in Gänze beschlossen, solch ein Denkmal geradezu und gegenüber als Kontrapunkt zum Wiederausbau des Berliner Stadtschlosses zu errichten? Und gab es nicht einen erfolgreich durchgeführten Wettbewerb mit einem klaren Ergebnis: Das Architekturbüro Milla & Partner gewann mit einem Entwurf, der den Initiatoren der Denkmalsidee sehr nahe kam. Der alte Sockel des früheren Kaiser-Wilhelm-Denkmals wird »aufgehoben« und einer neuen Bestimmung zugeführt. Nicht Bärbel Bohley oder Helmut Kohl werden auf den Sockel gestellt, sondern alle Bürger können ihn »erobern«. »Bürger in Bewegung«, so die Idee an der auch Sascha Waltz beteiligt war, bezeichnet ein aktives Denkmal, bei dem die Besucher selbst zu Akteuren werden, indem sie zuerst sich und dann den aufgehobenen Sockel wie eine Waage in Bewegung setzen, langsam nur, aber bestimmt. Keiner bezweifelt, dass damit Berlin um eine Attraktion reicher würde. Nur muss es eben gebaut werden. Die Fortsetzung des Baus, der durchgeplant ist und für den eine Grundsteinlegung ansteht, verhindert derzeit nicht nur der Haushaltsausschuss, sondern Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) und wohl neue Berliner CDU-Vorsitzende, Monika Grütters. Sie bestreitet inzwischen gar nicht mehr, dass es nicht um die Kosten geht, also der Haushaltsausschuss nur instru-



mentalisiert wurde. Bei einer Paneldiskussion am . September  wurde ihre eigentliche Absicht deutlich. In ihrer Eingangsrede, nachdem sie sich positiv zu einem »Waldmops-Denkmal«, mit dem die Stadt Brandenburg an der Havel Loriot ehrt, geäußert hatte, sagte sie: »Wir haben aber umgekehrt ganz offensichtlich Schwierigkeiten, historischen Ereignissen selbst ein Denkmal zu setzen. Nicht zuletzt mit Blick auf das ergebnislose Ringen um ein Freiheits- und Einheitsdenkmal in Berlin und Leipzig treibt mich die Frage um, warum wir uns im . Jahrhundert so ungeheuer schwertun, für unser gemeinsames – nationales – Erinnern – für Freude und Stolz genauso wie für Trauer und Scham – eine Formensprache zu ﬁnden, die bei der Mehrheit der Menschen im doppelten Wortsinn ankommt und von der Gesellschaft getragen wird.« Nun hat genau dazu seit  eine Debatte stattgefunden, aber eher weniger emotional und leidenschaftlich als wir uns das gewünscht hatten. So war es auch bei der folgenden Podiumsdiskussion. Alle Panellisten Christoph Stölzl, Christopher Clark, aber auch der Kulturausschussvorsitzende Siegmund Ehrmann und Anna Kaminsky von der Stiftung Aufarbeitung sprachen sich für ein positives Erinnern aus; genauso wie  schon fast alle angeschriebenen Meinungsträger von Jörg Immendorff über Ignatz Bubis bis zu Joachim Fest, die alle ein Denkmal an diesem Ort unterstützten und unseren Offenen Brief unterzeichneten. Interessant an der Diskussion war, dass der eigentlich von Monika Grütters intendierte Zweck, nicht über den im Wettbewerb erfolgreichen und von Bernd Neumann, Grütters Vorgänger, beauftragten Entwurf von Milla & Partner zu sprechen und ihn endgültig zu beerdigen, verfehlt wurde. Denn es ist schlicht eine Unwahrheit, wenn die BKM von einem »ergebnislosen Ringen um ein Freiheits- und Einheitsdenkmal« spricht. Natürlich darf man Formensprache und Ikonographie von künstlerischen Entwürfen und auch Denkmalen unterschiedlich bewerten. Aber genau deshalb werden Juryentscheidungen getroffen und rechtsverbindliche Verfahren durchgeführt: Damit eben nicht der Geschmack der Kulturstaatsministerin in Gutsfrauenmanier durch-



gesetzt wird bzw. nachträglich zum Zuge kommt. Doch es gibt noch einen, vielleicht sogar den entscheidenden Punkt in der Debatte um ein Freiheits- und Einheitsdenkmal. Ich hatte am Tag nach der für uns alle völlig überraschenden Entscheidung des Haushaltsausschusses im Tagesspiegel vom . April  geschrieben, wenn das Denkmal scheitern sollte, dann aufgrund einer »unheiligen Allianzen von Kleingeistern«. Die gibt es leider immer noch. Wesentlich aber ist jetzt eine positive Bewegung zur Umsetzung der Denkmalsidee auf der Schlossfreiheit – welche Symbolik: nicht der Sockel des alten Nationaldenkmals, sondern auch der Ort, wo früher die Bediensteten des Schlosses in einfachen Bauten wohnten. Es braucht jetzt mehr als freundliche Anteilnahme. Es braucht Begeisterung der Deutschen für das, was uns gemeinsam  mit der Friedlichen Revolution und  mit der Deutschen Einheit gelungen ist. Nur eine öffentliche Auseinandersetzung mit den vielen Gründen dafür wird die Abgeordneten des Deutschen Bundestages überzeugen, solch ein Denkmal zu bauen: Die Entscheidung dafür ist bereits getroffen. Wer sie auf-



Was soll nach zwei Wettbewerben wirklich Neues aus einer Debatte folgen? heben will, muss klar sagen, warum und wofür jetzt der eingeschlagene Weg verlassen werden soll. Den Initiatoren ging es immer auch um diesen Ort. Was soll da nach zwei Wettbewerben wirklich Neues aus einer Debatte folgen? Das Denkmal braucht auch die Unterstützung der vielen Organisationen im Deutschen Kulturrat, damit es ein aktives und freudiges Erinnern an Freiheit und Einheit in der Mitte der Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland gibt. Bitte nutzen Sie ihren Einﬂuss auf die BKM. Günter Nooke ist Mitinitiator des Freiheits- und Einheitsdenkmals und war Mitglied der Jury, die den Siegerentwurf von Milla & Partner auswählte
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Eine rein finanzielle Entscheidung Der SPD-Politiker Johannes Kahrs zur Ablehnung des Einheits- und Freiheitsdenkmals durch den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages Theresa Brüheim: Herr Kahrs, wieso wurde das Bauvorhaben für das geplante Freiheits- und Einheitsdenkmal im April dieses Jahres durch den Haushaltsausschuss gestoppt? Braucht Deutschland einen solchen Erinnerungsort nicht mehr? Johannes Kahrs: Es ist weder der Auftrag noch die Rolle des Haushaltsausschusses, über Beschlüsse des Deutschen Bundestages zu bestimmen. Der Deutsche Bundestag hat beschlossen, dass es ein Freiheitsund Einheitsdenkmal geben soll. Entsprechend haben wir nur das aktuelle Modell gestoppt, weil die Kosten aus dem Rahmen gelaufen sind. Zudem konnte niemand die Folgekosten garantieren. Da haben wir gesagt, das geht so nicht! Es stimmte mit dem Kostenrahmen, der



vereinbart war, einfach nicht mehr überein. Weshalb sollten die Kosten des Bauvorhabens ausufern? Wir haben als Haushaltsausschuss gesagt, dass die Höhe der Baukosten übermäßig hoch sind. Niemand konnte uns die Garantie geben, dass es nicht so weitergeht. Deswegen haben wir gesagt, dass es in diesem Rahmen nicht geht und nicht funktioniert. Aus Kreisen des Haushaltsausschusses hieß es auch, dass von der Umsetzung des Entwurfs am Ende niemand mehr so richtig überzeugt gewesen sei. Woran lag dieser Umstand? Prinzipiell ist es nicht meine Aufgabe und nicht mein Job als Haushälter, die Qualität des Entwurfes oder des Standortes zu bewerten. Wir haben einfach die Kostensteigerung bewertet: Läuft das Bauvorhaben ab jetzt stabil oder wird es noch teurer? Die Antworten darauf waren unbefriedigend. Folglich haben wir die Sache gestoppt. Die inhaltliche Frage entscheidet am Ende der Kulturausschuss bzw. die Jury.



Wolfgang Thierse, ein Mitinitiator des Freiheits- und Einheitsdenkmals, sagte im Zuge des Stopps, dass dieser eine Blamage für den Bundestag sei, weil das im Umkehrschluss bedeuten würde, dass man nicht zu den eigenen Entscheidungen stehe. Was sagen Sie dazu? Die Blamage ist, dass das Freiheitsund Einheitsdenkmal  eingeweiht werden sollte. Wir sind jetzt im Jahr . Vielleicht muss man sich überlegen, was im Vorfeld falsch gelaufen ist. Es ist ja nicht das erste Freiheits- und Einheitsdenkmal, was Schwierigkeiten hatte. Man kennt das ja aus Leipzig. Und es gab auch schon mal einen Anlauf in Berlin. Inwiefern hat der Haushaltsausschuss mit seiner Entscheidung die Beschlussfassung des Bundestages gestört? Der Haushaltsausschuss hat die Aufgabe wahrgenommen, auf den haushalterischen Bereich zu achten. Inwieweit der Deutsche Bundestag das Projekt jetzt neu aufsetzt oder anders gestaltet, obliegt ihm selbst. Im Ältestenrat wurde auch festgestellt, dass die Fraktionen jetzt nochmal darüber



diskutieren werden, ob ein weiterer Anlauf gestartet wird. Wie verhält es sich denn mit den bereits ausgegebenen Geldern für das Freiheits- und Einheitsdenkmal? Die liegen wohl zwischen , und , Millionen Euro. Führt der Entschluss des Haushaltsausschusses nicht dazu, dass diese jetzt in Luft verpuffen? Höchstwahrscheinlich wird das so sein.



Am Ende ist es kein Beschluss der Haushälter, ob wir das unterstützen. Mich hat nur gewundert, dass die Resonanz auf den Beschluss des Haushaltsausschusses eher positiv als negativ war. Grundsätzlich habe ich außer zwei, drei kritischen Stellungnahmen nur positive Stellungnahmen zum Beschluss des Haushaltsausschusses gelesen, was an sich schon erstaunlich ist.



Wie würden Sie sich in Zukunft ein gelungenes Freiheits- und EinWas denken Sie, soll es in Zukunft heitsdenkmal vorstellen? weitere Initiativen für ein FreiDas ist Aufgabe des Kulturausschusheits- und Einheitsdenkmal geben? ses, sich das zu überlegen. Aber Es gibt einen Beschluss des Bundestavielleicht sollte man sich angucken, ges für ein Freiheits- und Einheitsdenk- woran es in Leipzig und in Berlin gemal. Der Haushaltsausschuss des Bun- scheitert ist. Weiterhin glaube ich, als destages hat nicht gesagt, dass er kein jemand, der die Kosten beurteilt, hält Freiheits- und Einheitsdenkmal will. man sich besser aus der inhaltlichen Er hat nur gesagt, dass der KostenrahBetrachtung raus. men, der vorgegeben worden ist, so deutlich überschritten worden ist, dass Das ist doch ein gutes Schlusswort, Herr Kahrs. Ich danke Ihnen für es in dieser Art und Weise nicht geht. das Interview. Würden Sie in Zukunft weitere Initiativen dafür unterstützen? Johannes Kahrs ist Mitglied des HausDas hängt davon ab, wie es weitergeht. haltsausschusses des Deutschen BunDer Bundestag muss entscheiden, ob destages. Theresa Brüheim ist Cheﬁn er das Vorhaben nochmal aufgreift. vom Dienst von Politik & Kultur



Den öffentlichen Diskurs forcieren Das Nein des Haushaltsausschusses zum geplanten Denkmal bietet die Chance, noch einmal über Wege der Erinnerungskultur zu diskutieren SIEGMUND EHRMANN
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gekippt, nicht den Bundestagsbeschluss und die Bundesregierung aufgefordert, das Projekt nicht weiter zu verfolgen. Jetzt muss der Bundestag klären, wie er zu seinen Ursprungsbeschlüssen steht. Beharrt er darauf, den eingeschlagenen Weg weiterzuverfolgen, hebt er die Beschlüsse auf und/oder eröffnet er den Weg einer breiten öffentlichen Debatte? Stillschweigend das Projekt dem reinen Regierungshandeln zu überlassen, ist auf jeden Fall kein angemessenes Verhalten. Über Geschmack lässt sich bekanntlich streiten. Deshalb schätze ich JuryEntscheidungen im Prinzip hoch ein. So ist es auch zu einem Jury-Votum für den »Milla-Entwurf« gekommen. Die jetzt eingetretene Situation eröffnet allerdings noch einmal die Chance, eine Debatte über unsere Erinnerungskultur zu



führen. Allein die Diskussionen über den Sinn eines Freiheits- und Einheitsdenkmals zeigt, dass sich ein Streit über die beste Lösung lohnt. Ist das gefundene Konzept das richtige? Ist der gefundene Ort der richtige? Gibt es dafür Alternativen? In einem von der SPD-AG Kultur und Medien veranlassten Fachgespräch sind eine Fülle von Aspekten vorgetragen worden, die es mehr als angebracht erscheinen lassen, den öffentlichen Diskurs zu forcieren. Der Streit in der Sache wird uns weiterbringen. Das Leipziger Projekt ist leider gescheitert. Die deutsche Freiheitsidee ist jedoch nicht auf Berlin begrenzt. Aber der im frühen . Jahrhundert aufkeimende Freiheitswille zieht sich daher wie ein Pfad durch unser Land. Sicherlich ist der . November  ein Glücksmoment in unserer Geschichte,
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ie zivilgesellschaftliche Debatte über ein Freiheits- und Einheitsdenkmal begann  und mündete nach langen Jahren des Hin und Her in zwei Beschlüssen des Deutschen Bundestags  und , die sich positiv zum »Ob« eines solchen Erinnerungsortes verhielten. Von einem breiten Konsens konnte damals nicht die Rede sein: Die Linkspartei stimmte dagegen, die Grünen enthielten sich. Es war ein Projekt, das aus der Zivilgesellschaft entstanden ist. Schon seit dem Mauerfall gab es immer wieder Bestrebungen, ein Denkmal zu bauen, welches an die Friedliche Revolution im Herbst  und an die Wiedergewinnung der staatlichen Einheit Deutschlands erinnert.



Bis die Baugenehmigung im Jahr  erteilt werden konnte, waren aber noch viele Hürden zu nehmen. Ob es die Realisierungswettbewerbe oder der Standort waren, nichts davon war leicht zu lösen. Auftretende technische Probleme, Anforderung an Naturschutz und Barrierefreiheit – sie wurden nach zähem Ringen gelöst. Am Ende sollten dann aber ﬁskalische Bedenken ein vorzeitiges Ende für die Planung bedeuten, als der Haushaltsausschuss den Finanzierungsplan des Bauprojektes missbilligte. Es ist die Aufgabe des Haushaltsausschusses, bei ﬁnanziellen Fehlentwicklungen stellvertretend für den Bundestag einzuschreiten, wenn die Kosten aus dem Ruder zu laufen drohen. Auch hier gelten die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit. Aber er hat nur den Finanzierungsplan



Der Siegerentwurf des Wettbewerbs zur Gestaltung des Freiheits- und Einheitsdenkmals in Berlin von Milla & Partner



der sich in eine lange Linie der Freiheitsgeschichte einbettet. Auch dies gilt es zu bedenken. In einem historisch-normativen Kontext muss ein häuﬁg erwähnter Alternativvorschlag zum Freiheits- und Einheitsdenkmal betrachtet werden: Das Brandenburger Tor. Den Älteren ist es sicherlich zuvörderst ein Symbol der Trennung, sind uns die Bilder der Mauer, welche die Stadt Berlin und die Welt in Ost und West einteilte, doch noch allgegenwärtig. Dass diese Mauer, die quer durch unseren Kontinent lief, in einem friedlichen Akt der Revolution eingerissen wurde, man das Tor heute durchqueren, bewundern und aus allen Perspektiven fotograﬁeren kann, muss uns alle freuen. Doch taugt es damit auch zum Freiheits- und Einheitsdenkmal? Werden die Bilder, wie meine Generation sie kennt, die gleiche Rezeption bei kommenden Generationen auslösen? Als ein »weltweit bekanntes Kennzeichen-D« beschreibt Peter Reichel das alte Stadttor in seinem Werk »Glanz und Elend deutscher Selbstdarstellung«, aber auch den historisch-normativen Wert arbeitet er doch sehr treffend heraus. »Das Brandenburger Tor steht für das deutsche, wiederholt gegen äußere Feinde gerichtete Freiheits- und Einheitsstreben, für Teilung und Unfreiheit […] und nicht zuletzt für Preußen und damit allgemein für die kleindeutsche Sache. Nur für das frankophone, revolutionäre und prowestliche Dritte Deutschland steht es nicht.« Diese Ansicht muss man nicht zwingend teilen, aber man muss sie diskutieren. Und diese neue Debatte brauchen wir auch vom Grundsatz her. Die Debatte hat nie stillgestanden, wie man an den aufgekommenen Problemen sehen kann. Diese konnten alle ausgeräumt werden. Aber es waren Debatten »im Vollzug«. Jetzt geht es offenkundig erneut um eine Debatte im Grundsatz. Dieser muss sich die Gesellschaft und das Parlament stellen. Siegmund Ehrmann, MdB ist Vorsitzender des Ausschusses für Kultur und Medien
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DEBATTE



Das Freiheits- und Einheitsdenkmal wird kommen, so oder so Der Baustopp ist nicht das Ende des Denkmals. Er bietet die Chance für einen neuen Diskurs EIN KOMMENTAR VON OLAF ZIMMERMANN



touristischer Erinnerungswanderweg entstanden ist. Dieser dunkelsten Seite unserer Geschichte soll nun ein Denkmal gegenübergestellt werden, in dem der Freiheit, der Einheit und der friedlichen Revolution von  gedacht wird. Abgesehen davon, dass einem oft der Schrecken eher in Erinnerung bleibt als die Freude, stellt sich auch hier die Frage nach der angemessenen Form. Sicherlich, eine Jury hat nach einem nicht einfachen Wettbewerb einen Sieger gekürt. Der Auftrag wurde erteilt und seit einigen Jahren wird an dem Denkmal »herumgewerkelt«. Der Haushaltsausschuss des



Deutschen Bundestags hat nun wegen deutlicher Kostensteigerungen die Reißleine gezogen und den Bau gestoppt. Der Baustopp, so bedauerlich er in den Augen der Initiatoren des Denkmals auch ist, ist in meinen Augen eine Chance. Eine Chance, um über die angemessene Form des Erinnerns noch einmal nachzudenken. Vielleicht war es bei aller Wertschätzung gegenüber den damaligen Protagonisten für das Einheits- und Freiheitsdenkmal noch zu früh, um eine adäquate Form der Erinnerung zu ﬁnden. Schon beim Berliner Schloss, das einmal das HumboldtForum beherbergen soll, zeigte sich,



F OTO: M I L L A & PA RT N E R / S A S H A WA LTZ



Anders als das Holocaust-Mahnmal, das an das schrecklichste Verbrechen in der deutschen Geschichte erinnern soll, soll das Freiheits- und Einheitsdenkmal die positive Seite, die Vereinigung der beiden deutschen Staaten in Erinnerung rufen. Beide Denkmale werden oft in einem Atemzug genannt und als Pendant gesehen: Auf der einen Seite der unbegreiﬂiche Gewaltexzess der Schoah und auf der anderen die Freude und das Ende des Kalten Kriegs durch die friedliche Revolution. Sie sind also unmittelbar



aufeinander bezogen und bilden eine inhaltliche und eine Erinnerungsklammer. Und beide sind schwierige Denkmale. Denn trotz aller Besuchererfolge bleibt für mich die Frage, wie kann man in einem Denkmal der Ungeheuerlichkeit der Ermordung von sechs Millionen Juden gedenken. Dies auch vor dem Hintergrund, dass in der Nachfolge des Denkmals für die ermordeten Juden Europas Erinnerungsstätten für andere Opfergruppen des Nationalsozialismus wie Sinti und Roma, Homosexuelle und zuletzt psychisch Kranke und Behinderte errichtet wurden und ein seltsamer



Ansicht des Siegerentwurfs von oben



Kultur der Angst Ein weit verbreitetes Elend unserer Kultur ist die Kultur der Angst, die wir alle gerne pﬂegen. Ängste sind immer geeignet, Handlungen unter Ausschluss des Gehirns anzuregen und insofern sind sie ein beliebtes Instrument der Politik. Bedrohungsszenarien an die Wand zu malen, um Menschen zu bewegen, das gehört zum politischen Werkzeug auch unserer Spitzenpolitiker. Das funktioniert prima, denn unser Leben ist ständig bedroht. Feinde und Gefahren gibt es viele. Doch welche Gefahr ist wirklich schlimm und welche wird an uns vorüberziehen? Die nächste Krise, das nächste Erdbeben, sie kommen bestimmt. Aber wann und wo? Und wie schlimm wird es uns treffen? Bei aller Wissenschaft bleibt da viel Platz für Spekulation. Und der kann



wunderbar genutzt werden. Der Trick dabei: Das, was Angst bereitet, kann völlig irreal sein. Die Ängste, die die Menschen haben, sind dann aber sehr real. So entwickelte sich mit der Willkommenskultur auch zeitgleich die Angst vor Überfremdung. Die AfD wurde immer stärker. Da hat die Politik reagiert. Unsere Regierenden haben die halbe Welt zu sicheren Drittländern erklärt. Schließlich hat Angela Merkel den Sultan Erdoğan gekauft, der uns die Flüchtlinge vom Hals halten soll. Der bekriegt die Kurden, denen wir wiederum Waffen geliefert haben. Wir schaffen das? Wir schaffen das Asylrecht ab. Dennoch wurde die AfD mit Angstmacherei vor Geﬂüchteten stark. Sogar in Berlin. Sie wurde zweitstärkste Partei in Mecklenburg-Vorpommern. Da sind zwar kaum Ausländer. Trotzdem hat der CDU-Chef dort genau wie die AfD ein Burka-Verbot gefordert. In Mecklenburg-Vorpommern ist praktisch noch nie jemand mit Burka gesichtet worden. Da sind die Leute bis  alle am Strand nackt herumgelaufen. Wer heute etwas für die Menschenwürde im Land tun möchte, sollte eher ein



Verbot von Leggins fordern. Aber nein: Da machen unsere Politiker aus lauter Angst vor der AfD die Politik der AfD gleich selber. Das ist Selbstmord aus Angst vor dem Tod. Kommt der Rechtsruck wirklich mit den Fremden? Genau wie Mecklenburg-Vorpommern ist ja auch Sachsen vollkommen unterfremdet. Und doch treibt es dort die Pegida-Leute immer wieder auf die Straße. Aus Furcht vor Überfremdung. Da stehen sie, die voll identitären Deutschen: Ihr T-Shirt ist aus Bangladesh, das Handy aus China, der Coffee-to-go aus Schwarzafrika, die Banane aus Puerto Rico. Und das Brett vorm Kopf ist von Ikea. Da kann natürlich schon mal ein Gefühl von Überfremdung aufkommen! Wovor haben die Menschen Angst? Viele haben Angst, dass ihnen was weggenommen wird. Und so ist es ja auch. Bei uns, in einem der reichsten und produktivsten Länder der Erde, steht bald jeder zweite Rentner vor der Altersarmut. Um  Prozent ist die Zahl der Rentner gestiegen, die mit über  Jahren noch einem Minijob nachgehen. Der Staat schafft es zwar, hunderte von Milliarden für die Rettung der Banken zu garantieren.



Aber er hat nicht die Milliarden, um den Rentnern wenigstens  Prozent des letzten Einkommens zu sichern. Und das, wo die Politiker seit Jahrzehnten Milliarden aus der Rentenkasse entwendet haben, z. B., um die Einheit zu ﬁnanzieren. Klar, Geld ist knapp. Wir wissen: Die Phönizier haben das Geld erfunden – aber warum so wenig? Dagegen arbeitet EZB-Chef Mario Draghi an. Seine EZB verteilt Monat für Monat  Milliarden an Banken für Schrottpapiere. Doch das Geld kommt bei uns nicht an.  Prozent der Haushalte haben heute weniger Geld als vor  Jahren. Wo ist das Geld? Das ist schwer zu durchschauen. Da passiert es halt schnell, dass die dafür verantwortlich gemacht werden, die anders aussehen und von woanders herkommen. Es sind aber vielleicht gar nicht die Flüchtlinge, weshalb das Geld fehlt. Was ist mit den Steuerﬂüchtlingen? So nebenbei erfahren wir, dass Apple in der EU nur , Prozent Steuern bezahlt hat. Und wir zahlen voll. Steuern plus Solidaritätszuschlag. Irgend jemand hat das mal ausgerechnet: Wir arbeiten vom . Januar bis zum



dass die Volksvertreter zwar was von Politik aber nicht von zeitgenössischer Architektur verstehen. Wie gut hätte es der deutschen Hauptstadt angestanden, ein Museum an diesem zentralen Platz in herausragender moderner Architektur zu bauen. Doch dies ist nun zu spät, so wird leider ein modernes Gebäude mit einer Erinnerungsfassade verhängt, die nicht gerade die besten Zeiten der deutschen Geschichte präsentiert. Und in unmittelbarer Nähe des Schlosses das Freiheits- und Einheitsdenkmal eine weitere Geschichtsklammer, die nur misslingen konnte und bei der Umsetzung des Entwurfs tatsächlich an Grenzen stößt. Neben der ästhetisch zumindest diskussionswürdigen Entscheidung für das Freiheits- und Einheitsdenkmal erscheint mir aber noch ein weiterer Aspekt von zentraler Bedeutung. Es geht unter anderem um die Deutungshoheit der friedlichen Revolution, um die Wertung von Lebensentwürfen, um das Gewinnen von und das Scheitern an Freiheit. Darum sind Geschichten über die friedliche Revolution, über ihre Protagonisten von so großer Bedeutung. Ein solches Narrativ bleibt der bisherige Entwurf des Freiheits- und Einheitsdenkmals schuldig und vielleicht konnte er darum auch so relativ sang- und klanglos »versenkt« werden. Das vorläuﬁge Scheitern kann aber auch eine Chance für einen Neustart der Diskussion über das Erinnern an die Freiheit und Einheit sein. An dieser Diskussion sollten sich möglichst viele, auch der seinerzeit Beteiligten, beteiligen, sodass der Diskurs bereits ein wichtiger Teil der Erinnerungskultur wird und einem angemessenen Freiheits- und Einheitsdenkmal den Weg bereitet. Der Baustopp ist nicht das Ende des Denkmals. Das Freiheits- und Einheitsdenkmal wird kommen, so oder so. Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates und Herausgeber von Politik & Kultur



. Juli nur für die Steuern! Überlegen Sie mal: Wir würden auch nur , Prozent Steuern zahlen! Das sind dann ja nur ein paar Stunden Arbeit. Dann hätten wir mehr als ein halbes Jahr frei. Wie Lehrer! Vielleicht sind die Probleme mit unseren Spitzenpolitikern auch die Folgen der Integration. Wir hatten zur Wendezeit  eine ähnliche Situation wie heute: Menschen kamen aus dem Osten zu uns, sie hatten ihre Heimat aufgegeben und sie wollten bei uns ankommen, sich integrieren, was leisten. Sie waren ehrgeizig. Sie haben die höchsten Ämter im Land angestrebt. Und so ist es ja auch gekommen: Wir haben einen Bundespräsidenten, das ist ein gelernter Pfarrer aus Rostock. Und wir haben eine Bundeskanzlerin, das ist eine gelernte Pfarrerstochter aus Templin. Wir sind quasi ein Gottesstaat! Das ist eine Erkenntnis, die verdanke ich dem Kollegen Jess Jochimsen. Ich habe darüber nachgedacht. Es stimmt. Wir sind ein Gottesstaat – mit Predigern aus dem Nahen Osten. Müssen wir da wirklich Angst haben? Arnulf Rating ist Kabarettist
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Spannend und eine Reise wert Wrocław ist europäische Kulturhauptstadt  KRISTINA JACOBSEN



A 
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Teaser



Das Nationale Musikforum in Breslau umfasst fünf Konzertsäle und wurde im Kulturhauptstadtjahr  eröffnet



vielen Vertriebenen aus den für Polen verlorenen Ostgebieten besiedelt wurde. Die Einﬂüsse und das Zusammenleben der Einwohner mit Migrationshintergrund, ablesbar auch an der wunderschönen und polymorphen Architektur der über .-jährigen Stadt, hätten in ihrer Modellhaftigkeit mit aktuellen Bezügen in den Vordergrund des Programms gestellt werden können. Doch stattdessen wurde eben das Programm durchgezogen, das man schon in den letzten acht Jahren geplant hatte. Dieses Programm ist nichtsdestotrotz sehr sehenswert. Es gibt unzählige Ausstellungen, Konzerte und kreative Kulturformate im öffentlichen Raum.



Hieran ist die Botschaft ablesbar an alle Städte, die einmal »Kulturhauptstadt Europas« werden wollen: Das kulturelle Erbe allein reicht nicht – lasst euch etwas einfallen! Wrocławs Ziel ist es, sich mit dem Kulturhauptstadtprogramm offen und international zu zeigen und dadurch die Touristenzahlen zu verdoppeln. Tatsächlich scheint die Strategie zu funktionieren, durch möglichst viele Austauschprojekte mit europäischen Partnern eine grenzüberschreitende Aufmerksamkeit zu erhalten. Wrocław möchte sein reiches kulturelles Leben nicht nur der großen europäischen Öffentlichkeit präsentieren, sondern es öffnet sich auch für seine



Einwohner und die Menschen aus der Umgebung. So wird in der Reihe »Regionaler Dienstag« einmal pro Woche ein Kulturprogramm aus der umliegenden Region importiert, außerdem ﬁnden Land Art und andere kulturelle Veranstaltungen in der gesamten Woiwodschaft Niederschlesien statt. Eins der letzten Highlights des Kulturhauptstadtjahres wird die Verleihung des Europäischen Filmpreises am . Dezember  in Wrocław sein. Bis dahin laufen jetzt schon sowohl die aktuell nominierten als auch die preisgekrönten Filme der vergangenen Jahre in den Kinos der Stadt. Es bleibt abzuwarten, welche Stadt aus



Lesen bildet. Vorwort und Einleitung – Olaf Zimmermann: Vorwort / S. 13 – Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 15 Der lange Weg zum Reformationsjubiläum – Stefan Rhein: Vom Thesenanschlag zur Lutherdekade. Das Reformationsjubiläum  als Einladung zum Diskurs / S. 21 – Stephan Dorgerloh: Von freien Christen und mündigen Bürgern. Luthers Reformation / S. 24 – Gabriele Schulz im Gespräch mit Udo Dahmen: Reformation und Musik als Chance / S. 27 – Dieter Georg Herbst: Am Anfang war das Wort – und was kommt danach? / S. 29 – Arne Lietz: Pluralismus als gemeinsame Signatur. Europäische Perspektiven in der Lutherdekade und zum . Reformationsjubiläum im Jahr  stärken / S. 31 Reformationsjubiläum – auch gegen den Strich gebürstet – Petra Bahr: Lob des Geheimnisses – Luther lesen! Vom »falsch Zeugnisreden«: Medienrevolutionen und ihre Folgen / S. 35 – Heinrich Bedford-Strohm: Der Herzschlag von Gemeinschaft / S. 37 – Wolfgang Böhmer: Luthers Wirkungsspur ist breit. Von der Reformation zum Kulturprotestantismus / S. 39 – André Brie: Für einen Häretiker / S. 41 – Tom Buhrow: In weiter Ferne und doch nah? Reformationsjubiläum – das ist doch erst , für einen aktiven Medienmenschen des . Jahrhunderts eigentlich ein Datum in weiter Ferne. / S. 43 – Stephan Dorgerloh: Zum Melanchthonjahr. Die Lutherdekade eröffnet ihr nächstes Themenjahr »Reformation und Bildung« / S. 45 – Markus Dröge: Empirische Erkenntnisse theologisch reﬂektieren / S. 49 – Torsten Ehrke: Schluss mit der Luther-Apologie / S. 51 – Volker Faigle: Die Reformatoren waren nie in Afrika. Streiﬂicht zur Entwicklung der lutherischen Kirchen in Afrika und zu gegenwärtigen Herausforderungen / S. 55 – Kerstin Griese: Reformation und Bildung? Reformation durch Bildung! / S. 58 – Hermann Gröhe: Die Gegenwartsbedeutung der Losungen. Zum . Todestag Nikolaus Ludwig von Zinzendorfs / S. 60 – Thies Gundlach: Erinnerungskultur und Jubiläumsgestaltung. Wie entsteht Geschichtsbewusstsein und was bedeutet es für das Reformationsjubiläum  / S. 63 – Wolfgang Huber: Die Ambivalenz des Reformators / S. 65 – Margot Käßmann: Im Kontext unserer Zeit. Das Reformationsjubiläum  und die politische Dimension des Freiheitsbegriffes / S. 67 – Stephan J. Kramer: Und willst Du nicht mein Bruder sein … Gedanken zum Reformationsjahr aus jüdischer Sicht / S. 70 – Michael Kretschmer: Ein Ereignis von internationaler Relevanz. Das Reformationsjubiläum  / S. 72 – Cornelia Kulawik: Eingeübte Regelmäßigkeit und feste Rituale. Was bedeutete das Gebet für Martin Luther in seinem Glaubensleben? / S. 74



– Sabine Kunst: Mut und Gewissensbindung. Vorwort und Einleitung Was Luthers Fähigkeit, sich trotz– aller Olaf Gefahr Zimmermann: für seine ÜberzeuDie beste Pizza von Jerusalem / S. 19 gungen einzusetzen, uns heute noch sagen kann – Gabriele Schulz: Einleitung / S. 76 / S. 20 – Hartmut Lehmann: Luther Wie in der alles Welt anﬁng heute… und dann fortgesetzt wurde sehen. Das Reformationsjubiläum – Olaf Zimmermann:  als einzig- Zweifellos / S. 29 artige Chance / S. 78 – Olaf Hahn: Einladung zur konstruktiven AuseinWas ein Dossier »Islam · Kultur · Politik« – Volker Leppin: Luther andersetzung. – eine ökumenische leisten kann / S. 31 Chance / S. 81 – Athina Lexutt: Das Lob der – Olaf Anfechtung Zimmermann / S. 83 und Olaf Hahn: Zwei Jahre spannende Debatten. Die Dossiers – Hiltrud Lotze: Politisches Handeln »Islam · Kultur · Politik« / S. 33 braucht Gewissen / S. 86 – Christoph Markschies: Womöglich Islam in Deutschland mit wuchtigen Hammerschlägen – Katajun Amirpur: Gleichberechtigung für Muslime / S. 88 schaffen.mit Über unsägliche Debatten und positive Ent– Reinhard Kardinal Marx: Einssein Christus. wicklungen in Deutschland Inwieweit sind die Konfessionen bereits »eins«? / S. 90 / S. 37 – Christoph Matschie: Die –Reformation Patrick Bahners: war eineDer Aufklärung verpﬂichtet. Bildungs-Bewegung. PhilippDie Melanchthon Kritik der Islamkritik – / S. 39 Weggefährte Luthers und »praeceptor Germaniae« – Kristin Bäßler im Gespräch / S. 92 mit Hilal Sezgin: Deutschland muss sich neu erﬁnden / S. 42 – Regine Möbius: Mein Luther – ihr Luther? / S. 94 – Johann Michael Möller: Die – Ronald Präsenz Grätz: der Wer lernt von wem? Reformation / S. 97 Islam in Deutschland / S. 46 – Michael Müller: Martin Luther – Michael und Berlin Blume: / S. 99 Wie können Muslime unsere Gesellschaft mitgestalten? Antworten – Bernd Neumann: Das Reformationsjubiläum  alsaus der Lebensrealität / S. 51 Chance begreifen. Das kirchliche Kulturengagement – Gabriele Hermani: Die Deutsche Islam Konferenz  rückt stärker ins öffentliche Bewusstsein bis . Zusammensetzung und Ergebnisse / S. 53 / S. 102 – Cornelia Pieper: Von Wittenberg – Sonja in Haug: die Welt. Herkunft, Glaubensrichtung, Bildung, Die Lutherdekade in der Auswärtigen Partizipation. KulturVom und Eins-Werden und vom Einssein / S. 58 Bildungspolitik / S. 105 – Wolfgang Benz: Wie die Angst vor dem Islam die Demokratie gefährdet. Fehlende Kenntnisse über den – Peter Reifenberg: … ein glühender Backofen Islam produzieren Vorurteile und Ablehung / S. 61 voller Liebe / S. 107 – Georg Ruppelt: Thron und – Altar Heinz/ S. 110 Fromm: Der Islam aus Sicht des Verfassungsschutzes. friedliches – Stephan Schaede: Luther gehört uns Ein nicht / S. 112 Zusammenleben braucht sachliAuseinandersetzung – Olaf Zimmermann: Lutherche gehört euch wirklich / S. 64 nicht! Die Evangelische Kirche solltePollack: ihre ToreAkzeptanz weit, – Detlef und Wahrnehmung des sehr weit öffnen / S. 115 Islams. Zu den Ergebnissen einer Studie der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster / S. 67 – Heinz Schilling: Luther historisch einordnen / S. 117 – Carsten »Storch« Schmelzer: – Aiman Luther A. und Mazyek: die Islam-Bashing / S. 69 Hölle. Oder: Über die Abschaffung des Fegefeuers – Sabine Schiffer: Islamfeindlichkeit / S. 121 in Deutschland. Ausgrenzende ernst nehmen / S. 71 – André Schmitz: Reformationsjubiläum alsStrukturen Fest der Standhaften / S. 123 Der Bruch des . September  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz: – Friedrich Schorlemmer: –»Die ganze Welt ist in der Kein Märchen aus tausendundeiner Nacht. Der Bruch Habsucht ersoffen wie in einer Sintﬂut«. Über . September gemeinen Nutz und Wucher des bei Martin Luther  / S. 125enthält die Chance eines kulturellen Aufbruchs – Irmgard Schwaetzer: Frauen ins Pfarramt / S. 128 / S. 75 – Thomas Sternberg: Luther – Petra und die Bahr: Folgen Gegenbilder für entgegensetzen / S. 79 die Kunst. Martin Luther nahm die Bilderfrage nicht – Aiman A. Mazyek: Um Jahre zurückgeworfen. / und so ernst und hat dadurch diedie freie Entwicklung der Folgen für Völkerverständigung und Integration / S. 82 Kunst befördert / S. 130 – Herfried Münkler: Sicherheitssorge statt Bedrohungsangst. – Rupert Graf Strachwitz: Luther und der Staat.Der . September und seine Folgen aus politikwissenschaftlicher Sicht / S. 85 Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesellschaft bekennen? / S. 132 – Wolfgang Schmidbauer: Die Sehnsucht nach neuen Von dertwittern. Psychologie des Terrors / S. 88 – Johannes Süßmann: HeuteIdealen. würde Luther Reformation und Neue Medien – Almut / S. 135 S. Bruckstein Çoruh: Augen ohne Gedächtnis seheninnichts. Persönliche – Peter Tauber: Von der Wartburg die Moderne. Zur Reﬂexionen zu / / S. 91 weltgeschichtlichen Bedeutung der Reformation – Friedrich Wilhelm /Graf: S. 137 Nine eleven und die Christen – Wolfgang Thierse: Wir Kinder der Reformation. / S. 94 Über den Folgenreichtum der Reformation – Petra Klug: Die / S. 139 Kulturalisierung der deutschen Integrationspolitik. Grundannahmen der politischen Ausein– Ellen Ueberschär: Gesellschaftlicher Resonanzraum. andersetzung Bundestag nach dem . September / S. 97 Deutscher Evangelischer Kirchentag  inimBerlin und Wittenberg? / S. 141 – Lars Klingbeil: /  und die Welt danach / S. 100



welchem Land den freiwerdenden Platz als »Kulturhauptstadt Europas « übernehmen wird, der eigentlich für das Vereinigte Königreich vorgesehen war. Aber bis dahin gibt es noch jede Menge anderer Kulturhauptstädte, die als Produkte der gereiften EU-Initiative sicher interessant und sehenswert sein werden.  sind erst einmal Aarhus in Dänemark und Paphos auf Zypern an der Reihe. Kristina Jacobsen ist Geschäftsführerin des Postgraduierten-Programms Europawissenschaften der Humboldt-, Freien und Technischen Universität Berlin



Herausgegeben von Olaf Zimmermann und Theo Geißler.
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llem sich breitmachenden Europa-Skeptizismus zum Trotz: Das EU-Projekt »Kulturhauptstadt Europas« läuft imposant, ist wirksam und wird immer erfolgreicher. Man kann daran ablesen, welche Reichweite das kleine Feld der europäischen Kulturpolitik erzielt, das sonst eher wenig Beachtung ﬁndet. Denn obwohl die EU aufgrund des Subsidiaritätsprinzips keine große Gestaltungsmacht im Bereich Kulturpolitik besitzt, schuf sie mit der »Kulturhauptstadt Europas« ein Förderinstrument, durch das jedes Jahr hunderttausende Europäer an interkulturellen Veranstaltungen in der jeweils titeltragenden Stadt teilnehmen. Durch die nicht mehr wachsende, sondern nunmehr schrumpfende EU wird bei der »Kulturhauptstadt Europas« erkannt, wie eminent wichtig der interkulturelle Dialog und das Reﬂektieren über Verbindendes und Trennendes innerhalb einer gemeinsamen europäischen Identität sind. Denn wo sonst gibt es Foren mit derartigem Bekanntheitsgrad und solcher Ausstrahlkraft, die darüber einen europaweiten Diskurs anstoßen und sichtbar machen? Neben Donostia-San Sebastián trägt Wrocław, deutsch Breslau, in diesem Jahr den Titel »Kulturhauptstadt Europas«. Die viertgrößte Stadt Polens mit . Einwohnern hatte sich im Landeswettbewerb gegenüber zehn anderen polnischen Städten durchgesetzt und ihr anspruchsvolles Programm acht Jahre lang vorbereitet. Beispielgebend für andere Kulturhauptstädte ist die Kooperation zwischen den Städten, die zuvor im Wettbewerb miteinander standen: Im Rahmen des Projekts »Koalition der Städte« bringen sich die ehemaligen Konkurrenzstädte jeweils eine Woche lang ins Kulturhauptstadtjahr ein. Ein solches Netzwerk wäre auch in Deutschland wünschenswert, wo  das Programm »Kulturhauptstadt Europas« stattﬁndet. Denn jetzt schon werden in mehreren deutschen Städten anspruchsvolle Bewerbungen für den ruhmreichen Titel vorbereitet. Da jedoch nur eine Stadt in Deutschland die Auszeichnung erhalten wird, sollten die durch den Bewerbungsprozess erarbeiteten Potentiale weitergeführt werden. Ähnlich dem polnischen Modell könnten die anderen Bewerberstädte so zu »Satelliten-Kulturhauptstädten« werden. Zweifelsohne hat Wrocław ein großes und vielfältiges Programm erarbeitet, das attraktiv für die verschiedensten internationalen Besucher ist. Unter dem Motto »Raum für die Schönheit« schafft Wrocław  laut seiner Selbstbeschreibung »einen offenen, dynamischen und freundlichen Raum, der dazu dient, das Verlangen nach dem Umgang mit Kultur und Kunst für die Schönheit zu erfüllen«. Das klingt vage, und tatsächlich bleibt die Stadt bei inhaltlichen kulturpolitischen Positionen unter ihren Möglichkeiten. So wird der Konﬂikt mit der Kulturpolitik der nationalkonservativen Regierung nicht explizit thematisiert, die seit ihrem Regierungsantritt die künstlerische Freiheit auf verschiedenen Ebenen einschränkt. Auch die ablehnende Haltung der polnischen Regierung in Bezug auf die Aufnahme von Flüchtlingen hätte stärker aufgegriffen werden können – gerade in Wrocław, das aufgrund seiner Stadtgeschichte so viel zum Thema Flucht und Vertreibung zu erzählen hat. Denn nach dem Zweiten Weltkrieg wurde nahezu die gesamte deutsche Bevölkerung aus der Stadt vertrieben und aus Breslau wurde Wrocław, das dann wiederum von
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Der Schutz unseres Weltkulturerbes: Eine Aufgabe von fundamentaler Bedeutung UNESCO, der Vertreter der teilnehmenden Länder und von Fachleuten aus verschiedensten Bereichen, Museumsdirektoren, Leitern von KulturerJack Lang, zurzeit Präsident des Institut bestätten, NGOs, Stiftungen und Mädu monde arabe in Paris, hatte bereits zenen eröffnet. Zu den teilnehmenden zahlreiche politische Ämter inne. So Ländern, die alle Weltregionen repräbekleidete er das Amt des Ministers für sentieren, gehören sowohl Länder mit Kultur und Kommunikation (von  einer eigenen nationalen bis  und von  bis ) und des Kulturerbetradition als auch Bildungsministers (von  bis  Länder, die bereit sind, sich und von  bis ). Weiterhin war politisch und ﬁnanziell für er Regierungssprecher ( bis ), den weltweiten Schutz des von  bis  Europaabgeordneter Kulturerbes einzusetzen und und von  bis  Präsident des solche, deren Kulturerbe in Ausschusses für auswärtige Angele- der jüngsten Vergangenheit genheiten der Nationalversammlung. von Zerstörungen betroffen Der Staatspräsident der Französischen war. Die Teilnehmer werden Republik, François Hollande, hat ihn über drei wesentliche Handzu seinem persönlichen Beauftragten lungsschwerpunkte diskutiebei der internationalen Konferenz für ren: Prävention, Notfallintervention den Schutz des gefährdeten Kulturerbes und Wiederherstellung. Ein besondeernannt, die am . und . Dezember in rer Stellenwert wird dabei der Ausbildung und der Beteiligung der lokalen Abu Dhabi stattﬁnden wird. Bevölkerungen an der Bewahrung des kulturellen Erbes zukommen. Auch Herr Lang, welche Zielsetzungen die Rolle der neuen Technologien im verfolgt diese Konferenz für den Dienste des Schutzes des Kulturerbes Schutz des gefährdeten Kulturwird berücksichtigt. erbes? Jack Lang: Es ist unmöglich, den in Welche Erwartungen gibt es und diesem Ausmaß nie dagewesenen worin bestehen die HerausfordeZerstörungen, von denen wesentrungen? Welche konkreten Maßliche Werke des Weltkulturerbes in nahmen und Entscheidungen sind der letzten Zeit betroffen sind, taIhrer Meinung nach von der Konfetenlos zuzusehen. Die internationale renz zu erwarten? Gemeinschaft, die bereits von der Diese Konferenz verfolgt mehrere Zerstörung der Buddha-Statuen von operative Ziele: Das erste ist die ErBamiyan  entsetzt war, blickt richtung eines internationalen Fonds, nun erschüttert auf die Sprengung dessen Beitragsziel auf  Millionen des Baaltempels von Palmyra und Dollar festgesetzt wird; dieser Fonds die systematische Zerstörung der steht sowohl privaten als auch öffentunschätzbar wertvollen Kulturreichlichen freiwilligen Beitragszahlern tümer des Museums von Mossul, das offen. Der Fonds wird gemeinsam von antike Ninive. Diese Taten wurden in den Gebern, Staaten, den internatider bewussten Absicht begangen, die onalen Institutionen und Privatpersichtbaren Spuren des Ursprungs unsonen und den Vertretern aller beserer Zivilisationen auszulöschen. teiligten Parteien verwaltet. Er wird Die Konferenz, die am . und . Dealle Kriterien zur Gewährleistung der zember in Abu Dhabi stattﬁndet, ist Transparenz erfüllen. Der Fonds muss ein starkes politisches Signal: Die inkurzfristig einsetzbar sein und soll ternationale Gemeinschaft muss sich konkrete, klar deﬁnierte Maßnahmen mobilisieren und zusammenschließen, um diese Zeugnisse des mensch- für die Prävention, Notfallintervention und für die Wiederherstellung zerlichen Genies, die universale Geltung störter Kulturgüter unterstützen. haben und die unsere Zivilisationen Mit dem Abschluss einer privilegiermiteinander verbinden, zu bewahren. ten Partnerschaft wird die UNESCO Die Konferenz ﬁndet auf Initiative eng in die Aktivitäten des Fonds einFrankreichs und der Vereinigten Arabischen Emirate statt. Sie wird von gebunden sein. den Staatschefs der beiden Länder Das zweite konkrete Ziel besteht im im Beisein der Generaldirektorin der Aufbau eines internationalen Netz-



werks von Orten zur vorübergehenden Aufnahme und Konservierung der durch kriegerische Auseinandersetzungen und Terrorismus gefährdeten Kulturgüter. Alle Länder müssen die Möglichkeit haben, ihre Kulturgüter vorübergehend und für die Zeit der Bedrohung an sichere Schutzorte zu bringen. Deshalb ist es wichtig, dass die internationale Gemeinschaft sämtliche für die Sicherheit, Unversehrtheit und Rückgabe dieser Werke erforderlichen Garantien bieten kann. Die Konferenz von Abu Dhabi ist zudem bestrebt, dem Engagement einer Gruppe von Staaten Nachdruck zu verleihen, die sich gemeinsam bestimmten Leitprinzipien verpﬂichtet haben, um diese notwendigen Sicherheiten zu gewährleisten und den schutzbedürftigsten Ländern mit der Unterstützung des internationalen Fonds für den Schutz des gefährdeten Kulturerbes dabei zu helfen, auf ihrem eigenen Territorium solche Schutzorte zu schaffen. Außerdem möchte Frankreich dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gemeinsam mit anderen Partnern den Entwurf einer Rahmen-Resolution für den Schutz von Kulturgütern in Gebieten bewaffneter Konﬂikte unterbreiten, damit bei späteren Entschlüssen des UN-Sicherheitsrats im Falle der Bedrohung von Kulturerbegütern darauf Bezug genommen werden kann. Haben Sie das Gefühl, dass sich die Positionen in Frankreich und anderswo angesichts der Schutzbedürftigkeit des Kulturerbes wieder einander annähern? Ist die Hoffnung auf die Vereinbarkeit der politischen und der wissenschaftlichen Perspektive, militärischer Einsätze und kultureller Aspekte, von Nord und Süd, wirtschaftlicher Belange und humanitärer Erfordernisse Ihrer Auffassung nach ein aktuelles Anliegen? Es gibt etliche Initiativen, die sich für den Schutz des Kulturerbes einsetzen und oft eine bemerkenswerte Arbeit leisten, aber sie weisen zwei wesentliche Schwachpunkte auf: Den Mangel an ﬁnanziellen Mitteln angesichts des Bedarfs, der z. B. durch



die dramatischen terroristischen Angriffe auf das Kulturerbe entstanden ist, andererseits das Fehlen einer angemessenen Koordination. Um Geldgeber, Staaten oder Privatpersonen stärker zu mobilisieren, müssen Instrumente geschaffen werden, die den Maßnahmen auf internationaler Ebene zu mehr Sichtbarkeit und zu unanfechtbarer wissenschaftlicher Glaubwürdigkeit sowie zu einer größeren Effizienz beim Einsatz der Mittel verhelfen, und die zudem den extrem schwierigen Umständen Rechnung tragen. Solange diese drei Bedingungen nicht gleichzeitig erfüllt sind, wird die Mobilisierung von Geldgebern nicht oder nur in begrenztem Rahmen möglich sein. Zudem müssen diese Instrumente den nachhaltigen Schutz des Kulturerbes gewährleisten und erfordern langfristig angelegte Maßnahmen. Unüberlegte, emotionale Antworten auf die Zerstörung der Kulturgüter, die die Identität der Völker und darüber hinaus der Menschheit begründen, werden hier weniger nutzen als eine nachhaltige Dynamik. Denken wir an die Wiederherstellung der Tempelanlagen von Angkor vor mehr als  Jahren. Oder an die schrecklichen Zerstörungen in Aleppo, die im Schatten der humanitären Tragödie und des Leids der Bevölkerung begangen werden. Wir wünschen uns, dass diese Konferenz eine nachhaltige Mobilisierung einleitet, die ihre Wirkung vor Ort entfaltet. Unser gemeinsames Kulturerbe ist ein zentrales Bindeglied unserer Gesellschaften. Wenn es zerstört wird, muss es wiederhergestellt werden. Das Kulturerbe ist das Fundament unserer Werte und des Friedens. Der Präsident und Direktor des Louvre, Jean-Luc Martinez, hat Präsident François Hollande im vergangenen Jahr  französische Vorschläge für den Schutz des Weltkulturerbes der Menschheit übergeben. Man kann die Konferenz als einen ersten konkreten Versuch betrachten, diese Maßnahmen und Vorschläge auf internationaler Ebene umzusetzen. Wir müssen uns dieser dringlichen Situation, die unser Kulturerbe bedroht, stellen, und wir müssen in Zukunft verhindern, dass es erneut zu Zerstörungen der Kultur und des Kulturerbes in diesen großen Ländern kommt, die wie
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Ein Gespräch mit Jack Lang



Die Angriffe durch den sogenannten Islamischen Staat (IS) auf die antike Stadt Palmyra in Syrien haben das historische Erbe unwiederbringlich zerstört



Syrien, Irak, Mali und Afghanistan als die Wiege der menschlichen Zivilisation gelten... Haben Sie bei den Reisen, die Sie im Moment im Rahmen der Begleitung und Vorbereitung dieser von Frankreich und den Vereinigten Arabischen Emiraten eingeleiteten internationalen Initiative unternehmen, Unterstützung erfahren? Welche Art von Projekten sollten Ihrer Meinung nach vorrangig von einem solchen Fonds unterstützt werden? Der Fonds soll präventive Maßnahmen zum Schutz des Kulturerbes und seiner Wiederherstellung nach den Konﬂikten ﬁnanzieren, aber auch angemessene Reaktionen in Notsituationen ermöglichen. Zu den präventiven Maßnahmen für den Schutz des Kulturerbes gehören unbedingt die Schulung des Museumspersonals, die Erstellung von Notfallschutzplänen und Inventaren, die Sicherung und Sicherheit der Museen und ihrer Sammlungen und der gesetzliche Rahmen. Für die Wiederherstellung nach Konﬂikten müssen die Zerstörungen des Kulturerbes - Museen, Archive, Baudenkmäler, archäologische Stätten, Sammlungen, immaterielles Kulturerbe - systematisch evaluiert werden, Konservierungs-, Restaurierungs- und Rekonstruierungsmaßnahmen sowie die digitale Erfassung und DDarstellung der Objekte, Stätten und Monumente müssen geplant werden, die Sensibilisierung der Bevölkerung für ihr kulturelles Erbe und ihre Wiederaneignung desselben müssen gefördert werden, ebenso wie integrierende Projekte, die wirtschaftliche und touristische Entwicklung und die Beteiligung der lokalen Bevölkerungen vereinen, Interpretationszentren müssen aufgebaut werden... an Möglichkeiten mangelt es nicht! In Zeiten kriegerischer Konﬂikte ist der Schutz der Menschen natürlich von zentraler Bedeutung, aber auch der Schutz der Kulturgüter, der Aufbau eines internationalen Netzes von Schutzorten in von Krisen betroffenen Ländern, die Ausbildung von Fachleuten, die Bereitstellung von Materialien für die Konservierung und die Datenerfassung, die Erstellung von Dokumentationen für die bewaffneten Kräfte und die lokale Bevölkerung, die Sensibilisierung der Akteure des internationalen Kunstmarkts und der Öffentlichkeit für das gefährdete Kulturerbe und den illegalen Handel mit Kunstwerken sollten nicht vernachlässigt werden. Zuallererst wird eine Liste exemplarischer und im Jahr  umsetzbarer Maßnahmen erstellt. Netzwerke wie das Expertennetzwerk ArcHerNet in Deutschland, Projekte wie Stunde Null oder Multaka sind in dieser Hinsicht beispielhaft. Deutschland ist ein bedeutendes Land für die Bewahrung des Kulturerbes. Seine Experten zählen zu den besten der Welt, seine Museen sind vorbildlich und seine Mäzene großzügig. Die deutsche Regierung betreibt eine bemerkenswert aktive Politik, und dies oft in Abstimmung mit Frankreich. Wir wünschen uns, dass Deutschland bei dieser Konferenz die Rolle eines strategischen Partners einnimmt. Jack Lang ist Präsident des Institut du monde arabe, Paris. Das Gespräch ist in Zusammenarbeit mit der französischen Botschaft in Deutschland entstanden und wurde mithilfe vom Institut Français Deutschland aus dem Französischen übersetzt
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Der Gyeongbokgung-Palast in der südkoreanischen Millionenmetropole Seoul, in der in diesem Jahr die . »International Conference of Cultural Policy Research« stattfand



Internationale Kulturpolitikforschung als gesellschaftspolitische Aufgabe Eindrücke von der . »International Conference on Cultural Policy Research« in Seoul ANNA KAITINNIS UND MEIKE LETTAU



V 



or zwei Jahren empﬁng die Universität Hildesheim in der kleinen Großstadt Kulturpolitikforscher aus der ganzen Welt zur »International Conference on Cultural Policy Research« (ICCPR) . Von der geschichtsträchtigen Domäne Marienburg ging es in diesem Jahr nach Südkorea. In der pulsierenden Metropole Seoul wurden die ICCPR-Teilnehmer mit traditioneller koreanischer Musik und einer Tanzperformance im National Gugak Center begrüßt. Es war der Beginn eines mehrtägigen wissenschaftlichen Austauschs über aktuelle kulturpolitische Diskurse aus über  verschiedenen Ländern. Kulturpolitikforschung muss auf weltweite Entwicklungen reagieren und unterliegt daher selbst einem stetigen Wandel. Aktuelle Diskurse, Themen und Forschungsfelder werden alle zwei Jahre auf der ICCPR, der bedeutendsten wissenschaftlichen Konferenz zur Kulturpolitikforschung, debattiert. Dieses Jahr fand die ICCPR erstmalig in Asien an der Sookmyung Women’s University in Seoul statt. Rund  Wissenschaftler, Forscher und Kulturpraktiker präsentierten und debattierten in  Paneldiskussionen sowie  Research Paper Sessions mit über  Präsentationen die Trends und Schlüsselparadigmen der Kulturpolitikforschung. Der inhaltliche Fokus lag hierbei auf Cultural Industries, Creative Economy, Cultural Diplomacy, kultureller Teilhabe, städtischer Kulturpolitik und zivilgesellschaftlichem kulturpolitischem Engagement. Ferner wurden der Status von Künstlern, kulturelle Netzwerke, Kulturmanagement als Ausbildungsfeld und Schnittstellen zwischen Kultur und Entwicklung diskutiert. Themen zur Rolle von Minderheiten und Flüchtlingen in der Kulturpolitik sowie länderübergreifende Forschungsansätze fanden sich jedoch kaum oder gar nicht im Programm wieder. Auffallend war zusätzlich, dass ca. ein Drittel der Teilnehmer aus Südkorea stammte, Teilnehmer aus dem arabischen Raum, Afrika oder Südamerika waren dahingegen so gut wie nicht vorhanden. Der »UNESCO Chair in Cultural Policy



for the Arts in Development« der Universität Hildesheim war auf der ICCPR mit einer Thematic Session zu »Cultural Diplomacy. Governmental Structures and the Participation of Civil Society« präsent, um den Beitrag von Künstlern in Transformationsprozessen und die Rolle von Cultural Diplomacy zu diskutieren. Er wurde vertreten durch Wolfgang Schneider, Annika Hampel , Meike Lettau, Katharina Schröck und Anna Kaitinnis, die zudem das ifa vertrat. Ein viel diskutiertes Thema war die Rolle internationaler kultureller Zusammenarbeit sowie hierdurch entstehender Abhängigkeiten und Hierarchien. Anhand fünf exemplarischer Beispiele deutsch-indischer Kooperationen des Goethe-Instituts machte beispielsweise Hampel auf die Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit aufmerksam, einen gleichberechtigten Dialog bei partnerschaftlichen Kooperationen des internationalen Kulturaustauschs zu erreichen. Ihrer Meinung nach bedarf es neuer kulturpolitischer Perspektiven. So müsste ein Misslingen von Kooperationen enttabuisiert werden und ein Austausch über diesbezügliche Ursachen möglich sein. Zudem wäre eine kontinuierliche Debatte über



Kulturpolitikforschung muss zeitnah auf weltweite Entwicklungen reagieren Gleichberechtigung bei den Kooperationen erforderlich – auch bekannt unter dem Terminus »Fair Cooperation«. Ob bzw. wie dieses Konzept in der Praxis zukünftig umgesetzt wird und welche Aspekte gegebenenfalls zusätzlich von Relevanz sind, gilt es folglich zu erforschen. Einen alternativen Weg aus dem Dilemma zwischen Anspruch und Wirklichkeit von »Fair Cooperation« könnten länder- oder regionenübergreifende Netzwerke aufzeigen. Erwähnenswert ist in diesem Kontext das Cultural Innovators Network (CIN), welches vom Goethe-Institut im Rahmen der Transformationsprozesse in den ara-



bischen Ländern initiiert wurde, über  Mitglieder aus  Ländern umfasst und Kulturakteure in der EURO-MENA Region in Projekten und Treffen vernetzt. Hierbei wird der Schwerpunkt auf Selbstorganisation, partizipative Ansätze und Empowerment der lokalen Akteure gelegt, beispielsweise mit einem gewählten Steering Committee, einer selbst entwickelten Satzung und regelmäßigen Abstimmungen aller Akteure. Allerdings steht dieses Netzwerk nach fünf Jahren der Förderung vor der Herausforderung der Anschlussﬁnanzierung. Es wird sich zeigen, inwieweit durch das angestoßene Empowerment und die initiierte Selbstorganisation tragfähige Strukturen etabliert werden konnten. Unabhängig davon, ob das CIN von nachhaltigem Erfolg ist, sollte die Kulturpolitikforschung gerade in Anbetracht einer langfristigen »Fair Cooperation« einen Fokus auf solche städte- und länderübergreifende Netzwerke legen. Spannend war vor diesem Hintergrund der Beitrag von Aleksandar Brkić und Ruth Bereson zu »Cultural Networks and the Quantum Reality: the Model of ANCER Network«. Unter Berücksichtigung von Städten und Ländern in Asien, die globale Zentren sind oder solche werden möchten, wurde gefragt, wie dementsprechend förderliche Netzwerke aufgebaut sein müssen. Die Studie basierte auf der Annahme, dass Kultur zur Integration beiträgt, hierzu nannten Brkić und Bereson in diesem Zusammenhang das Beispiel Europa. Deswegen untersuchten sie zunächst die Rolle von dortigen kulturellen Netzwerken. Kulturelle Vernetzung wurde als organisatorisches oder institutionelles Modell bzw. strategische Ausrichtung von Organisationen und Kommunikationsformen identiﬁziert. Anschließend betrachteten Brkić und Bereson Netzwerke in Asien. Sie kamen zu dem Schluss, dass meist traditionelle westliche Modelle kopiert und einige von diesen zudem von Personen geleitet würden, die entweder ursprünglich aus westlichen Staaten kommen oder aber dort ausgebildet wurden. Ferner konstatierten Brkić und Bereson, dass viele Netzwerke aufgrund des relativ geringen finanziellen Investments und dem vergleichsweise hohen Outcome bei der Imagebildung und Ein-



ﬂussnahme stark von Elementen der Cultural Diplomacy und Soft Power gezeichnet seien. Kulturelle Netzwerke sind demzufolge ein zeitgemäßes und momentan insbesondere in Asien expandierendes Format im Kontext von internationaler kultureller Zusammenarbeit, welches kulturpolitisch stärkere Betrachtung benötigt. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund der zunehmenden Globalisierung im asiatischen Raum und der steigenden Bedeutung der Zivilgesellschaft im Bereich der Cultural Diplomacy. In einem weiteren thematischen Schwerpunkt der ICCPR wurde die Rolle von Capacity Building und Cultural Diplomacy in Transformationsprozessen untersucht. In diesem Kontext stellte sich zuallererst die Frage nach den gestaltenden Akteuren – Staat und Zivilgesellschaft – sowie ihrer jeweiligen Rolle und den Einﬂussmöglichkeiten. Wie Milena Dragićević Šešić und Nina Mihaljinac von der Universität der Künste Belgrad am Beispiel der MENA-Region postulierten, werden Capacity Building und Kulturmanagementtraining innerhalb von Cultural Diplomacy unter anderem dazu eingesetzt, um kulturellen Aktivismus als Teil eines demokratischen Prozesses zu stimulieren. Oftmals würden dabei westliche Formate des Kulturaktivismus – wie Kunstfestivals mit Präsentationen – übernommen. Im Bereich der professionellen Fortbildung im Kulturmanagement wurde auf das Goethe-Institut verwiesen. Die Mittlerorganisation ist in der arabischen Welt der größte Akteur im Bereich Capacity Building und zielt mit seinen Maßnahmen darauf, Kulturakteure zu stärken, damit sie Führungsrollen in der Gesellschaft übernehmen können. Diese Rollen sind in den momentan existierenden Strukturen jedoch nicht vorgesehen. Laut den serbischen Forscherinnen ist ein Scheitern diesbezüglicher Strategien des Goethe-Instituts und anderer ausländischer Akteure somit wahrscheinlich. Statt neue Formate zu entwickeln, plädieren sie dafür, die bereits existierenden Ausbildungssysteme im Kulturbereich zu stärken. Außerdem müssten zusätzlich kulturpolitische Strukturen etabliert werden. An diesem Punkt setzen in verschiedenen Ländern



lokale nationale Kulturpolitikgruppen aus der Zivilgesellschaft an. Sie forschen eigenständig zu lokalen kulturpolitisch relevanten Thematiken, um eine schrittweise Unabhängigkeit von ausländischen Akteuren zu erreichen. Dieser Ansatz impliziert auch, dass internationale Unterstützung immer



Internationale Unterstützung sollte immer von regionalem Wissen geleitet werden von regionalem Wissen geleitet werden sollte, wie Dragićević Šešić und Nina Mihaljinac hervorhoben. Der Ausbau und die Gestaltung einer funktionierenden Kulturpolitik bleibt nach wie vor eine enorme Herausforderung: So ist der größte Förderer von Kunst und Kultur in der arabischen Region noch immer die eigene Familie. Die Beiträge und Diskussionen auf der ICCPR haben gezeigt, dass internationaler Austausch in der Kulturpolitikforschung als essentiell angesehen wird, denn Kulturpolitik bildet einen wichtigen Rahmen für lokale und internationale Kulturarbeit. Kulturpolitikforschung sollte deshalb mehr Berücksichtigung ﬁnden und insbesondere länderübergreifende Forschungskooperationen sollten weiter verstärkt werden. Zusätzlich wurde deutlich, dass Kunst und Kultur weltweit in vielen Ländern zwar staatlich gefördert und anerkannt werden, auf diesen Gebieten allerdings noch deutlicher Nachholbedarf besteht. So verstößt beispielsweise selbst die Bundesrepublik Deutschland permanent gegen das Völkerrecht auf kulturelle Teilhabe, wie Wolfgang Schneider im Rahmen einer Thematic Session postulierte. Hierin besteht auch weiterhin großer Forschungsbedarf. Kulturpolitik ist und bleibt ein aktuelles gesellschaftliches Handlungsfeld für die Wissenschaften weltweit. Anna Kaitinnis und Meike Lettau sind Doktorandinnen am Institut für Kulturpolitik der Universität Hildesheim
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CETA und kein Ende? verfassungsgerichts nicht unverändert bleiben; eine stärkere demokratische Rückbindung ist erforderlich. Das alles, zusammen mit der deutlichen Kritik am SPD-Beschluss und den eindrucksvollen Demonstrationen der HERTA DÄUBLERGMELIN Zivilgesellschaft hat Bewegung in die CETA-Verhandlungen gebracht. Die s tut sich was bei CETA: Aufgrund neuen Gespräche mit der kanadischen des überwältigenden Engage- Regierung zeigten schnell, dass dort die ments der Zivilgesellschaft bewegen sich einige Mitglieder der Bundesregierung. Das ist gut, aber längst Das Engagement der noch nicht ausreichend: Zivilgesellschaft war S  o kann der Beschluss des SPDKonvents, also des zweithöchsten Bebisher sehr erfolgschlussorgans der SPD, vor einigen Woreich. Es muss aber chen zwar als Signal, aber noch längst weitergehen nicht als Durchbruch gewertet werden. Zwar werden Kritikpunkte benannt und die Richtung für Veränderungen angegeben; auch die ausführliche Prü- Veränderungsbereitschaft weit größer fung von CETA durch das Europäische zu sein scheint, als durch EU und die Parlament und Bundestag sowie den Regierungen von Mitgliedsstaaten wie Bundesrat wird im Zuge des Verfahrens Deutschland kommuniziert. der Ratiﬁzierung in Aussicht gestellt. Bewegung zeigen auch die »GemeinGleichzeitig jedoch blockiert die samen Auslegungserklärung« der Verzeitgleiche Zustimmung zur Unter- tragsparteien EU und Kanada zu CETA zeichnung und Vorabinkraftsetzung und die ergänzende des EU-Rates der



Die Risiken von CETA müssen erkannt und benannt werden. Dann kann man über sie neu verhandeln



ﬁnden. In CETA ﬁnden sie diese nicht. Deshalb muss es gerade auch durch die Anstöße der EU-Abgeordneten auf eine faire Welthandelsordnung ausgerichtet werden. Dann wäre es Modell für weitere Freihandelsabkommen. Zum parlamentarischen Verfahren werden umfangreiche Anhörungen gehören müssen, in denen endlich auch die Vertreter der Kritiker und der Zivilgesellschaft ihre Kritikpunkte erläutern können. Sie sind während der Vertragsverhandlungen im Unterschied zu Vertretern globaler Konzerne kaum zu Wort gekommen. Verfährt das Europäische Parlament so, dann hat es zugleich Gelegenheit, die bisher fehlende Transparenz auszugleichen. Das kann gelingen. Entscheidend für den Erfolg wird jedoch letztlich sein, ob das Europäische Parlament selbstbewusst und stark genug ist, den CETA-Vertragsentwurf Ergebnis offen zu prüfen. Inhaltlich geht es dabei mindestens um vier wichtige Problembereiche: Die Frage des besonderen Investorenschutzes steht nach wie vor im Vordergrund: Die Korrekturen des alten Systems der Investorenschiedsgerichte



parteien in den Regulierungsgremien, insbesondere im Gemischten Ausschuss dem Parlament vorbehalten. Auch die verbindlichen Entscheidungen des Gemischten Ausschusses sollte an das Votum des Europäischen Parlaments gebunden werden. Als drittes wichtiges Feld muss das Europäische Parlament die CETAKlauseln intensiv darauf hin prüfen, ob sie die heutigen Standards und ihrer weiteren Entwicklungsmöglichkeit in den Bereichen Arbeit, Umwelt, Soziales und Gesundheit sowie im gesamten Kulturbereich wirklich garantieren. Gerade diesen Bereich haben zahlreiche Sachverständige, zivilgesellschaftliche Organisationen und engagierte Vereinigungen geprüft und als zu vage befunden. Ihre Forderungen liegen auf dem Tisch, Ergänzungsvorschläge des CETATextes liegen vor. In der vergangenen Woche haben die deutschen Gewerkschaften nochmals präzisiert, was erforderlich ist, um Arbeitnehmerrechte zu garantieren und weiter entwickeln zu können. Sie haben auch festgestellt, dass die Gesprächsbereitschaft der Regierung Kanadas Änderungen und Er-



tenden Risiken für Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Sozialstaatlichkeit und Kulturstaatlichkeit auszuräumen. Kanada tritt auch für diese Grundsätze ein; Kanada weiß, dass sie Teil jeder lebenswerten Gesellschaft sein müssen. Und die kanadische Regierung versteht auch, dass diese Prinzipien für den Aufbau einer fairen globalen Ordnung unabdingbar sind. EU und Kanada können CETA in der Tat zu einem Modell eines fairen Welthandels und damit zu einem Baustein für eine gerechtere globale Ordnung machen. Das liegt jetzt zu einem großen Teil in den Händen der EU-Abgeordneten. Sie müssen CETA in einem offenen und transparenten parlamentarischen Verfahren prüfen. Der Umfang der Seiten und der Probleme fordert die Abgeordneten, insbesondere auch die Mitglieder des Handelsausschusses. Dessen Vorsitzender Bernd Lange wird nicht müde, wichtige Überlegungen für eine faire globale Welthandelsordnung vorzutragen. Das stößt auf große Zustimmung bei sehr vielen Bürgern Europas, die darin ihre Vorstellungen von einer gerechteren globalen Ordnung wieder-



reichen nicht aus weil die materiellen Rechtsgrundlagen die ausländischen Investoren weiter privilegieren und weil sie als Parallelgerichtsbarkeit letztlich die Verfassungsrechtsprechung aushebeln. Beides ist nicht akzeptabel und muss verändert werden. Auch die Bestimmungen über die Regulierungsgremien müssen geändert werden. Sie schreiben ihnen Rechte zu, die in demokratischen Systemen den gewählten Parlamenten und von ihnen



gänzungen durchaus möglich machen. Zurück zur Konferenz der Handelsminister und der EU-Staats-und Regierungschefs. Sie haben Gesprächs- und Kompromissbereitschaft signalisiert, jetzt muss sie eingefordert werden. Das ist jetzt Aufgabe des Europäischen Parlaments. Allerdings wird es das nur tun, nur tun können, wenn die europäische Öffentlichkeit, auch die demokratischen Parteien in den Mitgliedstaaten das unterstützen und die Forderungen nach Änderung von CETA weiter vortragen. Viele tun das. Sie wissen, CETA ist nicht in trockenen Tüchern. Das Engagement der Zivilgesellschaft war bisher sehr erfolgreich. Es muss aber weitergehen. Jetzt zunächst in der Einﬂussnahme auf das Europäische Parlament und seine Abgeordneten. Später dann auch in der Einﬂussnahme auf die nationalen Parlamente.
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Bürger verdienen, das bekanntlich sehr zurückgegangen ist. Die Behandlung von CETA wird auch zeigen, ob die richtige Forderung des EU-Parlamentspräsidenten nach mehr Einﬂuss und echten Parlamentsrechten glaubwürdig ist. Wenn das Europäische Parlament seine Aufgabe ernsthaft durchführt, dann könnte das dazu beitragen, nicht nur die Demokratie in Europa, sondern auch das schwindende Vertrauen in die EU-Institutionen wieder zu stärken. Was also muss das Europäische Parlament jetzt tun? CETA ist ein völkerrechtlicher Vertrag, den das Europäische Parlament akzeptieren oder ablehnen kann. Das hat das Parlament bei ACTA schon gezeigt. Es kann auch verhandeln, auch das hat es längst bewiesen. Es braucht einen Vertragsentwurf nicht gleich abzulehnen, sondern kann stattdessen Ergänzungen oder Änderungen von CETA durch weitere Verhandlungen fordern. Dazu müssen dann EU-Kommission und die Regierung Kanadas bereit sein. Und hier ist wichtig zu erkennen, dass die Gelegenheit günstig ist, die in CETA enthal-



. Menschen forderten am . Oktober  in Berlin: STOP CETA & TTIP



nahezu jeden Fortschritt. Kein Wunder, dass der Beschluss auf harsche Kritik bei Experten, Zivilgesellschaft und Öffentlichkeit gestoßen ist. Zusätzlich interessant wurde die Lage nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom . Oktober . Karlsruhe hat bekanntlich die Vorabinkraftsetzung von CETA vor Ratiﬁzierung durch alle EU-Mitgliedstaaten an wichtige Auﬂagen geknüpft und damit deutliche Zweifel am vorliegenden Vertragstext erkennen lassen. Zum einen dürfen nur solche Regelungen des CETA-Vertrags vorab in Kraft gesetzt werden, die unstreitig in der ausschließlichen Regelungszuständigkeit der EU liegen. Das betrifft unter anderem das gesamte Kapitel des wegen der Gefahr für die Rechtsstaatlichkeit besonders umstrittenen Investorenschutzes. Karlsruhe hat sich die nähere Prüfung des Vertrags vorbehalten, Änderungen und Ergänzungen eingeschlossen. Auch die CETA-Bestimmungen über die Regulierungsausschüsse, ihre Zusammensetzung und ihre Rechte können nach Auffassung des Bundes-



Staats- und Regierungschefs. Beide greifen einige wichtige Punkte des Bundesverfassungsgerichts und zumindest teilweise auch der Gewerkschaften auf. Völkerrechtlich verbindliche Änderungen des CETA-Vertragstextes oder auch Ergänzungen sind damit freilich nicht verbunden. Somit drängt sich jetzt die Frage auf, ob nach der Unterzeichnung von CETA auf dem EU-Kanada-Gipfel alles zu Ende und CETA in trockenen Tüchern ist. Muss die Zivilgesellschaft eingestehen, dass ihr Engagement umsonst war? Die Antwort lautet nein, schon weil das Verfahren zu einer Annahme von CETA weitergeht: Das Europäische Parlament muss beschließen und – wenn es bei der Entscheidung für CETA als gemischtes Abkommen bleibt – auch jeder einzelne Mitgliedsstaat der EU nach Maßgabe der geltenden Ratiﬁzierungsbestimmungen. Zunächst also wird im Europäischen Parlament über Zustimmung oder Ablehnung entschieden. Damit wird sich zeigen müssen, ob dieses Parlament seinen Namen verdient, ob die EUAbgeordneten das Vertrauen der EU-



Entscheidend für den Erfolg ist, dass der Vertragsentwurf ergebnisoffen geprüft wird gewählten Institutionen zustehen. Das hat das Bundesverfassungsgericht als mangelhafte Legitimationsbindung gerügt. Das EU- Parlament sollte auch diesen Hinweis aufnehmen, allerdings die Benennung der Vertreter der Vertrags-



Herta Däubler-Gmelin ist Bundesministerin der Justiz a. D., sie arbeitet heute überwiegend als Rechtsanwältin und Tarifschlichterin
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Freier Handel und Kultur Eine trügerische Ruhe GUSTAV A. HORN



Der erweiterte Freihandelsbegriff Der Begriff des Freihandels wurde bei David Ricardo, auf den sich letztlich die Befürworter des Freihandels berufen, noch sehr viel enger gefasst als heute. Es ging bei ihm wie bei vielen nachfolgenden Ökonomen nur darum, einen von Einfuhrverboten und Zöllen befreiten Zugang zum heimischen Markt für ausländische Anbieter zu ebnen. Aus dieser Handelsfreiheit entstehen allseitige wirtschaftliche Vorteile, weil jede der beteiligten Volkswirtschaften sich auf die Produktion des Gutes spezialisieren würde, das sie mit dem geringsten Ressourceneinsatz im Vergleich zu den anderen Gütern leisten kann. Macht dies jedes Land, vermindert sich der Ressourceneinsatz bei gegebener Produktion oder umgekehrt, mit gegebenen Ressourcen kann mehr produziert werden. Diese Erkenntnis trägt die Idee des Freihandels bis heute. Aus diesem Grund war Freihandel über Jahrzehnte positiv konnotiert. Vor allem wurde das dynamische Wohlstandswachstum in Deutschland der Nachkriegszeit eng mit dem intensiven Handel auf den Weltmärkten in Verbindung gebracht. Und auch später wurde die Exportdynamik immer als die entscheidende Quelle des Wachstums angesehen, die es zu fördern gelte. Nicht umsonst hat das Thema internationale Wettbewerbsfähigkeit einen so hohen Stellenwert in
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ie Entscheidung des SPDParteikonvents, CETA bedingt zuzustimmen, hat den öffentlichen Diskurs um die in Verhandlung stehenden Abkommen beruhigt. Ob die Bedingungen der SPD im Zuge der parlamentarischen Beratungsprozesse überhaupt erreicht werden können, ist zweifelhaft und muss an dieser Stelle offenbleiben. Die Ruhe ist denn auch eher in der Personalangelegenheit Kanzlerkandidatur begründet, die auf diese Weise entschärft wurde. Gerade aber die Verknüpfung der Sachfrage nach dem Sinn derartiger Freihandelsabkommen und den Personalentscheidungen der SPD hat der Debatte in jeder Hinsicht nicht gutgetan und sie in unvernünftiger Weise belastet. Daher sollte man die derzeitige Ruhe im öffentlichen Diskurs nutzen, um sich einmal grundsätzlich Gedanken über die Sinnhaftigkeit von Freihandelsabkommen moderner Prägung zu machen. Dabei soll an dieser Stelle der Rolle des kulturellen Austausches eine besondere Bedeutung zukommen. Diese Frage kann einerseits nicht losgelöst von der Grundphilosophie der Abkommen behandelt werden, weist aber andererseits einige Besonderheiten auf, die zu beachten wären. Vor allem aber ist die Ruhe trügerisch. Nach CETA beﬁnden sich mit TTIP und TISA noch weitere Abkommen im Verhandlungsprozess, deren Einﬂuss auf das tägliche Leben – sollten sie beschlossen werden – sogar noch weitaus größer sein dürfte. Nicht zu vergessen ist, dass sowohl CETA als auch TTIP als Blaupause für ein entsprechendes Abkommen mit China vorgesehen sind. Mit anderen Worten, es ist zu erwarten, dass die Debatten wieder aufflammen, sobald in diesen Fällen Entscheidungen auf EU-Ebenen anstehen. Im Übrigen stehen nach der Entscheidung für den Brexit auch entsprechende Verhandlungen mit Großbritannien bevor. Vor diesem Hintergrund steht nach wie vor die Frage im Raum, inwieweit diese Abkommen mit unseren demokratischen und kulturellen Werten vereinbar sind. Dies soll im Folgenden geprüft werden.



Kartoffelfeld auf Prince Edward Island in Kanada: Landen auf unseren Tellern in Zukunft vermehrt landwirtschaftliche Produkte aus Kanada? Wie wird die heimische Landwirtschaft geschützt?



der deutschen Wirtschaftspolitik. Aber all dies kann nur funktionieren, wenn es einen möglichst reibungslosen Zugang zu den Märkten dieser Welt gibt: Wenn also Freihandel herrscht. Dies war bis zu TTIP und CETA parteipolitisch na-



Der erweiterte Freihandelsbegriff ist die Wurzel des Konﬂikts hezu unumstritten. Sogar die deutschen Gewerkschaften stellten im Unterschied zu ihren amerikanischen Kollegen das Konzept eines freien Marktzugangs nicht infrage. Es waren schließlich die Arbeitsplätze ihrer Mitglieder, die durch hohe Exporte entstanden. Dies hat sich grundlegend verändert und hat mit einem deutlich erweiterten Freihandelsbegriff zu tun. Seit Längerem schon werden neben den tarifären Handelshemmnissen wie Zöllen auch nicht tarifäre Hindernisse für den Handel gesehen. Dies bezog sich ursprünglich lediglich auf Vorschriften, die erkennbar mit dem Ziel erlassen worden waren, ausländische Anbieter vom heimischen Markt fernzuhalten. Inzwischen, und dies kommt in der Konstruktion der jüngsten Handelsabkommen zum Tragen, steht jede Form der Regulierung unter dem Anfangsverdacht ein zu beseitigendes nicht tarifäres Handelshemmnis zu sein. Es ist dieser merklich erweiterte Freihandelsbegriff, der an der Wurzel des Konﬂiktes um CETA, TTIP und andere steht. Gefährdet moderner Freihandel die Demokratie? Mit dem erweiterten Freihandelsbegriff, auf den sich die Regierungen im Rahmen der Abkommen völkerrechtlich



verpﬂichten, steht jede Form der Regulierung unter einem handelspolitisch motivierten Rechtfertigungszwang. Mit anderen Worten, demokratisch legitimierte Vorschriften, welche die Präferenzen einer Bevölkerung für bestimmte Formen des Handels oder bestimmte Produktionsweisen widerspiegeln sollen, stehen dann prinzipiell im Konﬂikt mit der völkerrechtlich legitimierten Forderung nach unbeschränktem Handel. Zwar wird dieser Konﬂikt durch entsprechende Klauseln in den Verträgen, die ein Recht zur Regulierung konzedieren, und durch Negativlisten, die Teilbereiche der Wirtschaft explizit von der Anwendung der Abkommen ausnehmen, teilweise entschärft. Aber im Grundsatz steht insbesondere jede neue Regulierung, die nicht durch die Klausel noch die Negativliste abgedeckt ist, unter einem handelspolitischen Rechtfertigungszwang, der über den demokratischen Diskurs innerhalb der Volkswirtschaft hinausgeht und sogar im Gegensatz zu diesem stehen kann. Dieses Vorgehen ist sogar sanktionsbewehrt in Gestalt privater Schiedsgerichte, die in Streitfällen Entschädigungen für Verletzungen des Handelsvertrages durch nationale politische Entscheidungen festlegen können. Auch wenn deren Spielraum wie jüngst im CETA-Abkommen durch die Schaffung eines »Gerichtshofes«, der aber lediglich ein privates Schiedsgericht besetzt mit öffentlichen Richtern ist, eingeschränkt wird, ist dies am Ende des Tages eine Beschränkung des demokratischen Entscheidungsspielraums. Dieses ist zwar demokratisch legitimiert, weil sie von Regierungen und Parlament beschlossen wurde, legt aber für künftige Regierungen und Parlamente eine Wertordnung fest, in der dem so verstandenen Freihandel eine privilegierte Stellung gegenüber demokratischen Entscheidungen eingeräumt wird. Das gefährdet zwar



nicht die Demokratie, bindet sie aber an ökonomische Vorstellungen, die von den Interessen des globalen Handels geprägt sind. Die Rolle der Kultur im Freihandel Auch Kultur ist ein globales Handelsgut. Sie ist nicht nur das, aber auch. Damit treffen zwei Zielvorstellungen aufeinander, die sich nicht vollständig konﬂiktfrei miteinander vereinbaren lassen. Auf der einen Seite steht ein möglichst freier Austausch, der kulturelle Vielfalt erzeugt. Auf der anderen Seite steht wirtschaftlicher Erfolg, der die Produktion kultureller Güter ermöglicht. Beides spricht prima facie für einen möglichst freien ideellen wie wirtschaftlichen Austausch. Bedenkt man jedoch, dass wirtschaftlicher Erfolg im Kulturbereich häuﬁg nicht das Ergebnis eines Markterfolgs, sondern auf



Die Ruhe im derzeitigen Diskurs nutzen für grundsätzliche Gedanken über den Sinn von Freihandelsabkommen



die diese Praxis von dem Freihandelsabkommen ausnehmen. Gleichwohl hat der Handel mit Kulturgütern auch unter diesen Umständen wirtschaftliche Folgen. Das hat mit sogenannten steigenden Skalenerträgen der Produktion zu tun, auf deren Bedeutung für den Außenhandel der Nobel-Preisträger Paul Krugman hingewiesen hat. Steigende Skalenerträge führen zu einer verbilligten Produktion mit der Größe des Marktes. Das heißt, ein Unternehmen, das einen hohen Absatz auf einem großen Markt erzielen kann, hat niedrigere Stückkosten der Produktion als ein Unternehmen, das mit geringen Absatzzahlen auf einem kleinen Markt agiert. Der Grund hierfür besteht in Fixkosten der Produktion, die unabhängig von der produzierten Menge anfallen. Dies gibt es auch beim Handel mit Kulturgütern und dies hat mit der für Kultur wichtigen Sprache zu tun. Hier ist der angelsächsische Sprachraum aufgrund seiner Größe im Vergleich zu den sprachlich separierten Märkten Europas deutlich im Vorteil. Das spricht dafür, dass bei konkurrierenden Kulturprodukten, wie z. B. Filmen, Produkte aus den USA und Kanada wirtschaftlich noch mehr als bisher dominieren. Gefährdet dies die Existenz europäischer Anbieter, geht dies auf Dauer auch zu Lasten der kulturellen Vielfalt. In dieser Hinsicht ist Freihandel dann sogar eine Gefahr. Insofern ist es zur Wahrung kultureller Vielfalt unbedingt erforderlich, entsprechende schützende Vorkehrungen in Freihandelsabkommen heutiger Form zu treffen. Auch hier zeigt sich die Problematik eines zu weit deﬁnierten Freihandelsbegriffs.



gezielten Subventionen, Transfers oder regulatorischen Bestimmungen wie der Buchpreisbindung beruht, stellen sich einige grundsätzliche Fragen. Denn genau diese Praxis steht mit dem erweiterten Freihandelsbegriff grundsätzlich auf dem Prüfstand, da sie ausländische Kulturanbieter benachteiligt und damit den Freihandelsprinzi- Gustav A. Horn leitet das Institut pien widerspricht. Es gibt nun sowohl für Makroökonomie und in CETA als auch in TTIP vor allem auf Konjunkturforschung der französischen Druck Schutzklauseln, Hans-Böckler-Stiftung
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Nach der Reform ist vor der Reform Die Bestands- und Entwicklungsgarantie des Bundesverfassungsgerichtes für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist zwar keine Bestandsgarantie für einzelne Anstalten, aber sie sichert, dass es einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk HELMUT HARTUNG geben muss, der den Auftrag, der ihm durch die Gesellschaft gegeben wird, ie Forderung nach Struktur- umsetzen kann. Inwieweit dieser Aufreformen beim öffentlich- trag und damit auch der Aufwand für rechtlichen Rundfunk ist ARD, ZDF und den Deutschlandfunk fast so alt wie das duale modiﬁziert werden können, darüber Rundfunksystem.  verlangte der müssen die Länder entscheiden. nordrhein-westfälische Ministerpräsident Johannes Rau »tiefgreifende Arbeitsgruppe der Länder soll BeiStrukturreformen«.  forderten die tragsstabilität sichern Ministerpräsidenten Biedenkopf und Stoiber mit etwa gleich großen Landes- Im Frühjahr dieses Jahres hatten die rundfunkanstalten, die Abschaffung des Länder deshalb eine Arbeitsgruppe einFinanzausgleiches und die Schaffung gesetzt, die strukturelle Veränderungen einer effektiven Programmverantwort- beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk lichkeit innerhalb der ARD. »Ihre bisher analysieren und entsprechende Vorgeplanten und verwirklichten Einspa- schläge erarbeiten soll. rungen reichen nicht – bei allem guten Anlass für die Länder, die ArbeitsWillen. Den nächsten Schritt müssen gruppe »Auftrag und Strukturoptimiedie Politiker gehen und die Staatsver- rung der Rundfunkanstalten« zu bilträge ändern!«, so der rheinland-pfäl- den, waren Prognosen der Kommission zische Ministerpräsident Kurt Beck im zur Ermittlung des Finanzbedarfs der März . Rundfunkanstalten (KEF) über einen Alle diese Postulate sind bis auf we- deutlichen Anstieg des Rundfunkbeinige Ausnahmen – z. B. die Fusion zum trags ab dem Jahr . So hatte die KEF SWR – Hoffnungen geblieben. auf der Basis des gegenwärtigen Bedarfs  Jahre später fordert nun der Baye- berechnet, dass der Rundfunkbeitrag rische Ministerpräsident Horst Seehofer, auf mehr als  Euro pro Monat ansteiARD und ZDF zu fusionieren. Mit ei- gen könnte, weil dann keine Überschüsnem national verbreiteten Programm se für einen Ausgleich, wie in dieser zur und starken Landesrundfunkanstalten Beitragsperiode, zur Verfügung stünden, mit ihren dritten Programmen. Warum was eine Erhöhung des Beitrages um nicht – als langfristiges Ziel? Oder wie fast zwei Euro gegenüber jetzt zur Folge es Markus Blume, der Vorsitzender der haben könnte. CSU-Grundsatzkommission, im proEine Alternative dafür sei, dass ARD media Heft / erläuterte: »Uns ist und ZDF innerhalb von vier Jahren Einallen klar, dass man eine Beseitigung sparungen in Höhe von , Milliarden von Doppelstrukturen nur über einen Euro erbringen müssten. Effekte in eilangen Zeitraum verfolgen kann. Wir ner solchen Größenordnung können reden also nicht über Jahre, sondern jedoch bei einem Gesamtbudget des über Jahrzehnte.« öffentlich-rechtlichen Rundfunks von



Der öffentlich-rechtliche Rundfunk soll wieder einmal umstrukturiert werden
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ca.  Milliarden Euro für vier Jahre nur  • Die rechtliche Absicherung von Komittel- oder langfristig erzielt werden operationen, um das aufgrund der veränderten BGH Rechtsprechung und auch nur, wenn die Strukturen oder der Auftrag verändert werden. Das köndeutlich erhöhte Risiko der Kartellnen aber nur die Länder beschließen. rechtswidrigkeit zu minimieren. Die von der KEF vorgeschlagene  • Die Flexibilisierung des TelemedienSenkung des Beitrages auf , Euro auftrages, um das im Netz anbieten von  bis  liegt übrigens unter zu können, was der Nutzer heute dem von der KEF akzeptierten Bedarf. erwartet.  • Verbesserungen im Finanzierungssystem, die die Möglichkeit geben, die ARD – Entwicklung zu einem inteeingesparten Beträge wieder in das grierten föderalen Medienverbund Programm zu investieren, anstelle Es geht bei der Diskussion in den nächseiner Streichung durch die KEF. ten Monaten um eine grundsätzliche Doch es gibt noch andere Vorschläge Frage, wie auch in Zukunft ein leis- von den öffentlich-rechtlichen Sendern, tungsfähiger öffentlich-rechtlicher um einerseits eine bedarfsgerechte Rundfunk mit einem umfassenden Finanzierung zu sichern und andererAngebot bei gleichzeitigem Erhalt einer seits, den Beitrag relativ stabil zu hal»relativen Beitragsstabilität« gesichert ten: So haben nach Informationen der werden kann, wie es die rheinland-pfäl- Süddeutschen Zeitung ARD und ZDF zische Medienstaatssekretärin Heike gegenüber der Länder-Arbeitsgruppe Raab formulierte. den Wunsch nach einem Index geäuARD und ZDF wollen sich mit eige- ßert, an dem sich der Rundfunkbeitrag nen Konzepten in diesen Reformpro- künftig orientieren soll. Bei der ARD zess einbringen. So soll sich die ARD sehe man es dabei am liebsten, dass nach den Worten ihrer Generalsekretä- sich der Beitrag am Bruttoinlandsrin Susanne Pfab zu einem integrierten föderalen Medienverbund weiterentwickeln. Hierzu sollen die Strukturen opEntscheidend ist die timiert, Verfahren effizienter gestaltet Qualität, der Weg und Synergien befördert werden. Im der Vermittlung ist Mittelpunkt stünden Prozesse und Strukturen in der Verwaltung, Technik, zweitrangig Produktion und Programmerstellung. Durch stärkere Standardisierung, Zusammenarbeit und Rationalisierung produkt (BIP) orientiert. Die Vorteile sollen hier »soweit als möglich Kos- seien dabei die Vermeidung großer ten eingespart werden, um so lange Sprünge in der Beitragshöhe sowie als möglich keine Einschnitte im Pro- eine höhere Transparenz. Ein andegrammangebot vornehmen zu müssen«, res Indexmodell schwebt dem ZDF vor. so Pfab. Auch soll so das KEF-Verfahren aus Für diesen langjährigen Reform- Bedarfsanmeldung, Überprüfung und prozess benötigen die Sender aber Kürzung modernisiert werden. Eine entsprechende rechtliche und medi- Prüfung zur Vermeidung von Überenpolitische Weichenstellungen. Dazu kompensation und Überlastung der gehören: Beitragszahler soll dennoch stattﬁnden,



Wie sieht die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks aus? Fressen die Großen die Kleinen? Oder gibt es eine Fusion zu einer einzigen großen Institution?



auch um die »bedarfsgerechte Finanzierung der Rundfunkanstalten sicherzustellen«, wie es in der Stellungnahme laut »SZ« heißt. Ein solches Index-Modell ist nicht neu, wurde aber bereits vor einigen Jahren verworfen, auch, weil einzig die KEF und nicht das Statistische Bundesamt die Höhe des Beitrags entsprechend des Bedarfs festlegen darf. Ändern sich Auftrag und Strukturen so, dass sich der Bedarf verringert, darf der Beitrag nicht steigen. Es ist also fraglich, ob Index-Modelle das politische Hauptziel erreichen können, eine relative Beitragsstabilität zu sichern. »Funk« – Modell der Zukunft Da es sich bei der Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks um einen langfristigen Prozess handelt, lohnt sich ein Blick auf die Mediendistribution der Zukunft. Das neue Jugendangebot von ARD und ZDF »Funk« ist am . Oktober gestartet. Die Macher dürfen sich »aller audiovisuellen und Web-gerechten Gestaltungsformen bedienen«. Die als kostensparende Begrenzung gedachte Lösung ist die entscheidende Idee an »Funk«. »Funk« hat sich vom Fernseher emanzipiert und ist zu einem »ContentNetzwerk« geworden und hat sich so auf die tatsächlichen Mediennutzungsgewohnheiten der Jungen ausgerichtet. Medienunternehmen auf der ganzen Welt verbreiten ihre Inhalte über soziale Medien. Auf Facebook entsteht so eine Mischung relevanter Medien und Themen, maßgeschneidert für die einzelne Person. Diese ﬂexible Plattformstrategie ist für einen öffentlich-rechtlichen Absender optimal. Denn er kann es sich leisten, seine Inhalte frei zu verbreiten. Er kann zudem auf ein ständig sichtbares Logo verzichten und erst im Abspann die Herkunft der Inhalte angeben. Ist »Funk« damit ein Modell für die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks? Sind damit Struktur-Diskussionen wie die Zusammenlegung von ARD und ZDF Debatten von gestern? Bei »Funk« sind alle Regeln für die Online-Präsenz außer Karft gesetzt, die sonst für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gelten. Aber vielleicht ist diese konsequente Orientierung auf die digitale Distribution der richtige Weg, damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk seinen Auftrag zu relevanten Inhalten bei moderaten Kosten verwirklichen kann. Unterstützung für ein solches Zukunftskonzept kommt aus Hamburg. So sagte der Hamburger Medienstaatsrat Carsten Brosda in der Oktoberausgabe von promedia: Er sei sich sicher, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk in der Zukunft anders aussehen werde und das auch in der Beauftragung berücksichtigt werden müsse. »Ich halte es für durchaus wahrscheinlich, dass wir perspektivisch eher abstrakt die Produktion von Inhalten öffentlich-rechtlicher Qualität beauftragen werden und die Frage, was auf welchen Wegen verbreitet wird, von den Anstalten zu beantworten ist«, so Brosda. Die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist durch die digitale Transformation nicht geringer geworden. Deshalb müssen die Strukturen den künftigen Erfordernissen angepasst werden. Dabei geht es nicht nur um die Kosten, sondern auch darum, möglichst viele Bürger zu erreichen. Entscheidend ist, dass öffentlichrechtliche Angebote auch weiterhin in hoher Qualität und mit großer gesellschaftlicher Relevanz produziert und so verbreitet werden, dass sie jeder nutzen kann. In welchen Strukturen das geschieht, ist dabei zweitrangig. Helmut Hartung ist Chefredakteur des medienpolitischen Magazins promedia
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Frei von verstaubten Vorstellungen Von Computerspielen, Alltagsgeschichte und ihrem Einﬂuss auf Public History FELIX ZIMMERMANN
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veline de Grandpré wurde am . Juni  in eine von Rassentrennung, Sklaverei und Restriktionen geprägte Gesellschaft geboren. Im französisch beherrschten New Orleans des ausgehenden . Jahrhunderts kämpfte sie für die Rechte der schwarzen Sklaven. Sie verkleidete sich, war im einen Moment eine wohlhabende Lady, im nächsten eine Sklavin, die untertauchte in der Masse. Und, wohl eine ihrer zentralsten Eigenschaften, sie hat es nie gegeben. Aveline ist die ﬁktive Protagonistin im Videospiel »Assassin’s Creed: Liberation«. Nun, New Orleans hat es allerdings tatsächlich schon  gegeben. Auch die Sklaverei existierte. Frauen wie Aveline gab es auch, Tochter eines wohlhabenden weißen Händlers und einer schwarzen Sklavin, freigekauft und wohlerzogen. Was macht man nun also mit diesem Videospiel, diesem Unterhaltungsprodukt, dieser offenkundig ﬁktiven Handlung um die Assassine Aveline de Grandpré? Als Historiker könnte man nach dem Historischen in diesem Spiel suchen, nach den Bildern von Geschichte, die dieses Produkt in den Köpfen der Spielenden erzeugt. Dass für mich dieses »könnte« ein »kann« geworden ist, hat entscheidend mit der Existenz der Public History zu tun. Eine kurze Einführung zu dieser Bewegung und Studienrichtung scheint angebracht. Man ist überrascht, wie dynamisch diese Geschichtswissenschaft sein kann und wie schön es ist, einen Begriff zu haben, der diese Dynamik beschreiben kann. Ihren Ursprung hat die nun auch in Deutschland verstärkt Fuß fassende Public History in den USA. In den er Jahren rüttelten Laienhistoriker am Elfenbeinturm der institutionalisierten Geschichtswissenschaft der Universitäten und öffneten träge gewordene Geister für neue Perspektiven auf das Vergangene. Die politikgeschichtlichen Auseinandersetzungen mit den großen, vermeintlich wichtigsten Fragen wurden erweitert um die bisher sträﬂich vernachlässigten Bereiche der Lokalgeschichte und Alltagsgeschichte. Minderheiten wurden in den Blick genommen, kultur-, wirtschafts- oder sozialgeschichtliche Zugänge wurden gewählt, neue Quellen, darunter vor allem mündliche Überlieferungen, wurden relevant. Statt der großen Männer, die als Denker und Lenker der Menschheitsgeschichte verklärt wurden, sollten diverse Akteure sichtbar gemacht werden. Die »Public Historians« trafen auf die akademischen Eliten, Frontenbildung statt fruchtbarem Austausch, auch, da die etablierte Geschichtswissenschaft im interdisziplinär angelegten Methodenmeer der Public History ihr Proﬁl davonschwimmen sah. Mit zunehmendem historischem Interesse der nicht-akademischen Öffentlichkeit stieg allerdings auch der Druck auf die Universitäten. Ende der er Jahre entstand der erste Public History-Studiengang, der es sich zum Ziel gesetzt hatte, Historiker auszubilden, die Wissen über Vergangenes auch an ein nicht ausgebildetes Publikum vermitteln konnten. Weniger stark als im englischsprachigen Raum wurde die Geschichtswissenschaft auch in deutschsprachigen Gefilden auf die »Geschichte in der Öffentlichkeit« aufmerksam. »Fachjournalistik Geschichte« nannte sich ein  in Gießen etablierter Magisterstudiengang, der die Idee von einem nicht-universitären Einsatz von geschichtswissenschaftlichen Kompetenzen erstmals institutionalisiert in



Digitale Auseinandersetzung mit Alltagsgeschichte? Das Computerspiel »Assassin’s Creed: Liberation« thematisiert die Sklaverei im Amerika des . Jahrhunderts



Deutschland platzierte. Durch den Segen des Studienbeschleunigungs- bzw. Marktkonformitätsprogramms, im Volksmund auch als Bologna-Prozess bezeichnet, hielten Seminare zur Einsetzbarkeit von Geschichte außerhalb der Universitäten in nahezu alle geschichtlichen Studiengänge Einzug. Erstmals tatsächlich als »Public History« bezeichnet, wurde  ein Masterstudiengang an der Freien Universität Berlin eingeführt. Seit  kann nun auch die Universität zu Köln ein solches Masterprogramm vorweisen. Worüber nun im deutschsprachigen Raum intensiv diskutiert wird, ist, wie man diese Public History oder Ange-



wandte Geschichte oder Geschichte in der Öffentlichkeit deﬁnieren und auf welchem Methodenkorpus sie fußen könnte. Ob man die Public History überhaupt in das Korsett einer klar begrenzten Deﬁnition zwängen muss, bleibt offen. Dass die Public History die Auseinandersetzung mit und Schaffung von außeruniversitären Angeboten umfasst, die Historisches in sich tragen, ist wohl unstrittig. Doch scheint es vor allem sinnvoll, die Public History als einen dynamisierenden Moment zu verstehen, der die Geschichtswissenschaft als Ganzes ergreift und der, wie die Geschichtsmagazine, Historienﬁlme oder Historienspiele – um nur einige weni-



ge Beispiele zu nennen, niemals zum Stillstand kommen kann. Was nützt eine enge Deﬁnition, wenn die Public History doch vor allem alle Historiker ermächtigen kann, sich frei von verstaubten Vorstellungen von Geschichtswissenschaft mit allem zu beschäftigen, was mit dem Historischen liebäugelt? Nach diesem Verständnis muss die Public History auch in Zukunft klar interdisziplinär angelegt sein, Diskussionen über das Proﬁl des Fachs werden sich fortsetzen. Wenn sich nun – um wieder zur Assassine von New Orleans zurückzukehren – in diesem Jahr der »Arbeitskreis Geschichtswissenschaft und Digitale



Spiele« gegründet hat, dann ist das nur möglich, weil die Public History auf breitem Raum die Geschichtswissenschaft zu öffnen vermag. So proﬁtiere auch ich vom methodischen Eklektizismus, der im Fach vorherrscht. Er macht es möglich, Aveline de Grandpré, ihre Handlungen und ihre Welt als Entstehungsort von Geschichtsbildern zu begreifen und zu erforschen, die Spielende auf der ganzen Welt prägen. Felix Zimmermann studiert Public History in Köln und ist Mitglied im Arbeitskreis Geschichtswissenschaft und Digitale Spiele



Ein wesentlicher Kulturfaktor der Region Fünf Fragen an Patricia Schlesinger, die neue Intendantin des rbb Seit dem . Juli  sind Sie als neue Intendantin des rbb tätig. Zuvor waren Sie unter anderem bei dem ﬁnanzstärkeren öffentlich-rechtlichen Sender NDR beschäftigt, der über ein vergleichsweise großes Sendegebiet verfügt. Wie gestaltete sich der Wechsel zum rbb für Sie, einem Ost-WestSender mit weniger Mitteln und einem kleineren Einzugsgebiet? Der Wechsel gestaltet sich sehr gut. Ich treffe hier auf hoch motivierte, veränderungswillige Kollegen. Sie identiﬁzieren sich mit dem rbb und wollen das Beste für »ihren« Sender erreichen. Natürlich stehen dem rbb insgesamt weniger Mittel zur Verfügung als dem NDR. Aber es ist immer noch eine Summe, mit der wir ein sehr gutes Programm machen wollen und können. Das Einzugsgebiet mag ebenfalls kleiner sein, aber es umfasst eine der spannendsten Regionen Europas. Darüber beschwert sich bei uns im Sender niemand. Ich bin froh, im Haus, in Berlin und in Brandenburg so positiv aufgenommen worden zu sein.



Zuvor haben Sie den Bereich »Kultur und Dokumentation« des NDR geleitet. Wie beeinﬂussen diese Programmschwerpunkte Ihre Arbeit beim rbb? Planen Sie den rbb weiter auf das Thema Kultur auszurichten? Als Intendantin sehe ich mich eher als »Ermöglicherin« von Programm, nicht länger in der Rolle der »Macherin«. Der rbb produziert großartige Dokumentationen, hier können wir auf hohem Niveau neue Projekte angehen. Ich freue mich, wenn ich dazu mit meinem Netzwerk beitragen kann. Internationale Produktionen wird der rbb zwar zurzeit nicht allein stemmen können, aber ich bin zuversichtlich, dass auch bei Großprojekten unsere Handschrift zur Geltung kommt. Die Kultur wird immer ein Aspekt der Programmvielfalt im rbb sein. Ich empﬁnde sie nicht als schlecht repräsentiert oder unter Wert ausgestattet. Der rbb ist als öffentlichrechtliches Haus ein wesentlicher Kulturfaktor der Region. Diese Rolle müssen wir ernst nehmen, weil sie zu unserer Legitimation beiträgt. Welche ldeen wollen Sie beim rbb verwirklichen? Welche Ziele stecken Sie sich für lhre erste Amtszeit?



Ich bin als Programm-Intendantin gewählt, entsprechend stehen Programmreformen für mich an erster Stelle. Beginnen müssen wir mit dem Fernsehen, hier haben wir die umfassendste Reform seit Bestehen des Senders auf den Weg gebracht. Sie wird sich über zwei Jahre erstrecken und nahezu jeden unserer Sendeplätze berühren. Ich habe bei der ersten Belegschaftsversammlung gesagt: »Lassen Sie uns den rbb gemeinsam rocken.« Das bleibt mein Ziel. Wie planen Sie eine Brücke zwischen der Hauptstadt Berlin und dem Bundesland Brandenburg zu schlagen? Wie wollen Sie den rbb positionieren? Wir wollen uns nicht auf Brücken aufhalten, sondern nah der Lebenswirklichkeit unseres Publikums. Mir sind Sendungen mit einer klaren Ansprechhaltung lieber als die meist unglücklichen Versuche, es jedem jederzeit recht machen zu wollen. Ich möchte gerne für einen rbb arbeiten, der mutig auftritt, kantig, auch mal selbstironisch, und der nicht vergisst, dass in Berlin und Brandenburg nicht nur besserverdienende deutsche Akademiker leben.



Der rbb verfügt aktuell über sechs Radioprogramme, das Fernsehprogramm und das Online-Angebot. Wo sehen Sie die Zukunft des RBB? Können Sie sich vorstellen, den rbb als Hauptstadtsender zu positionieren und das Programm mehr auf Themen der Bundeskulturpolitik auszurichten? Wir sind der Sender für Berlin und Brandenburg, so steht es im Staatsvertrag. Das wollen wir auch sein. Jeder, der hier in der Region lebt, soll im rbb ﬁnden, was er sucht. Gleichzeitig sollen und wollen wir die Vielfalt und das einzigartige Lebensgefühl der Bundeshauptstadt widerspiegeln. Wir sind der Hauptstadtsender der ARD, mit diesem Pfund dürfen wir wuchern. Und weil Sie das Online-Angebot erwähnen: Dem Netz messe ich große Bedeutung zu. Es kann für den rbb keine Zukunft geben, in der das Internet und die sozialen Medien keine herausragende Rolle spielen. Vielen Dank für das Gespräch. Patricia Schlesinger ist Intendantin des rbb. Die Fragen stellte Theresa Brüheim, Cheﬁn vom Dienst von Politik & Kultur
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Das Schwere leicht machen, nicht das Leichte schwer ANDREAS KOLB



Z 



uallererst ist Schreiben Handwerk. Üben. Weiterschreiben, sitzen bleiben. Ob es dann Kunst ist, stellt sich viel später heraus. Das ist mein Hauptziel in der Arbeit mit den Studierenden: Schreiben als Handwerk aufzufassen und dadurch auch die Angst davor zu verlieren.« Diesem Porträt über die Filmemacherin und Autorin Doris Dörrie ist ein Satz von ihr »Über das Schreiben« vorangestellt. Nachzulesen auf der Homepage der Münchner Hochschule für Film und Fernsehen, an der Professorin Doris Dörrie seit  den Lehrstuhl Creative Writing leitet und inhaltlich gestaltet. Es ist ein Satz, der mehr über die berühmte Filmemacherin aussagt, als man zunächst vermutet. Denn Doris Dörrie verstand – und versteht sich bis heute – zuallererst als »Schreiberin«, als Geschichtenerzählerin. »Lesen und Schreiben zu lernen«, erinnert sich Dörrie, »mit  Buchstaben Welten entstehen lassen zu können, habe ich als komplettes Wunder empfunden.« Zum Schreiben ist Dörrie, Kind einer Hannoveraner Arztfamilie, zu der auch ihr Onkel, der Altphilologe Heinrich Dörrie zählt, gekommen, indem sie sehr früh und eindringlich die Welt beobachtete und ihr zuhörte. »Darin war ich stark familiär vorgeprägt, denn meine Eltern und Großeltern sind gute Beobachter. Beobachten und erzählen ist quasi Familientradition.« Wie leben andere Menschen? Wie machen andere das? Wie funktioniert diese seltsame Welt? Diese Fragen treiben Dörrie seit ihrer Kindheit um und daran hat sich bis heute nichts We-



sentliches geändert. »Ob man offen ist, ob man die Welt staunend betrachtet«, sagt sie, »ist genetisch vorgeprägt«. Mit sieben, acht Jahren inszenierte sie ständig Theater. In Geschichten leben, das fand sie toll, es war ihr Rückzugsgebiet. Aber vor jedem Theaterstück, später dann vor jedem Film, stand immer das Schreiben. »Über das Lesen, Schreiben, Erzählen bin ich zum Filmemachen gekommen. Das Schreiben selber als Beruf auszuüben, sich als Schriftstellerin zu titulieren, das kam mir überkandidelt vor. Seltsame Vorstellungen, die ich da hatte.« Im Film verwandelt sich das Drehbuch in etwas Anderes. Am Ende weiß keiner mehr, wer Drehbuchautor ist. Diese etwas traurige Tatsache für den Creative Writer war damals für die junge Dörrie eine ideale Methode, sich zu verstecken. Die Schüchternheit von damals hat sie abgestreift. Oder zumindest gepaart mit Zielstrebigkeit und Selbstbewusstsein. Eine Auftragsproduktion hat sie bis heute nicht machen müssen: »Ich habe immer von mir aus angefangen zu schreiben. Und dann versucht, das Geld dafür zusammenzusuchen«. Nach dieser Devise geht sie bis heute vor. Bei ihrer Arbeit versucht sie sehr streng, sich an ein Zen-Gebot zu halten: Konzepte immer wieder zu zerstören. Oder besser sogar: kein Konzept zu haben. Dörrie will die Welt zu sich kommen lassen, will dem Drang widerstehen, die Welt zu sortieren, und damit »in den Griff« zu bekommen. Schaut man Dörries künstlerische Arbeitsweise und Vita an, überkommt einen die Ahnung, dass sie diese ZenGebote schon befolgte, bevor sie sie ken-



nenlernte. »Ich habe mir nie Gedanken über Karriereplanung gemacht. Mitte, Ende  war Karriere ein Fremdwort für uns. Erfolg, Karriere waren negativ besetzte Begriffe. Wir wollten uns nicht in ein bestehendes System einordnen. Wir wollten Künstler sein. Kann sein, dass mein Konzept, meine Vorgehensweise ein eher weiblicher Zugriff ist: mit Methode die Unsicherheit ganz gezielt suchen.« Auf die Frage des Autors, ob sie die Quote bei der Frage von Regieaufträgen befürworte, meint Dörrie: »Ich bin zähneknirschend zur Unterstützerin geworden. Keine von uns möchte gerne Quote.« Doch sie teilt eine bittere Erkenntnis mit ihren Kolleginnen: »Wir fühlen uns dazu verdonnert, wenn sich von selber nichts ändert. Als ich studiert habe,  bis , hätte ich geschworen, dass ich  über so etwas nicht reden muss.« Nach kurzem Zögern fährt sie fort: »Netzwerke sind männlich und das Geld ist männlich. Je teurer die Filme sind, desto männlicher sind sie. Es hat sich in  Jahren nichts verändert.« Fast schon  Jahre ist Doris Dörrie Professorin in Münchens Filmhochschule, und sie kennt die Stimmung bei jungen Filmemacherinnen und Filmemachern. Die Frauen sind in der Überzahl bis zum Hochschulabschluss. Dann verschwinden sie. Ihre Hauptbeschäftigung als Professorin sieht sie darin, junge Leute zu ermuntern: »Entmutigung liegt uns Deutschen sehr viel näher als Ermunterung«. Die Situation der Jungen ist heute geprägt von »irrsinnigem Leistungsdruck und großem Zwang zur Konformität. Da stecken Frauen gerne eher zurück«. In Dörries Fach Drehbuch-
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Ein Porträt der Schriftstellerin und Filmemacherin Doris Dörrie



Doris Dörrie berichtet »Über das Schreiben«



schreiben allerdings nicht ganz so stark, denn das lässt sich auch mit Familie besser kombinieren als Regie führen. Wer bei Dörrie studiert, bekommt auf jeden Fall eine Ahnung davon, wie es einem kreativen Menschen gelingen kann, auch schweren Themen ein wenig Leichtigkeit abzutrotzen. Dörries große Kunst ist es nicht nur, ihre Zuseher und Leser anzurühren, sich wieder lebendiger fühlen zu lassen, sondern auch die schweren Dinge leichter und nicht die leichten Dinge schwer zu machen. Dörriesche Leichtigkeit entdeckt man selbst bei tragischen Filmen. Als jüngstes Beispiel dafür mag »Fukushima« gelten, wo es der Filmemacherin gelingt,



diese Jahrhundert-Katastrophe auch psychologisch und menschlich fassbar zu machen. Im Rahmen der Begründung für die Wahl von Dörrie für die ». Leipziger Poetikvorlesung. Künstlerische Positionen der Gegenwart» brachte es Michael Lentz vom Deutschen Literaturinstitut auf den Punkt: »Doris Dörrie steht für eine einzigartige Verbindung von ﬁlmischer, literarischer und engagiertdokumentarischer Kunst, die den Blick auf das Fremde im Eigenen und das Eigene im Fremden hin öffnet«. Andreas Kolb ist Redakteur von Politik & Kultur



Kurz gefragt ... — Dossier »Judentum und



 Fragen an Susanne Keuchel, Direktorin der Akademie der Kulturellen Bildung des Bundes und des Landes NRW



Kultur« Jetzt bestellen www.kulturratshop.de



Kippa, Koscher, Klezmer?



Jüdische Kultur, ist das »Kippa, Koscher, Klezmer?« Das Dossier zeigt historische und aktuelle Perspektiven auf jüdisches Leben in Deutschland, jüdische Kultur sowie Erinnerungskultur. Es stellt Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Buchreligionen heraus, beschäftigt sich mit wissenschaftlichen Jüdischen Studien und betrachtet die Jeckes in Israel. Das und vieles mehr ist jüdische Kultur. ISBN: ----,  Seiten, € ,



Theresa Brüheim: Vor Kurzem wurde die Akademie Remscheid in »Akademie der Kulturellen Bildung des Bundes und des Landes NRW« umbenannt. Weshalb wurde der alte Name abgelegt? Was waren die Beweggründe für die neue Namensgebung? Susanne Keuchel: Unter dem neuen Namen wird künftig die Arbeit fortgeführt, die seit  in der Akademie gelebte Tradition ist. Die Hintergründe der Umbenennung sind sehr pragmatischer Natur. Der Name »Akademie Remscheid« hat in der alteingesessenen kulturellen Bildungsszene einen hervorragenden Klang und ist ein bewährtes Aushängeschild. In den letzten  Jahren hat sich jedoch das Feld der Multiplikatoren in der kulturellen Bildungslandschaft sehr stark vergrößert. Dies ist vor allem dem politischen Aufwind und der Vielzahl an neuen Förderprogrammen in der kulturellen Bildung geschuldet. Institutionen in Bildung, Kultur und im sozialen Bereich, die sich in der Vergangenheit weniger für kulturelle Bildung interessierten, sind heute stärker in dieses Feld involviert. Für Multiplikatoren aus diesen Einrichtungen ist es oftmals schwierig in



der Argumentation gegenüber ihren Arbeitgebern durchzusetzen, warum sie, wenn sie in Bayern arbeiten, unbedingt eine Fortbildung in Remscheid absolvieren wollen. Mit dem neuen Namen ist es künftig für Dritte leichter, die bundesweite Bedeutung und den Hintergrund der Akademie besser einzuschätzen. Der neue Name betont zudem, dass sich die Akademie nicht nur als Anbieter und Gestalter von kultureller Bildung sieht, sondern auch unsere interne Praxis von ihr geleitet wird. Welche Änderungen gehen mit der Umbenennung einher? Sind diese auch strukturell tiefergreifender Natur? Erfolgt im Zuge der Umbenennung eine Abkehr der bisherigen Ausrichtung der Akademie? Als zentrales Institut für kulturelle Kinder- und Jugendbildung steht die Akademie auch künftig für Fortbildung, Fachdiskurs und Forschung im Feld der kulturellen Bildung. Das Kerngeschäft besteht in der Fortbildung. Daneben prägte die Akademie seit ihrem Bestehen  die kulturelle Bildungslandschaft maßgeblich mit, in Form eines begleitenden Fachdiskurses, in Form von Forschung, Theoriebildung und Modellvorhaben. Diese Grundausrichtung des Hauses soll mit all den ihr innewohnenden Facetten beibehalten werden. Aktuell stellen sich natürlich größere Herausforderungen bei der Gestaltung der kulturellen Bildungs-



landschaft: Es wurde schon darauf hingewiesen, dass sich das Feld sehr stark verändert hat. Hinzu kommt der rasante gesellschaftliche Wandel, unter anderem bedingt durch Globalisierung, Medialisierung und Kommerzialisierung. Dies stellt auch an die kulturelle Bildung neue gesellschaftliche Herausforderungen, wie beispielsweise soziale Spaltung, Migration, Flüchtlinge, Einbindung des Sozialraums, kommunale Bildungslandschaften oder die sich rasant verändernde Medienwelt. Hier müssen wir dafür Sorge tragen, dass wir innerhalb unserer Fortbildungen hierauf zeitnah Antworten und Strategien ﬁnden. Dies bedingt eine noch stärkere Verzahnung von Fortbildung, Fachdiskurs und Forschung in unserem Haus und auch mehr Freiraum für das Fachpersonal zur eigenen Weiterentwicklung. Welche Erwartungen werden mit dem neuen Namen verbunden? Wir hoffen, dass die künftige Arbeit der Akademie dazu beiträgt, dass der neue Name langfristig einen ebenso guten Klang in der Szene hat, wie die Vorgängernamen der Akademie. Angefangen hat ja alles mit der »Akademie Remscheid für musische Bildung und Medienerziehung«. Susanne Keuchel ist Direktorin der Akademie der Kulturellen Bildung des Bundes und des Landes NRW. Theresa Brüheim ist Cheﬁn vom Dienst von Politik & Kultur
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Auf ein gemeinsames Wort zusammenkommen  Jahre Reformation als Anlass zum christlich-islamischen Dialog AYYUB AXEL KÖHLER
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ünfhundert Jahre Reformation sind Anlass, diese Zeit zu bilanzieren und zum christlich-islamischen Dialog zu nutzen. Die Reformation wird als eine Erfolgsgeschichte gefeiert. Luthers direkte und indirekte kulturelle Wirkungen überstrahlen alles, was man ihm theologisch und politisch anlasten kann. Nun wird den Muslimen auch geraten, ihre Religion zu reformieren – sie bräuchten auch einen Luther. Diese manchmal schon als Aufforderung formulierten Ratschläge beruhen auf Missverständnissen. Luthers Reform ist die Reformation einer Kirche und der von ihr formulierten Lehre. Der Islam ist als Religion, nicht aber als Kirche organisiert und kennt kein Lehramt. Eine Reform, wenn sie



Heutzutage haben die Religionen in Deutschland an Überzeugungskraft eingebüßt denn nötig wäre, kann deswegen auch nicht über die Köpfe der Muslime hinweg verkündet werden. Die Geschichte des Islams zeigt aber, dass er, ohne den Kern der Botschaft zu verletzen, stetig im Wandel der Zeiten von innen heraus und immer durch eine Neuinterpretation der islamischen Quellen aktualisiert wurde. Dies begann schon zu Lebzeiten des Propheten und wurde stetig von allen Rechtsschulen und Denkern fortgeführt. Die Reformation hat zur Spaltung der Christenheit und zur Vertiefung der Spaltung Deutschlands geführt, die in einem im wahrsten Sinne des Wortes verheerenden und verwüstenden -jährigen Glaubenskrieg gemündet ist. Er ist für die Religionskritiker und Atheisten das abschreckende Beispiel für Unduldsamkeit, zerstörerische Mission, Gewalt und Krieg durch Religionen geworden. In der Folgezeit und besonders heutzutage haben die Religionen in Deutschland an Überzeugungskraft eingebüßt. Das Misstrauen gegenüber Religionen scheint sogar zu wachsen. Wir müssen nun durch unser Verhalten glaubhaft machen, dass Religionen ihrem Wesen nach friedfertig sind. In sozialen Fragen hat sich Luther auf die Seite der Herrschenden geschlagen. Ohne eine politische Schutzmacht wäre Luther und seine Reform wohl gescheitert. Die Staatsnähe der evangelischen Kirche in Deutschland hat also Tradition. Ein interreligiöser Dialog über das grundsätzliche Verhältnis von Religion, Staat und Politik kann hier besonders zum Nutzen für die wortführenden islamischen Verbände, die immer noch um ihre staatsrechtliche Position ringen, nützlich sein. Sollen sie sich durch die staatsrechtliche Anerkennung als Religionsgemeinschaften mit dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts in die Abhängigkeit vom Staat begeben, vor der schon der evangelische Philosoph und Kirchenrechtler, Friedrich Schleiermacher, seine Kirche eindringlich gewarnt hatte? Die Versuchung für die Muslime ist groß, schon wegen der ﬁnanziellen Existenzsicherung ihrer Verbände, Funktionäre und
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Auch die Kirche ist eine Marke Versuch einer Deﬁnition des Markenkerns Kirche HENNING VON VIEREGGE
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Privilegien, die mit dieser Bindung zuedet man mit Werbe- und Komsammenhängen. Das Impulspapier der munikationsexperten über KirKonferenz für Islamfragen der Evangeche, wie ich es getan habe, dann lischen Kirche in Deutschland (EKD) lässt sich bei aller Unterschiedlichkeit »Reformation und Islam« kam mit der der Einschätzungen eine gemeinsame Anregung, das Verhältnis zwischen Überzeugung destillieren. Sie führt zur evangelischer Kirche und dem Islam Handlungsaufforderung an die evanneu zu bestimmen, gerade recht. Die gelische Kirche im Lutherjahr . Reformationszeit hat bis in die GegenDie Überzeugung ist: Kirche ist eine wart hinein nicht nur das theologische Marke, ob sie das will oder nicht. Jede Denken und Wahrnehmen, sondern Marke hat einen Kern, den man immer auch die öffentliche Meiwieder neu deﬁnieren muss, nung über den Islam gedamit die Marke auch in verprägt. Die Forschung über ändertem Umfeld nichts von das Verhältnis der evangeihrer Strahlkraft einbüßt. Für lischen Kirche zum Islam diesen Klärungsprozess gibt bekommt dadurch neue es erprobte Vorgehensweisen. Impulse und eine wissenMehrere meiner Gesprächsschaftlich solide Grundlage. partner zeigten ihr Interesse, Die Ökonomie ist das mit Kirchenverantwortlichen Zentralgebiet der Politik in einen Workshop zu gehen, geworden. Angesichts der Mit dieser Kolumne in dem die Grundlagen für eiÖkonomisierung des Lebegleiten wir das nen solchen Auftrag geklärt bens des Einzelnen und Reformationsjubiläum. werden. der EntfremdungstendenEs geht um Kirche und zen des Menschen in der sogenannten Glaube. In laienhafter Harmlosigkeit Moderne bedauern viele, dass Luther erzählte ich neulich einem Kirchenomit seiner Reformation bei der Weiberen von meinen Gesprächen mit den chenstellung hin zum Kapitalismus Kommunikationsexperten, deren Könnicht konsequenter gewesen ist. So nen darin bestehe, die DNA einer Marke hatte er sich indifferent gegenüber dem freizulegen und somit eine zeitgemä(auch christlichen) Zinsverbot und eiße und einfache Antwort auf die Frage ner wirtschaftlichen und sozialen Ord»Warum evangelisch?« zu ﬁnden. Der nung verhalten. Über den Rahmen von Gesprächspartner klärte mich auf, dass EKD-Denkschriften hinaus könnte der es auf diese Frage keine einfache Antchristlich-islamische Dialog über die wort geben könne, das sei gerade der Probleme des Menschen in der heutiVorzug unseres Glaubens. Der Hinweis gen vom Wachstumszwang diktierten auf den Satiriker Harald Martenstein Konsumgesellschaft belebt werden. brachte uns auch nicht weiter. Der hatGemeinsam ist uns ja, dass im Mittelte neulich über einfache Antworten auf punkt unseres Handelns die Sorge um komplizierte Fragen sinniert und festden Menschen steht. gestellt: »Ich ﬁnde einfache Antworten Das Unbehagen über den Zustand unauf komplizierte Fragen super. Sowohl serer Gesellschaft ist weit verbreitet. Wir eine einfache als auch eine kompliziermüssen selbstkritisch feststellen, dass te Antwort können richtig oder falsch wir als einzelne Religionsgemeinschafsein, das weiß doch jedes Kind.« Ach ten unserer Verantwortung unserem Martenstein, was verstehst du schon Land gegenüber kaum gerecht werden von dem, was nicht jedes Kind weiß. können. Gemeinsames Auftreten und Wenig verwunderlich also, dass Aktionen würden unsere Arbeit verLars Harden, Hochschullehrer, Chef stärken. Das wäre auch ein guter Anlass, der Hannoveraner Agentur Aserto, und über die neue und gemeinsame Rolle der Religionsgemeinschaften als Akteure der Zivilgesellschaft in einer pluralen Gesellschaft sowohl bei Christen als auch Muslimen und Juden nachzudenken. Angesichts des Problems der Fremdenfeindlichkeit, der neuen Impulse für den Antisemitismus und der Islamfeindlichkeit sollte der Dialog notwendigerweise zusammen mit den



strategischer Berater kirchlicher Einrichtungen, mit seiner Forderung die Theologenabwehrmauer nicht knackt. Er fordert: »Das Mantra muss sein, das Differenzkriterium von Protestantismus zu anderen religiösen Angeboten herauszuarbeiten. Hauptempfehlung, die ich habe: Positioniert eure Köpfe und gebt ihnen ein klares Proﬁl! Seid sprechfähig! Warum ist es besser, Protestant zu sein als es nicht zu sein? Auf diese Frage müssten die Menschen, die diese Kirche repräsentieren, eine Antwort haben.« Liest man die Ankündigungen zum Jubiläum, gewinnt man den Eindruck, dass es um ein in erster Linie ökumenisches Ereignis geht. Ich war vor vielen Jahren Ohrenzeuge, als ein Kirchenpräsident vermeinte, sich bei dem damaligen Mainzer Bischof Karl Lehmann dafür entschuldigen zu müssen, dass man die Kampagne »Evangelisch aus gutem Grund« ins Leben gerufen habe. Darauf Lehmann kurz und freundlich: »Mir ist ein Gesprächspartner lieber, der weiß, wer er ist. Das erleichtert das Verständnis.« Dieser Hinweis ist nicht veraltet. Sollte der Papst zum Reformationsjahr nach Deutschland kommen, wäre etwas mehr evangelische Selbstklärung als die jüngst von Friedrich Schorlemmer mitgeteilte Weigerung, den Papst mit »Eure Heiligkeit« anzusprechen, schon hilfreich. Nehmen wir an, der Papst würde ohne Vorwarnung die Frage stellen, ob  Jahre Trennung nicht genug seien? Da wäre es doch gut, wenn der Spruch »Offenheit ist nicht Beliebigkeit« bis dahin mit solchem Inhalt gefüllt wäre, den auch das normale Kirchenmitglied versteht und der es überzeugt. Ökumenische Aufgeschlossenheit ist kein Differenzierungskriterium. Es ist also gut und richtig, von Zeit zu Zeit zu überprüfen, ob die Kommunikation rund um die Marke der DNA des evangelischen Glaubens entspricht oder von ihr abführt. Die positiven Folgen sind mannigfaltig: Das rare Gut »Loyalität« wird gestärkt, das Engagement für die Kirche und für die Gesellschaft unter kirchlicher Führung ausgebaut. Unternehmen scheuen sich nicht, eine Fankultur



Die Welt lesbarer machen



Gemeinsame Aktionen der Religionsgemeinschaften würden unsere Arbeit verstärken Juden zum Trialog erweitert werden. Es geht um die Verfasstheit unserer Gesellschaft im weitesten Sinne und den Frieden in der Welt. In diesem Sinne sollten wir die Reformationsfeiern nicht nur der Erinnerung widmen, sondern im Trialog selbstkritisch und konstruktiv auf das Heute und die Zukunft richten. Darum »lasst uns«, wie der Koran auffordert, »auf ein gemeinsames Wort zusammenkommen«! Ayyub Axel Köhler ist ehemaliger Vorsitzender des Zentralrats der Muslime



Goethe-Institute im Porträt Seit über sechzig Jahren fördert das GoetheInstitut die Kenntnis der deutschen Sprache im Ausland, es pﬂegt die internationale kulturelle Zusammenarbeit und vermittelt ein umfassendes Deutschlandbild durch seine Informationsangebote. Doch wie sieht der Alltag der deutschen Kulturbotschafterinnen und Kulturbotschafter konkret aus? Die Goethe-Institute in Barcelona, Brüssel, Buenos Aires, Hanoi, Istanbul, Johannesburg, Kabul, Kairo, Kyoto, La Paz, Lissabon, London, Mexiko-Stadt, Moskau, Mumbai, New Delhi, New York, Nowosibirsk, Peking, Ramallah, Rom, São Paulo, Schwäbisch Hall, Sydney, Tel Aviv, Tiﬂis, Tunis, Vilnius und Warschau werden in dem Buch vorgestellt.
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aufzubauen und diese auch so auszuﬂaggen. Die zwischen Engagement und Indifferenz angesiedelten »klassischen« Kirchenmitglieder, das wissen wir aus der letzten Kirchenmitgliedschaftsuntersuchung, fühlen sich zunehmend rat- und mutlos. Sie brauchen argumentativen Support jenseits einer »Kultur der Harmlosigkeit«(G. Wegner) gewachsen aus der Angst, nicht mehr gesellschaftlich anschlussfähig zu sein. Und die anschwellende Gruppe der Indifferenten? Hier steckt die Institution Kirche in der gleichen Zwickmühle wie Parteien, Gewerkschaften und andere Großinstitutionen, meint Frank-Michael Schmidt, Politologe und CEO von Scholz & Friends. »Für diese Typologien vormals lebenslanger Mitgliedschaften gilt heute: Bindungen und bedingungslose Identiﬁkation nehmen ab; die Fragen nach dem ideellen, sozialen und individuellen Nutzen nehmen zu. Gewohnheit ist keine Legitimation mehr für Mitgliedsbeiträge, sondern nur die subjektiv überzeugende Beantwortung der Sinn- und Nutzen-Fragen. Von dieser allgemeinen Dynamik können sich auch die Kirchen nicht abkoppeln.« Jedes Mitglied kann akzeptieren, dass ein Teil des Beitrags eine QuasiGemeinwohl-Abgabe ist. Problematisch dabei ist, dass die Mittelverteilung vom Mitglied nicht beeinﬂusst werden kann. Aber vollends nicht akzeptabel wäre, wenn es persönlich von der Mitgliedschaft praktisch keinen Nutzen hätte. »Die gute Nachricht ist: Die evangelische Kirche kann diese Fragen beantworten. Sie sollte das auch pointiert tun« , so Schmidt. Generell gilt: Werbung, die nicht hält, was von ihr erwartet wird, ist kontraproduktiv. Was in der Wirtschaft gilt, stimmt auch für das Lutherjahr. Es weckt hohe Erwartungen. Henning von Vieregge war Hauptgeschäftsführer des Gesamtverbands Kommunikationsagenturen GWA. Er publiziert zu den Themen Altern, Zivilgesellschaft, Kirche und arbeitet als Assoziierter Wissenschaftler am Maecenata Institut für Philanthropie und Zivilgesellschaft Berlin
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Die Rote Liste



www.politikundkultur.net



Mit der Roten Liste bedrohter Kultureinrichtungen, einer Analogie zu den bekannten »Roten Listen« bedrohter Tier- und Pﬂanzenfamilien, werden in jeder Ausgabe gefährdete Kulturinstitutionen, -vereine und -programme vorgestellt. Ziel ist es, auf den Wert einzelner Theater, Museen oder Orchester, seien sie Teil einer Kommune oder einer Großstadt, hinzuweisen. Oft wird die Bedeutung einer kulturellen Einrichtung den Nutzern erst durch deren Bedrohung deutlich. Erst wenn Empörung und schließlich Protest über mögliche Einschnitte oder gar eine Insolvenz entstehen, wird den Verantwortlichen bewusst, wie stark das Museum, Theater oder Orchester mit der Struktur und der Identität des Ortes verbunden ist. Diesen Bewusstseinsprozess gilt es anzuregen. Politik & Kultur stellt dazu die Arbeit einzelner Einrichtungen vor und teilt sie ein in Gefährdungskategorien von  bis . Ob und welche Veränderungen für die vorgestellten Einrichtungen eintreten, darüber werden wir Sie fortlaufend informieren.



GEFÄHRDUNGSKATEGORIEN Kategorie 



Gefährdung aufgehoben/ungefährdet



Kategorie 



Vorwarnliste



Kategorie 



gefährdet



Kategorie 



von Schließung bedroht



Kategorie 



geschlossen



Benachrichtigen Sie uns über die Lage Ihnen bekannter Kultureinrichtungen! Senden Sie uns dazu Ihre Vorschläge an info@politikundkultur. net.



SCHLOSS FREIENWALDE, BAD FREIENWALDE, BRANDENBURG



 • Gründung:   • Architekt: Julius Ralph Davidson



 •  •  •  •
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Die Paciﬁc Palisades in Los Angeles ist, zwischen Malibu und den Santa Monica Mountains, eine gefragte Adresse. Der Thomas-Mann-Villa droht dort mit einem vergleichsweise günstigen Verkaufspreis von ca.  Millionen Dollar der Abriss. Thomas Mann und seine Familie bewohnten die Villa von  bis . Nach der Rückkehr der Familie Mann aus dem Exil in die Schweiz erwarben der kalifornische Anwalt Chet Lappen und seine Frau das Anwesen mit  Quadratmeter Wohn- und . Quadratmeter Gartenﬂäche. Seit dem







Gründung:  erbaut /  (als Gedenkstätte)  Tätigkeitsfeld: Ausstellung Finanzierung: Landkreis Märkisch-Oderland Homepage: www.schloss-freienwalde.de



FOTO: REINHARD SCHMOOK
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THOMASMANNVILLA, LOS ANGELES, USA



Tod des Anwalts  stand die Villa als Mietobjekt auf dem Immobilienmarkt, zum ersten Mal seit  Jahren nun auch als Kaufobjekt. Für die Mann-Villa gibt es in L. A. keinen Denkmalschutz und so lockt das Maklerbüro die Interessenten mit der Möglichkeit, in der exklusiven Gegend ein Traumhaus kreieren zu können. Dem von Herta Müller angeführten Protest gegen den Verkauf und Abriss folgt Außenminister Steinmeier mit der Ankündigung, sich für die Villa zu engagieren. Ein Kauf durch die Bundesregierung ist geplant.



Das Schloss Freienwalde gilt als architektonisch bedeutendes Kleinod preußischer Landbaukunst, das im . Jahrhundert für Königin Friederike Luise erbaut worden war. Seit der Wende  fungiert es als Rathenau-Gedenkstätte und führt eine ständige Ausstellung über die Geschichte des Schlosses. Der Industrielle, Schriftsteller und Reichsaußenminister Walther Rathenau erwarb das Schlossgrundstück  und restaurierte es im Geist der Erbauungszeit. Zehn Jahre verbrachte er dort seine Sommermonate. Das nach seinem Tod



ELDORADOKINO, MÜNCHEN, BAYERN



 •  •  •  •



  • Gründung:   • Tätigkeitsfeld: Kino  • Finanzierung: Trianon Co. KG  • Homepage: www.city-kinos.de



Gründung:  Tätigkeitsfeld: Ausstellung Finanzierung: Friedrich-Gerstäcker-Gesellschaft e.V., Spenden Homepage: www.gerstaecker-museum.de



Museums in den städtischen Bereich. Doch vor allem der ungünstige Standort des Museums sei Grund dafür, dass für die Stadt eine Übernahme nicht infrage komme. Seit dem . Oktober dieses Jahres ist das Gerstäcker-Museum für Besucher geschlossen.



FOTO: ELDORADOKINO
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An den Reiseschriftsteller Friedrich Gerstäcker wird seit  Jahren in dem gleichnamigen Museum erinnert. Eine Dauerausstellung präsentiert die Geschichte der Auswanderung aus dem Herzogtum Braunschweig und gibt Hinweise auf das Schicksal Gerstäckers. Da der Eintritt kostenlos ist, kann das Museum nur über Spenden und Mitgliedschaften in der Friedrich-Gerstäcker-Gesellschaft e.V. ﬁnanziert werden. Der Vorsitzende, Thomas Ostwald, zieht sich altersbedingt aus der Arbeit zurück und wünscht die Übernahme des
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Institution, Bundesland



herrenlos gewordene Schloss wurde von seinen Erben dem damaligen Landkreis Oberbarnim geschenkt. Der Landkreis übernahm die Verpﬂichtung, die Erinnerung an Rathenau zu pﬂegen.  lagerte der Landkreis Märkisch-Oderland seine Museums-Institutionen an die Kultur GmbH aus. Im Juni wurde nun beschlossen, dass die Kultur GmbH zum Ende dieses Jahres geschlossen wird. Damit würde auch der museale Betrieb des Schloss Freienwalde schließen, sofern die Stadt nicht die Trägerschaft übernimmt.



GERSTÄCKERMUSEUM, BRAUNSCHWEIG, NIEDERSACHSEN



BISHER   V ORGESTELLTE GEFÄHRDETE   I NSTITUTIONEN







Die Eldorado-Leinwand öffnete erst- Fläche einer Drogerieﬁliale zur Verfümals im März . Das damalige Film- gung gestellt. Dieser möchte ab Neutheater im Besitz der Kinobetreiber Ku- jahr aus dem Kino im Untergeschoss chenreuther hatte einen besonderen der Münchener Sonnenstraße  einen Anspruch bei der Filmauswahl – Kunst Lagerraum machen. Das sogenannte Kistatt Mainstream. Seit  Jahren wird nosterben um die Sonnenstraße herum in dem Kino mit grünem Marmorboden begann  mit der Schließung Tivolis und Teakholz-Vertäfelung wertvolles in der Neuhauser Straße, gefolgt vom Kunstkino gezeigt.  wurde das Filmcasino am Odeonsplatz und dem Kino von der City-Gruppe renoviert Atlantis am Stachus. Das Resultat ist und übernommen. Da der Mietvertrag nebst einer immer einseitiger werdenfür das Eldorado-Kino zum Ende dieses den Geschäftsstruktur der Verlust von Jahres ausläuft, hat der Vermieter Im- Vielfalt und Kultur. mobilienagentur BVG Verwaltung die



Aktuelle Gefährdung ( ) = bei Erstaufnahme



Haus Peters Tretebüll, Schlw.-Holst.







()



Hamburger Stadtteilkultur, Hamburg







()



Mutter-Museum, Amorbach, Bayern







()



Forum Konkrete Kunst Erfurt, Thüringen







()



Acht Brücken – Musik für Köln, NRW







()



Kunstfest Weimar, Thüringen







()



Musikhochschule Trossingen, BadenWürttemberg







()



Mainzer Kammerorchester, Mainz, Rheinland-Pfalz







()



Museum Morsbroich, Leverkusen, NRW







()



Deutsche Zentralbibliothek für Medizin, Köln/ Bonn, NRW







()



Institut für Theaterwissenschaft, Universität Leipzig, Sachsen







()



Ateliers hinterm Hauptbahnhof, Karlsruhe, BadenWürttemberg







()



The English Theatre, Frankfurt am Main, Hessen







()



Projekte und Strukturen der kulturellen Bildung an hesischen Schulen







()



»Mechaje« Jüdisches Theater Rostock, Meckl.-Vorpomm.







()



Die Wiesenburg, Berlin







()



Burghofbühne Dinslaken, NRW







()



Internationales Keramik-Museum, Weiden, Bayern







()



Belgisches Haus, Köln, NRW







()



Kunst- und Kulturcafé am Campus, Essen, NRW







()



Die vollständige Liste ﬁnden Sie unter www.kulturrat.de/themen/rote-liste-kultur/
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Goethe-Institut in Tunis, Tunesien



Für einen gerechten Welthandel und für mehr Beteiligung der Zivilgesellschaft Muss die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik nicht Teil eines Bundeskulturministeriums sein? OLAF ZIMMERMANN



D 



ie Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) soll neben den politischen und wirtschaftlichen Beziehungen die »dritte Säule« der deutschen Außenpolitik sein. Und ohne Zweifel ist die AKBP ein Pfund, mit dem Deutschland im Ausland eine gute Figur macht. Die Ziele der AKBP sind hochgesteckt: Schaffung eines stabilen Fundaments für die internationalen Beziehungen durch die Koproduktion von Wissen und Kultur und den Dialog zwischen den Menschen, Förderung der deutschen Sprache in Europa und in der Welt, Beitrag zur weltweiten Krisenund Konﬂiktprävention, Förderung der europäischen Integration, Erhalt der kulturellen Vielfalt auf der Welt, Präsentation Deutschlands als modernen, attraktiven Standort für Bildung, Wissenschaft, Forschung und beruﬂiche Entwicklung, Präsentation Deutschlands als Land mit einer weltbekannten, kreativen und vielfältigen Kulturszene und die Vermittlung eines wirklichkeitstreuen und lebendigen Deutschlandbilds. Die AKBP ist eine wichtige Nahtstelle zwischen In- und Ausland und verlangt dabei besondere Sensibilität. Denn es geht auf der einen Seite darum, Deutschland, die deutsche Sprache und Kunst im Ausland zu präsentieren. Also eine Art Schaufenster für Deutschland zu sein und mit den Mitteln der Künste, die Diskussionen in Deutsch-



land sichtbar zu machen und Interesse am Lernen der deutschen Sprache zu wecken. Dazu gehört auch, Kunst aus Deutschland im Ausland zu zeigen und gegebenenfalls Kunst zu exportieren. Das ist die Blickrichtung von Deutschland nach außen. Zugleich bietet die AKBP die Chance des Blicks von außen auf Deutschland. Hier geht es darum, mit Fingerspitzengefühl und Gespür für die Kunstszene vor Ort zu erfassen, welche künstlerischen Impulse es gibt und welcher kulturpolitische Diskurs geführt wird. Besonders positiv an der AKBP in dieser Legislaturperiode ist, dass sie nicht mehr für die Anbahnung von Kontakten für die deutsche Wirtschaft missbraucht werden soll. Auch ist die Finanzierung der AKBP in dieser Legislaturperiode in ruhige Fahrwasser gekommen. Die Mittlerorganisationen werden nicht mehr kaputtgespart, sondern im Gegenteil weitgehend auskömmlich ﬁnanziert. Der Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier macht als Kulturpolitiker einen guten Job. Und trotz dieser positiven Zwischenbilanz der AKBP in dieser Legislaturperiode bleiben Fragen. Die wichtigsten Partner des Auswärtigen Amtes bei der Umsetzung der AKBP sind nach seinen eigenen Angaben die sogenannten Mittlerorganisationen wie das Goethe-Institut, der Deutsche Akademische Austauschdienst, die Alexander von HumboldtStiftung, das Institut für Auslandsbezie-



hungen, die Deutsche UNESCO-Kommission, das Deutsche Archäologische Institut und andere. In der AKBP sind aber eine Vielzahl weiterer Akteure aktiv. Neben den Mittlerorganisationen sind es Künstlerverbände, Verbände der kulturellen Jugendbildung, kulturwirtschaftliche Organisationen und nicht zuletzt die Kirchen. Aus dieser Vielzahl resultiert auch eine Heterogenität der Zielsetzungen. Sehen die einen den Export von Kulturgütern und -dienstleistungen aus Deutschland als besonders wichtig an, stehen für andere der Künstleraustausch und die Präsentation von Kunst im Aus- und Inland im Vordergrund. Setzen einige den Akzent auf die Vermittlung deutscher Sprache, stellen andere den Know-how-Transfer in den Mittelpunkt. Die nächsten erwarten neue künstlerische Ausdrucksformen, die aus der Begegnung entstehen. Aus gutem Grund wird die AKBP von einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher Akteure realisiert. Diese zivilgesellschaftlichen Akteure haben andere Möglichkeiten der Kooperation und des Austausches als staatliche Institutionen. Dies gilt vor allem im Hinblick auf den Kulturdiskurs, die Zusammenarbeit mit Künstlern in der Opposition und anderem mehr. Die deutschen zivilgesellschaftlichen Akteure der AKBP sind in der Kulturszene in Deutschland verwurzelt und mit den Kulturszenen im Ausland vertraut. Sie können eigene Akzente setzen, um partnerschaftlich mit ausländischen Akteuren die AKBP mit Leben zu füllen. In dieser Legislaturperiode hat die



Konzentration des Auswärtigen Amtes auf die Arbeit der Mittlerorganisationen noch einmal zugenommen, ist das wirklich der richtige Weg? Und müsste sich die AKBP, ganz im Sinne der UNESCO-Konvention über den Schutz und die Förderung der Viel-



Die AKBP muss in der globalisierten Welt neue Antworten geben



an Stellenwert. Zugleich hat der alte Ost-West-Konﬂikt wieder an Bedeutung gewonnen. Deutschland als bedeutende Industrie- und Kulturnation kommt in der sich verändernden Welt eine wichtige Rolle zu. Vor diesem Hintergrund muss es darum gehen, eine Neupositionierung der AKBP vorzunehmen, die sich als Teil des Nord-Süd-Dialogs versteht und sich für einen gerechten Welthandel einsetzt und mit der Kultur- und Bildungspolitik des Inlands eng verbunden ist. Und es muss darum gehen, die gesamte Breite der Zivilgesellschaft in die AKBP einzubinden. In weniger als einem Jahr wird der Deutsche Bundestag neu gewählt. Sicherlich wird im Vorfeld wieder darüber debattiert werden, ob wir nicht endlich in Deutschland ein Bundeskulturministerium, wie in so gut wie jedem anderen Land der Welt üblich, brauchen. Dabei wird sich auch wieder die Frage stellen, ob die AKBP nicht Teil dieses Ministeriums sein sollte? Gerade weil die Kulturpolitik im Inland und die AKBP enger verknüpft werden müssen, sollten allen Optionen jetzt vorurteilsfrei geprüft werden. Die Einrichtung eines Bundeskulturministeriums ist kein Angriff auf die AKBP, sondern eigentlich eine politische Selbstverständlichkeit. Nur wir Deutschen leisten uns den »Luxus«, in Europa ohne ein nationales Kulturministerium auszukommen.



falt kultureller Ausdrucksformen, nicht auch deutlich sichtbarer als heute für einen gerechten Welthandel einsetzen. Dazu gehört auch, den Kulturimport aus den Ländern des Südens zu stärken und sich für gerechte Handelsbeziehungen zwischen Nord und Süd starkzumachen. AKBP wäre so ein Anwalt für eine gerechtere Globalisierung. Müsste der Bundesaußenminister in diesem Sinne nicht einer der stärksten Gegner von TTIP, CETA und den anderen sogenannten Freihandelsabkommen sein, die ja gerade den freien Handel auf Kosten der Länder des Südens perpetuieren möchten? Die AKBP muss in der globalisierten Welt neue Antworten geben. Deutschland ist als Mitglied der Europäischen Union eingebunden in globale Diskussions- und Entscheidungsprozesse. Die Gewichte in der Welt verschieben Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer sich, neue aufstrebende Nationen ge- des Deutschen Kulturrates und winnen politisch und wirtschaftlich Herausgeber von Politik & Kultur
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Kulturelle Freiräume schaffen und gestalten Auswärtige Kulturpolitik vor neuen Herausforderungen ANDREAS GÖRGEN
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ie Neubestimmung der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) in der zweiten Amtszeit von Bundesminister Frank-Walter Steinmeier war und ist Teil des von ihm angestoßenen Review-Prozesses der deutschen Außenpolitik. Erste Ergebnisse stellte er in einer konzeptionellen Rede Anfang  vor, ein großer Kongress unter erstmaliger Einbeziehung der von ihm  gestarteten Partnerschulinitiative (PASCH) bot im April  die Gelegenheit, die Erfahrungen der Partner und Mittler aus dem Aus- und Inland intensiv einzubeziehen. Die Integration der Forschungszusammenarbeit innerhalb des Auswärtigen Amts (AA) in diesen Bereich und der Aufbau des Feldes der strategischen Kommunikation haben diese umgesetzt und vor allem hat der Bundestag in einem von Union, SPD und Bündnis/Die Grünen eingebrachten Entschließungsantrag unter weitgehender Zustimmung auch der Linken diese Neubestimmung begrüßt und inhaltlich weiter fortgeschrieben. Als die zentrale Aufgabe begreifen wir in den nächsten Jahren die Frage des Zugangs zu Kultur und Bildung. Angesichts der abscheulichen Zerstörungen von Kulturgut in Syrien, im Irak und an anderen Orten ist zunächst und vor allem der Schutz und Erhalt des kulturellen Erbes als Träger von Identifizierungsmöglichkeiten und Alteritäten gemeint. Die Zukunft ist die Gegenwart, welche die Vergangenheit uns schenkt, so hat es ein französischer Kulturminister einmal formuliert, und genau deswegen ist es so wichtig, die Vergangenheit lebendig zu erhalten. Die Verschiedenheit bietet die Möglichkeit, aus der Fremdheit des Vergangenen die Möglichkeit einer anderen Zukunft immer wieder neu zu diskutieren und diese zu gestalten. Daher hat der Kulturgüterschutz auf normativer Ebene – z. B. die gemeinsam mit dem Irak eingebrachte Resolution in der UN-Generalversammlung und die Novelle des deutschen Kulturgüterschutzgesetzes unter Federführung der Kulturstaatsministerin – ebenso wie auf politischer – im Form des Vorsitzes im Welterbekomitee / durch Staatsministerin Maria Böhmer – und pragmatischer Ebene durch zahlreiche konkrete Projekte ganz im Vordergrund der ersten fast drei Jahre dieser Legislaturperiode gestanden und wird auch weiterhin einen wichtigen Raum einnehmen. Zugang zu Kultur bezieht sich dabei freilich bei Weitem nicht nur auf Artefakte. Sondern es geht um den Zugang unter auch in der Praxis prekären, oft genug unerträglich schweren Lebensbedingungen. Unter der Leitung des Deutschen Archäologischen Instituts (DAI) und der Stiftung Preußischer Kulturbesitz (SPK) haben sich daher  Institutionen im Archeological Heritage Network zusammengetan und arbeiten gemeinsam unter anderem am Projekt »Stunde Null« für Syrien. Von der kulturellen Arbeit in Flüchtlingslagern und mit urban refugees über die Ausbildung von geﬂohenen Menschen in kulturellen Techniken, dem Heranführen an ihr kulturelles Erbe, wissenschaftlicher Ausbildung, wie sie die deutsch-jordanische Universität und viele andere Institutionen leisten, die Arbeit von Denkmalpﬂegern und Stadtplanern bis hin zur internationalen Zusammenarbeit unter anderen mit Smithsonian in den USA, der Anadolu Kültür Stiftung in der Türkei oder der



Eingang des Goethe-Instituts in Kairo, Ägypten



französisch-emiratischen Initiative reicht dabei der Bogen, der eines Tages zum kulturellen Wiederaufbau Syriens beitragen soll. Das gibt schon heute vielen Menschen ein bisschen Zuversicht. Kultur- und Bildungsarbeit, das ist Hilfe zur Humanität, die neben und mit der humanitären Hilfe notwendig ist für die gemeinsame Arbeit an einer besseren Zukunft. Zugang zu Kultur und Bildung, das betrifft auch die unzähligen Geﬂüchteten auf aller Welt. Dank der Unterstützung des Deutschen Bundestages wurden in den vergangenen knapp drei Jahren drei besonders wichtige Initiativen im Ausland gestartet bzw. verstärkt:  hat der DAAD als Mittlerorganisation die Zahl der Stipendien für Syrer verzehnfacht und mit einem Leadership-Programm unterlegt.  haben wir die Deutsche Flüchtlingsinitiative Albert Einstein beim UNHCR mit zusätzlichen . Stipendien ausgestattet, die neben vor allem syrischen Flüchtlingen in der Region auch in Erstaufnahmeländern wie z. B. Äthiopien oder dem Iran geﬂüchteten Menschen



Vorpolitische Freiheitsräume zu schaffen und zu pﬂegen, ist eminent wichtig die Möglichkeit eines Studiums eröffnen. Gemeinsam mit der Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) als Mittlerorganisationen des AA und in Kooperation mit sieben Unternehmensstiftungen wurde die Philipp-Schwartz-Initiative gegründet. Die wissenschaftliche Gemeinschaft in Deutschland gewährt mit dieser Initiative gefährdeten Wissenschaftlern einen sicheren Platz des Lebens und Forschens – sechs aus der Türkei und  aus Syrien allein in diesem Jahr. Zugang zu Kultur und Bildung, das ist aber auch über die durch die Krisen beschriebenen Notwendigkeiten hinaus die entscheidende Frage der kommenden Jahre: Bundesminister Steinmeier hat mehrfach betont, dass sich sein Ansatz auf einen sozialen Kulturbegriff, keinen ästhetisierenden stützt. Diplomaten sind nicht diejenigen, die



bestimmen, was Kultur ist, sondern für uns bilden Kultur, Bildung und Forschung und Kommunikation vorpolitische Freiheitsräume. Ob Schulen oder Goethe-Institute, ob Ausstellungskooperationen, Theater- oder Literaturfestivals, ob Austausch in Bildung, Forschung und Wissenschaft oder das Schaffen kommunikativer Räume: All das sind Orte, in denen das Lernen, Leben und manchmal eben auch Leiden am Eigenen und Fremden möglich wird. Genau dessen bedarf es umso mehr in einer Welt, die sich ihrer eigenen Ordnung nicht mehr sicher ist. Denn Ordnungen beruhen jenseits ihrer faktischen und rechtlichen Form auf Rechtfertigungsdiskursen – eben den »Träume und Traumata«, die unter dem Stichwort der kulturellen Intelligenz Eingang in die Auswärtige Politik gefunden haben. In ihnen werden tradierte Geschichten, Bilder und Erzählmuster reﬂektiert, die politische, religiöse und soziale Verhältnisse über die faktische Ordnung hinaus begründen. Das Ringen um eine neue Ordnung ist damit auch immer zugleich ein Ringen um eine neue Erzählung. Daher ist es für die Kulturpolitik Deutschlands im Ausland so eminent wichtig, vorpolitische Freiheitsräume zu schaffen und zu pﬂegen, in denen dieses Ringen stattﬁnden kann, in denen die Narrative der Völker, Freunde und Partner in friedlicher Weise vorund eben auch ausgetragen werden. Drei Aspekte mögen das veranschaulichen: Erstens der Zugang zu Kultur und Bildung, d. h. diese Freiräume als eine globale Infrastruktur des Geistes und der Herzen zu verstehen und zu ﬁnanzieren. Eine Infrastruktur, die wir im globalen Maßstab ebenso nötig haben wie Autobahnen und Eisenbahnen. Gerade im . Jahrhundert ist der Gedankenstau vielleicht noch viel gefährlicher als der Verkehrsstau, hat Außenminister Steinmeier vor dem Bundestag betont. Ins Verhältnis gesetzt bedeutet das rund  Goethe-Institute,  Lektorate, . Partnerschulen und tausende von Universitätskooperationen in aller Welt für einen Betrag, mit dem man gut  Kilometer Autobahn in Deutschland bauen könnte. Der Bundestag hat diese Infrastruktur des Geistes und der Herzen in dieser Legislaturperiode energisch unterstützt und gefördert:



Nicht nur haben die Goethe-Institute und die Deutschen Auslandsschulen jeweils rund  Millionen Euro mehr in ihrem Haushalt verbuchen können und sollen nun AvH und DAAD sowie DAI mehr Mittel bekommen, sondern auch im Kommunikationsbereich – von der Deutschen Welle (DW) bis hin zur Krisenkommunikation, in der Unterstützung der Kreativwirtschaft und in der Jugend- und Sportpolitik sind neue Akzente gesetzt worden. Zweitens geht es darum, Zugang zu diesen Freiheitsräumen nicht nur ﬁnanziell, sondern eben auch politisch zu schaffen und zu schützen – gerade in der Zusammenarbeit mit schwierigen Partnern und in der Auseinandersetzung mit uns fremden Narrativen. Vom Einsatz für die politischen Stiftungen, für die Belange der Lehrer im Ausland oder der Mitarbeiter des Goethe-Institutes bis hin zum tagtäglichen, oft politisch brisanten Ausloten des »gerade noch Erlaubten« reicht die Palette der Zusammenarbeit zwischen der Kultur der Diplomatie und der Diplomatie der Kultur. Zwei Beispiele mögen das veranschaulichen: »Dieses Literaturfestival wird die Ukraine verändern«, schrieb im vergangenen Jahr die FAZ über das Internationale Literaturfestival in Odessa, das wir dank der Initiative des Bundestages aus Mitteln für die Länder der Östlichen Partnerschaft unterstützen. Natürlich wissen wir nicht, ob das stimmt, denn es gibt nun einmal keine Kausalitätskette zwischen Geld, Kultur und Humanität. Aber der Erfolg des zweiten Festivals in diesem Jahr, die Tatsache, dass es von Russland bis Deutschland, von den baltischen Staaten bis Argentinien und Indonesien als ein Ort wahrgenommen wird, an dem im literarischen Diskurs an den Wunden von Gesellschaften gearbeitet wird, macht Mut. Ein weiteres Beispiel ist die Arbeit, die gemeinsam mit dem GoetheInstitut und anderen Partnern z. B. in Saudi-Arabien geleistet wird: Von der Unterstützung der Dreharbeiten des ersten saudischen Kinoﬁlms über die Unterstützung der Künstlerresidenz von Abdulnasser Gharem in Riad, einem einzigartigen Ort kulturellen Schaffens und kultureller Freiheit, bis hin zu der Tatsache, dass während des Janadriyah Festivals zwei Veranstaltungen als zu gewagt von der königlichen Garde abgesagt wurden, reicht die Palette der



Gratwanderungen, auf die sich Kulturpolitik einlassen muss, wenn sie nicht auf »Macht«, sondern auf »reﬂective power«, auf Gestaltung durch Verständigung baut. Drittens und abschließend dient eine solche Auswärtige Kulturpolitik des Zugangs auch der Überwindung nationalstaatlichen Denkens: Außenpolitik ist viel zu wichtig, um sie den Staaten alleine zu überlassen, hat Willy Brandt gesagt, und Außenminister Steinmeier hat mit dem strategischen Stiftungsdialog die Grundlage dafür geschaffen, dass sich zivilgesellschaftliche Organisationen und staatliches Handeln in all ihrer Unterschiedlichkeit noch besser austauschen, kritisieren, aber auch unterstützen können. Zahlreiche Initiativen sind aus diesem Dialog bereits hervorgegangen und alle dienen dem einen Ziel: einen Beitrag zu gesellschaftlicher Verständigung auch jenseits von und über staatliche Strukturen hinaus zu leisten, so wie sich das der Deutsche Kulturrat hier in Deutschland erfolgreich zum Anliegen macht. Für die Auswärtige Kulturpolitik gilt das ganz besonders für Europa. Dabei wird der Wettbewerb zwischen Gesellschaftsmodellen um die Frage »Wohlstand ohne Widerspruch« (autoritäre Regierungsformen) versus »Wohlstand durch Widerspruch« (Demokratie) in einem globalen Rahmen ausgetragen, für den sich auch unsere Kultur- und Bildungspolitik und Kommunikationsarbeit neu ausrichten muss. Die jüngsten Initiativen des GoetheInstitutes, noch enger mit dem Institut Francais zusammen zu arbeiten und von der Kollokation zur Koproduktion, von der Wohngemeinschaft zur gemeinsamen kulturellen Arbeit zu gelangen, die gemeinsame Arbeit mit Stiftungen wie der Mercator-Stiftung, der VW- und der Robert-Bosch-Stiftung an der europapolitischen Kommunikation, die Übersetzung von eurotopics ins Türkische und unsere Medieninitiative gegen russische Propaganda gemeinsam mit unseren baltischen Freunden – all das sind wichtige erste Schritte, denen weitere folgen werden und die die europäische Weiterentwicklung der AKBP vorzeichnen. Andreas Görgen leitet die Abteilung für Kultur und Kommunikation im Auswärtigen Amt
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Die Menschen direkt erreichen
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Ist die Welt noch bei Verstand?



lern Schutz gibt, mit der Unterstützung der Mittler, wie dem Goethe-Institut, die mit ihrem Wissen dazu beitragen, dass Integration gelingen kann und die in Krisenregionen aktive Hilfe leisten. Der Beitrag zum Wiederaufbau des kulturellen Erbes und die Wissenschaftszusammenarbeit wurden gestärkt und Künstler ﬁnden Gehör. Mit dem neuen Konzept für das traditionsreiche Haus auf der Fifth Avenue und dem Ankauf der Thomas-Mann-Villa in L.A. ist außerdem ein Zeichen gesetzt für die Bedeutung des transatlantischen Austauschs. Auch hier, auf der anderen Seite des Atlantiks, soll künftig die Arbeit an der Weltvernunft Einzug halten. Dazu braucht es aktive Zivilgesellschaften. Die Unterstützung aus dem Bundestag ist da.



Realpolitik für die Menschen CLAUDIA ROTH Wir leben in einer Welt, die in Unordnung geraten ist, ohne, dass wir schon klar erkennen könnten, welche neue Ordnung gerade entsteht. Diese »Unordnung« der Welt hat ganz konkrete Auswirkungen: Weltweit sind  Millionen Menschen auf der Flucht, so viele, wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Fürchterliche Kriege und Konﬂikte sorgen für Leid und Elend, weil der internationalen Gemeinschaft die Mittel und Instrumente fehlen, und oftmals eben auch der Wille, konkrete Lösungen zu erreichen. Staaten zerfallen, Terror gefährdet Frieden und in vielen Ländern wendet man sich als Reaktion auf den aktuellen Zustand der Welt einem autoritären und nationalistischen Albtraum zu, als wäre das die richtige Antwort in einer globalisierten Welt. Was kann nun in einer solchen Welt die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) ausrichten? Ich meine: AKBP ist Realpolitik. Wenn Kanäle der klassischen Diplomatie verschlossen und Kontakte eingefroren sind, wenn Hoffnungslosigkeit um sich greift, am Verhandlungstisch nur Blockade und in der Heimat nur Verderben herrscht, dann braucht es neue Wege, andere Zugänge wie Kunst und Kultur, Bildung und Sport. Damit zielt AKBP genau auf die Menschen, und nicht so sehr auf ganze Gesellschaften, auf Regimes oder bestimmte Machtkonstellationen. Wir vermitteln damit die Werte, die uns wichtig sind, und von denen wir überzeugt sind, dass sie die Welt zu einem besseren Ort machen. Es sind die Werte einer toleranten, vielfältigen und offenen Gesellschaft, die Demokratie und Menschenrechte, Frieden und Entwicklung, internationale Kooperation und Solidarität in den Mittelpunkt stellt. Doch der aktuelle Zustand der Welt schränkt leider auch die Arbeit der AKBP in einigen Bereichen stark ein. Seien es die sogenannten NGO-Gesetze, die in über  Staaten die Handlungsräume der Zivilgesellschaft immer weiter einschränken, oder die Tatsache, dass das kulturelle Erbe der Menschheit durch die zahlreichen Konﬂikte weltweit immer stärker in Gefahr gerät. Gerade in Regionen wie Syrien oder Irak, in Jemen oder auch Afghanistan können Kulturgüter in den historischen Grabungsstätten und in den Museen nicht geschützt werden, und so droht diesen Ländern der kulturelle Ausverkauf, der Verlust ihres kulturellen Gedächtnisses, ihrer kulturellen Wurzeln.



Claudia Roth, MdB ist Obfrau der Fraktion Bündnis /Die Grünen im Unterausschuss Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik im Deutschen Bundestag



All das sind wichtige neue AKBP-Handlungsfelder, deren Kraft wir gerade in diesen Zeiten nicht unterschätzen sollten. Deswegen setze ich mich dafür ein, sie weiter engagiert zu fördern und zu ﬁnanzieren.



Austausch auf Augenhöhe DIETHER DEHM Ich bin froh, dass der unter SchwarzGelb vorgenommene Paradigmenwechsel, die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) zum verlängerten Arm der Außenpolitik zu machen, umgekehrt wurde. Eine politische Vereinnahmung der AKBP darf nicht dazu dienen, deutsche Militär- oder Konzerninteressen im Ausland durchzusetzen oder anderen eine vermeintliche Leitkultur überzustülpen, die das Grundgesetz überinterpretiert. Vielmehr geht es um einen humanistisch orientierten (!) Austausch auf Augenhöhe. Dies ist in gegenwärtigen zunehmend krisen- und konfliktreichen Zeiten eine nicht zu überschätzende Rolle der AKBP, eine Sichtweise, die uns im Unterausschuss, besonders seit der Leitung von Peter Gauweiler, mit Luc Jochimsen, in einer Weise einen, die schon eine parlamentarische Besonderheit darstellt. Dafür bedarf es neben politischem Willen gewisser Voraussetzungen. Ein spürbarer Mittelaufwuchs in der laufenden Legislatur von fast  Millionen Euro gegenüber dem letzten AKBPHaushalt unter Schwarz-Gelb hat bei den Mittlern immerhin etwas Druck aus ihrer Arbeit genommenen. Proﬁtiert hat davon u. a. ein Teil der bei den Auslandsschulen beschäftigten Lehrkräfte, auch wenn das Problem der Versorgungszuschläge noch nicht gelöst ist



und die Situation der Ortslehrkräfte bei der Neuordnung der Lehrkräftevergütung unberücksichtigt blieb. Der Unterausschuss AKBP hat in dieser Legislaturperiode eine Neuregelung des Kulturschutzrechts erreicht, die den Schutz von kulturellem Erbe verstärkt, welches vor allem durch Plünderungen und Zerstörungen durch den sogenannten IS bedroht ist. Und die Thomas Mann-Villa in Kalifornien wird – wenn das Treuhand- bzw. Prüfverfahren abgeschlossen ist – von der Bundesrepublik erworben, was dem Wunsch aller Fraktionen entspricht. Dieses deutsche Kulturerbe liegt mir besonders am Herzen. Aus unserer Sicht wäre es grundsätzlich wünschenswert, die institutionelle Förderung im Bereich der AKBP weiter zu stärken, wo man mit  Millionen gegenüber  Millionen Euro unter Schwarz-Gelb auf dem richtigen Weg ist. Skeptisch sehe ich den Ansatz, die AKBP bruchlos in den Dienst der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) zu stellen, wie es die Bundesregierung tut. Sie sucht, trotz der Selbstkritik der hohen Vertreterin Mogherini, wonach die ENP gescheitert sei und die europäische Nachbarschaft heute gar unsicherer geworden ist, noch immer Annäherung über Freihandels- und Assoziierungsabkommen. Wirtschaftsliberalisierung und Marktöffnung sind das Gegenteil der genannten Prinzipien der AKBP.
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cher von Morgen«. Oft entwickeln sich aus diesen Programmen lebenslange Freundschaften, gehen aus ihnen authentische »Botschafter« unseres LanTHOMAS FEIST des und unserer Kultur hervor. Wir werden in diesem Bereich noch gezielter als Als Obmann meiner Fraktion im Unter- bisher auf die Schwerpunkte unserer ausschuss für Auswärtige Kultur- und Außenpolitik abstellen. Diese Form der Bildungspolitik (AKBP) und ehemaliger Außenpolitik zum Miterleben, zum MitJugendbildungsreferent beim evange- machen und zum Mitgestalten bringt lischen Landesjugendpfarramt ist mir immer wieder auch wichtige Impulse in die AKBP ein Herzensanliegen. Sie ist unsere Arbeit ein. Ich bin davon übermit guten und effizienten Instrumen- zeugt, dass wir auf diese Weise unsere ten gerüstet, die weltweit Brücken zu eine Welt etwas besser machen können. unserem Land und unserer Kultur bauen. Um diese wichtige Säule deutscher Außenpolitik weiter zu stärken, haben wir als Koalitionsfraktionen gemeinsam mit Bündnis /Die Grünen einen Entschließungsantrag zur AKBP erarbeitet, der kürzlich im Bundestag beschlossen MICHELLE MÜNTEFERING wurde. Die Bedeutung der »sanften Diplomatie« nimmt in den aktuellen Kri- Angesichts des Leids, der Krisen und senzeiten zu und wird auch zukünftig Kriege muss man an der allgemeinen an Wert gewinnen. Zurechnungsfähigkeit der Menschheit Was macht die deutsche AKBP so zweifeln. Mindestens aber ist die Welt besonders und einzigartig? Es sind die um uns herum komplizierter geworden. Mittlerorganisationen, die ihr Proﬁl Lauter. Und Lärmender.  prägen – mit ihren Schwerpunkten Vermittlung der deutschen Sprache, Wissenschaftsaustausch und Stärkung der Zivilgesellschaft, die darüber hinaus auch unsere demokratischen Prinzipien und Wertvorstellungen transportieren. Sie erreichen durch Begegnungen im Feld der Kultur, besonders aber durch gut ausgebaute Stipendienprogramme junge und motivierte Menschen überwiegend aus den Entwicklungs- und Transformationsländern und geben ihnen die Chance, in Deutschland zu studieren und sich beruﬂich weiterzuentwickeln. Einen besonderen Wert genießt die in Deutschland erfolgreiche duale beruﬂiche Bildung in aller Welt. Sie wird auch an einigen deutschen AuslandMichelle Müntefering, MdB ist schulen angeboten und eröffnet viele Obfrau der SPD-BundestagsfrakKooperationsmöglichkeiten über die tion im Unterausschuss AuswärSchulen hinaus. Modiﬁziert für die kontige Kultur- und Bildungspolitik kreten Gegebenheiten vor Ort bietet sie im Deutschen Bundestag Zukunftschancen für junge Menschen in ihren jeweiligen Ländern. Auch leise Töne der Diplomatie, die Ein besonders wichtiges Projekt Orientierung geben, Stimmen, die der AKBP ist die Förderung der Zivil- zum Nachdenken anregen, statt Resgesellschaft in den Ländern der Östli- sentiments zu verstärken, werden gechen Partnerschaft. Sie wird weiterhin braucht. Vielleicht dringender denn je. im Fokus unserer Arbeit stehen, da sie Denn wo humanitäre Hilfe nötig ist, da geradezu eine Leuchtturmfunktion braucht es auch Hilfe zur Humanität. in der europäischen Zusammenarbeit Willy Brandt hat es die »Arbeit an der einnimmt und die europäischen Nach- Weltvernunft« genannt. Die Auswärtige barstaaten auf der Basis unserer demo- Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) tut kratischen Kultur und auf Augenhöhe genau das. Sie schafft Freiheitsräume einbezieht. und öffnet sie für den Dialog: Durch den kulturellen Austausch, durch das weltweite Bildungsnetzwerk mit den Auslandsschulen und einer aktiven Kulturpolitik in schwierigen Regionen. So ist die Kulturdiplomatie zugleich die sanfte Macht und eine tragende Säule der deutschen Außenpolitik.  Im Deutschen Bundestag ist sie noch immer ein Zaunkönig: ein winziger unscheinbarer Vogel – aber er singt unüberhörbar einzigartig. Das hat eindrücklich auch die im September vom Deutschen Bundestag einstimmig angenommene Entschließung gezeigt; sie stellte die Kraft der Kultur bei der Fluchtursachenbekämpfung, dem Zusammenhalt in Europa und der Entfaltung einer Verständigung in einem vorpolitischen Raum auf Basis unserer Grundwerte in das Zentrum des ParlaThomas Feist, MdB ist Obmann der Fraktion CDU/CSU im Unterausschuss ments. Kurz gesagt: Kultur, statt Kriege. Fraktionsübergreifend im UnterausAuswärtige Kultur- und Bildungspolitik im Deutschen Bundestag schuss und nicht zuletzt mit der großen Empathie und Verve des AußenminisEinig sind wir uns im Unterausschuss ters Frank-Walter Steinmeier (SPD) ist für AKBP auch darüber, dass wir den es in dieser Legislaturperiode geluninternationalen Jugend- und Schüler- gen, die AKBP wahrhaftig mit Leben zu austausch weiter fördern müssen. Er ist füllen. Etwa mit der Philipp-Schwartzeine wichtige Investition in die »Ma- Initiative, die verfolgten Wissenschaft-



Authentische »Botschafter«
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Wie beurteilen die Obleute im Unterausschuss Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik die AKBP in dieser Legislaturperiode?



Diether Dehm, MdB ist Obmann der Fraktion Die Linke im Unterausschuss für Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik im Deutschen Bundestag



Im guten Sinne des Emigranten Bert Brecht: »Und weil wir dies Land verbessern / Lieben und beschirmen wir’s / Und das liebste mag’s uns scheinen / So wie andern Völkern ihrs…daß ein gutes Deutschland blühe, wie ein andres gutes Land.« Dies gemeinsam mit dem Verfassungspatriotismus Gustav Heinemanns sollte uns einen in in- und auswärtiger Kultur.
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